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Akteure beim Hochseilakt mit Netz, ein Experiment 


Für viele Gesellschaften, die im vergan- 
ihre 
Entwicklungshoffnungen auf die Dyna- 


genen »neoliberalen Jahrzehnt« 
mik eines entfesselten Marktes gesetzt 
haben, hat sich dieses Projekt als Tanz 
auf dem Drahtseil 
ausgestellt. Besonders tief war der un- 


ohne Netz her- 


gesicherte Absturz in den »Transforma- 
tionsgesellschaften« Ost- und Mitteleu- 
ropas, wo die marktliberalen Schock- 
therapien im Stile der Strukturanpas- 
sungsprogramme des IWF oder marktli- 
beraler Sequenzprojekte mit wenigen 
Ausnahmen (in kleinen und bereits ver- 
gleichsweise entwikkelten zentraleuro- 
päischen sind. 
Aber schon lange vor den Erfahrungen 


Ländern) gescheitert 


in Osteuropa zeigte sich in vielen latein- 
amerikanischen Ländern, daß das bloße 
Setzen auf den Markt nicht nur ökono- 
misch unzureichend ist, sondern auch 
zur Veränderung politischer Institutio- 
nen wie auıch des »Politischen« selbst 
führt. Das Gegenwärtige wird »omni- 
präsent« und die Fähigkeit zur Ge- 
staltung der Zukunft geht verloren (so 
Norbert Lechner in seinem Beitrag). 

Inzwischen ist der theoretische Befund 
überzeugend und auch politisch weitge- 
hend 


akzeptiert, daß Strategien der 


Öffnung, also der Integration in den real 
existierenden Weltmarkt, institutionelle 
Voraussetzungen haben, die nicht ein- 
fach in kurzer Frist nach einem in den 
IWF-Labors entwickelten Rezeptbuch 
erzeugt werden können. Es genügt nicht, 
alte Regularien einzureißen und Markt- 
kräfte »freizusetzen«, es müssen auch 
Institutionen erzeugt und dann gepflegt 
werden, die es den Marktakteuren 
überhaupt erst ermöglichen, »effizient« 
zu handeln. Soll sich der Markt nicht 
als bloß destruktive 


»Teufelsmühle« (Karl Polanyi) erwei- 


von vornherein 


sen, so müssen gesellschaftliche Bin- 
dungen geknüpft werden, in denen die 
Marktakteure mit ihrer bloß mikroöko- 
nomischen Rationalität eingebettet sind. 
Diesem Thema, auf das Karl Polanyi 
schon vor Jahren aufmerksam machte, 
und das nichts von seiner Aktualität ein- 
gebüßt hat, ist die vorliegende Ausgabe 
der PROKLA gewidmet. 

Die Debatte um Wettbewerbsfähigkeit 
von »Standorten«, die weltweit höchst 
polemisch geführt wird (vgl. dazu den 
Beitrag von Elmar Altvater), hat gerade 
entgegen dem verbreiteten »Marktfun- 
damentalismus« (vgl. dazu Stephan EI- 
kins in PROKLA 96, September 1994) 
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zu Tage befördert, daß ökonomische 
Effizienz und Erfolge nicht nur von den 
Allokations- und Distributionsmechanis- 
men von Märkten abhängen oder der 
Kompetenz regulierender Interventionen 
des Staates geschuldet sind, sondern 
sozialer, nicht-marktförmiger Netze be- 
dürfen. Neben der unsichtbaren Hand 
des Marktes und der sichtbaren Hand 
des Staates gibt es noch die von Diane 
Elson in PROKLA 78 (März 1990) so 
bezeichnete »dritte Hand« gesellschaft- 
licher Institutionen. Sie können den Ak- 
teuren auf Märkten Informationen ver- 
mitteln, Sicherheiten. geben, Vertrauen 
erzeugen, auf dem die einzelnen Tausch- 
akte zwischen Käufer und Verkäufer auf 
dem Markt So können 
Transaktionskosten vermindert und 
auf den Weltmärkten 
»schlagkräftiger« werden. Die »soft 
factors« Wettbewerbsfähigkeit 
können aber - anders als Marktkräfte - 


aufbauen. 
Unternehmen 
der 


nicht kurzfristig »erzeugt« werden, sie 
haben eine je spezifische Geschichte. 
Netzwerke, institutionelle Verflechtun- 
gen wachsen quasi-organisch als eine 
gesellschaftliche und ökonomische Pro- 
duktivkraft. Die Bedingungen der Ent- 
stehung und Festigung solcher Netz- 
werke nicht-marktförmiger Regulation 
wurden auch schon in früheren Heften 
der PROKLA untersucht (vgl. die Bei- 
träge von de Vroey, Semmler, Schwen- 
gel, BugayKowalik und Müller-Planten- 
berg in PROKLA 82, März 1991). 
Allerdings können sich diese Netzwerke 
unter spezifischen Umständen auch in 
Innovationshemmnisse, in Blockaden 
von Effizienz und Evolution verwan- 


deln. Neben den vieldiskutierten Phäno- 


menen von Staats- und Marktversagen 
lassen sich ebenso Formen des »Netz- 
werkversagens« beobachten und theore- 
tisch begründen (vgl. dazu den Beitrag 
von Dirk Messner). 

Es ist auch fraglich, ob die Propagierung 
und Unterstützung von nicht-marktför- 
migen Netzwerken die Zukunftsfähig- 
keit von Gesellschaften tatsächlich be- 
fördert, wenn sie lediglich zur Hebung 
der regionalen und nationalen Konkur- 
renzfähigkeit auf dem Weltmarkt dienen 
sollen. Netzwerke können dann sehr 
schnell als soziales Korsett der ge- 
sellschaftlichen Formierung instrumen- 
talisiert werden - wohlstandschauvi- 
nistisch gegen andere Regionen und 
Nationen. In der neuen »Geoökonomie« 
kann der Staat zum »Wettbewerbsstaat« 
(Joachim Hirsch) werden, der die Netz- 
werke als Instrumente zum Einfangen 
der aus einem »Produktivitätspakt« aus- 
scherenden gesellschaftlichen Kräfte 
nutzt. Freilich bilden sich im Zusam- 
menspiel der Artikulation von Marktbe- 
ziehungen, staatlich-hierarchischer In- 
terventionen und gesellschaftlichen 
Netzwerken komplexe »Akteursarenen« 
und »Handlungstrajektorien« heraus. 
Die daraus resultierende gesellschaft- 
liche Entwicklungsdynamik ist weder 
durch Marktmodelle realistisch model- 
lierbar, noch gemäß einer Taxonomie 
des Staatshandelns leicht einzuschätzen. 
Theoretisch komplexere Ansätze sind, 
wie Dirk Messner aufzeigt, gefragt. 

Die »Netzwerkanalyse« wird freilich 
auch über den eher ökonomischen An- 
wendungsbereich hinaus fruchtbar zu 
machen versucht. Institutionelle Netz- 


werke der »Politikverflechtung« zwi- 
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schen verschiedenen Entscheidungsebe- 
nen und Akteursarenen sind ebenso von 
Bedeutung, wie neue Formen der Ver- 
netzung von Nicht-Regierungsorganisa- 
tionen (dazu der Beitrag von Achim 
und Heike Walk). 
Angesichts der begrenzten materiellen 
Mittel, die NGO's zur Verfügung stehen, 
kann Vernetzung zu einer dieses Defizit 


Brunnengräber 


kompensierenden Ressource werden. 
Weltweite informationelle Vernetzung 
hat die Schlagfertigkeit von NGO's 
enorm gesteigert, wie während der 
UNCED-Konferenz vor 1992 deutlich 
wurde, und wie es in den Vor- 
bereitungen der Weltklimakonferenz in 
Berlin im Frühjahr 1995 erneut versucht 
wird. 

stellt sich 


international 


Ganz anders wiederum 


Vernetzung »offizieller« 
wirksamer Institutionen dar, wie der 
Beitrag von Wolfgang Zaschke zeigt. 
Wenn »der« Sozialstaat als National- 
staat in der Krise ist und gleichzeitig der 
Sozialraum durch Migrationsbewegun- 
gen und die Attraktivität des westlich- 
fordistischen Akkumulationsmodells un- 
gebrochen ist und daher eine unbe- 
stritten internationale Dimension auf- 
weist, werden auch von der Internationa- 
len Arbeitsorganisation neue »vernetz- 
te« Reaktionsformen auf die neuen 
Herausforderungen verlangt. 

Netzwerke - das sind höchst unter- 
schiedliche institutionelle und funktio- 
nelle Bindungen von ganz verschiede- 
nen Akteuren mit divergenten Hand- 
lungslogiken. Die Kategorie verweist 
auf die Bedeutung des »in between«, 
des auch theoretisch lange vernach- 


lässigten Raums zwischen Markt und 


Staat, auf die »Kraft loser Bindungen« 
in gesellschaftlichen Evolutionsprozes- 
sen, auf eine soziale Dimension der 
»Strukturierung« (Giddens) von Syste- 
men durch Handeln von Akteuren, das 
nicht einer festen (markttheoretisch be- 
gründbaren oder taxonomisch bewert- 
baren) Handlungslogik folgt, aber auch 
nicht bloßes Experiment in einem völlig 
offenen trial-and-error-Prozeß ist. So- 
lange die Akteure auf den Drahtseilen 
des Marktes agieren und stets mit dem 
möglichen Absturz konfrontiert sind, 
werden sie ohne solche Netze nicht aus- 
kommen. 

außerhalb des 
setzt 


In einem Beitrag 
Heftschwerpunkts sich Sabine 
Lang mit der sich gerade erst etablie- 
renden Geschlechterforschung in der 


Politikwissenschaft auseinander. 


Elmar Altvater 


Operationsfeld Weltmarkt oder: Vom souveränen 
Nationalstaat zum nationalen Wettbewerbsstaat' 


Vor etwa 500 Jahren entstehen im Verlauf der »Entdeckungen« und Erobe- 
rungen zeitgleich der moderne Nationalstaat” und das kapitalistische Welt- 
system. Die »europäische Rationalität der Weltbeherrschung« tritt ihren 
vernichtenden Siegeszug gegen die konkurrierenden Rationalitäten und 
Kulturen auf anderen Kontinenten an. Nationalität, Globalität und Ratio- 
nalität sind drei Seiten des gemeinsamen kapitalistischen Entwicklungs- 
modells. Die Verteidiger der Souveränität (von Bodin im 16. Jahrhundert 
bis zur realistischen Schule der Theorie internationaler Beziehungen heut- 
zutage - vgl. den Überblick bei Scherrer 1994) gelangen zu ihrem Gegen- 
stand ja erst, seitdem sich Staaten innerhalb des größeren »Weltsystems« 
aufeinander als Nationalstaaten (im Plural) beziehen können. Souveränität, 
die Charakteristik jedes modernen Nationalstaats (im Singular), definiert 
sich nach innen und nach außen, und zwar als die Macht, Grenzen zu set- 
zen und im so geschaffenen souveränen Herrschaftsraum für »Ordnung« zu 
sorgen. Die am Ende des »langen 16. Jahrhunderts« (Braudel 1986) aus der 
Taufe gehobene »westfälische Ordnung« (Miller 1994) konnte noch nach 
der Regel funktionieren: cujus regio, ejus religio. Die Nationalstaaten 
waren die dramatis personge, die in der ökonomisch grenzenlosen globalen 
Ordnung den unschuldigen Erdenbürger oder den kosmopolitischen 
Wirtschaftsbürger in die nationale Uniform des jeweiligen Staatsbürgers 
stecken konnten. 

Doch Carl Schmitts Pointe: cujus regio, ejus economia ist bereits eine I- 
lusion, die allerdings politische Konzepte beflügeln kann. Während Politik 
das Setzen (und Verteidigen) von Grenzen durch die Inszenierung der 
Staatsmacht nach innen und außen bedeutet, verkörpert das ökonomische 
Prinzip von Markt- und Geldwirtschaft Grenzenlosigkeit in Zeit und 


Überarbeitetes Manuskript von Vorträgen an den Universitäten Brasilia, Belo Horizonte, 
Porto Alegre, Curitiba auf Einladung der örtlichen Goethe-Institute im September 1994. 

Wenn man heute von »Nationalstaat« spricht, ist man vor Mißverständnissen nicht gefeit. 
Ursprünglich war der Nationalstaat vor allem als Territorialstaat bestimmt, erst im 19. 
Jahrhundert wird der Territorialstaat als eine Art Gefäß, in dem eine geschichtlich ver- 
klärte Nation haust, uminterpretiert. Im folgenden Text wird der Begriff »Nationalstaat« 
gänzlich ohne die weihevollen Konnotationen benutzt, die ihm inzwischen wieder beige- 
legt werden. Auf die in dieser Deutung angelegten Gefahren wird noch hinzuweisen sein. 
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Raum: die Akkumulation von Kapital in der Zeit wird aus immanenten 
Beweggründen niemals »genug« haben, die Expansion von Kapital im 
Raum macht aus innerer Einsicht keinen Halt. Unter den stets wirksamen 
Tendenzen der »Vereinheitlichung und Fragmentierung« des internationa- 
len Systems (Mistral 1986) hat die Fragmentierung nach dem Ende der 
Übersichtlichkeit des »Systemwettbewerbs« Oberhand gewonnen (Bonder, 
Röttger, Ziebura 1993). Der Nationalstaat erscheint nicht mehr als positi- 
ver, geschützter »Bereich« einer nationalen Identität, aus der heraus der 
letzte Souverän, das Volk, den Staat und dessen Repräsentationsorgane mit 
souveräner Macht nach außen gegenüber anderen Nationalstaaten im inter- 
nationalen System ausstattet, sondern als negative Schranke der »vier Frei- 
heiten« (des Handels, des Kapitalverkehrs, der Dienstleistungen und der 
Migration) und damit der uneingeschränkten Herrschaft des »capitalisme 
generalise« (Beaud 1994). 

Das ist die eine Seite. Die andere, derzeit in Wettbewerbs- und Standort- 
theorien schwelgende Seite nimmt Carl Schmitts »terrible simplification« 
des cujus regio, ejus economia für bare Münze und erhebt sie zum Klein- 
geld der neueren Theorien zur »Wettbewerbsfähigkeit von Nationen«:” 
Wie müssen Distrikte, Regionen, Nationen sich ökonomisch, politisch und 
kulturell ausstatten, um innerhalb des kapitalistischen Weltsystems territo- 
rial gebunden »systemische Wettbewerbsfähigkeit« der Region oder Nation 
gegenüber anderen Regionen und Nationen erringen zu können? Die 
Kriterien hierfür werden von einem »äußeren« Weltmarkt vorgegeben, 
dessen Funktionsbedingungen freilich die Analyse der Wettbewerbstheo- 
retiker nicht belasten; Politik ist die gekonnte und souveräne Reaktion auf 
die äußeren Restriktionen mit der Maßgabe, auf allen territorial abgesteck- 
ten funktionalen Ebenen (auf der Meta-, der Makro-, der Meso- und der 
Mikroebene) besser zu sein, zu bleiben oder zu werden als die anderen. Bei 
der Identifikation der »Determinanten systemischer Wettbewerbsfähigkeit« 
kann man schon einmal ins Schwärmen geraten und im Eifer des Gefechts 
vergessen, daß im Falle des Erfolgs der von Marx so bezeichneten 
»propagandistischen Tendenz« des Kapitals, den Weltmarkt herzustellen, 
ein gutes Stück nachgeholfen wird: »Die Bourgeosie schafft sich eine Welt 
nach ihrem eigenen Bilde«, heißt es im Kommunistischen Manifest. Wenn 
Wilhelm Röpke »das eigentliche Motiv des modernen Protektionismus« in 
der »Furcht vor der Konkurrenz des Auslandes« erblickt (Röpke 1945: 
191), so führt heute eben die »allgemeine Konkurrenzangst« (ebd.) nicht 
mehr zur nationalstaatlichen Einigelung, sondern zu Maßnahmen eines 


° Vgl. stellvertretend Porter (1990) und den mit der Absicht der Politikberatung geschrie- 


benen Überblick von Eßer; Hillebrand; Messner; Meyer-Stamer (1994). 
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»dynamischen Protektionismus«: Schutz vor der Konkurrenz durch Steige- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit im geo-ökonomischen Raum. Dieser wird 
aber als »Sachzwang« gerade dadurch erzeugt, daß man nach seiner stren- 
gen Zuchtrute takten muß. 


Die Dissipation des Politischen in der »Geo-Ökonomie« 


Die augenscheinlichste Veränderung, die sich seit Anfang der 70er Jahre 
vollzieht, ist also das »Absterben«, wenn schon nicht des Staates mit sei- 
nem regulierenden und repressiven Institutionensystem, so doch des Na- 
tionalstaates - jener Einheit des Systems der internationalen Beziehungen, 
die über territoriale Souveränität verfügt und den vergesellschaftenden 
(und vergemeinschaftenden), sowohl normativen als auch pragmatisch- 
praktischen Rahmen für die Handlungen und wechselseitige Anerkennung 
der dazugehörigen Staatsbürger umschreibt. Der Verlust positiver Natio- 
nalstaatlichkeit und die »Gefangennahme in der Weltökonomie« 
(Narr/Schubert 1994: 147) ist möglicherweise weniger augenfällig in gro- 
Ben Territorialstaaten wie Kanada, den USA oder Brasilien und Rußland”. 
Die Tendenz tritt aber im europäischen Kontext und im Falle kleinerer 
Länder in der Welt schlagend hervor, wenn auch in höchst paradoxer 
Weise. Denn weder verschwindet mit der Erosion des Nationalstaats der 
Staat, noch werden die »Anrufungen« des Nationalen schwächer. Vielmehr 
vollzieht sich eine Transformation des souveränen Nationalstaats: Im Zuge 
der umfassenden Internationalisierung und Globalisierung der Wirtschaft 
ist dem Nationalstaat die monopolistische Herrschaft über den territorialen 
Raum abhanden geraten, auf den sich traditionellerweise die Staatseigen- 
schaft der Souveränität und ihre Fähigkeit zur Ein- und Ausgrenzung sowie 
zur Gestaltung des Raums in der Zeit beziehen. 

Auch wenn der territoriale Raum nicht mehr die Souveränitätseigenschaft 
begründet, bleibt doch der »funktionale Raum« nationaler Hegemonie 
(dazu Altvater 1987), der nun im »new trading state« (Rosecrance 1986) 
oder im nationalen »Wettbewerbsstaat« (Hirsch 1994) reorganisiert wird. 
Hier treffen wir sofort wieder auf altbekannte Unterscheidungen zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern. Denn diese Wendung ist exklusive 
Option für die ökonomisch und politisch stärkeren Nationalstaaten der 
»Triade«. Die Entwicklung nach dem Ende des Systemkonflikts gegen En- 
de der 80er Jahre weist, wie Edward Luttwak (1994; 36ff) ausführt, von 
der »Geopolitik« zur »Geo-Ökonomie«. Der politische Nationalstaat ver- 


*  Krugmans Kritik des Konzepts von der dem Nationalstaat zugeschriebenen Wettbewerbs- 


fähigkeit (Krugman 1994) trifft für große Territorialstaaten zu, nicht aber für kleine oder 
sehr stark außenwirtschaftsabhängige Staaten . 
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liert an Bedeutung, während die ökonomischen Aufgaben des Staates in der 
suprastaatlichen Geo-Ökonomie zunehmen. Nur Länder können in dieser 
Arena mitwirken, »die den Krieg untereinander ausgeschlossen haben«, 
statt dessen aber in internationalem Wettbewerb danach streben, 
»möglichst viele hochqualifizierte Arbeitsplätze in High-Tech-Industrien 
und anspruchsvollen Dienstleistungsbranchen zu schaffen...« (Luttwak 
1994: A5f), also innerhalb des durch den globalen Wettbewerb definierten 
Raums komparative Vorteile gegenüber anderen (nationalstaatlichen) Ak- 
teuren zu realisieren. Das Koordinatensystem staatlicher Einflüsse wird 
nicht mehr durch den nationalen Raum umschrieben, sondern durch den 
Weltmarkt. Die Ausgangsbedingugen sind bereits festgelegt. Hochqualifi- 
zierte Arbeitsplätze in High-Tech-Industrien sind nur eine Perspeküve für 
Länder mit einer Mindest-Faktoraustattung. Die Grenzen des staatlichen 
Operationsgebiets werden nicht mehr durch politisch sowveräne Akte ab- 
gesteckt und verteidigt. Die auf den Nationalstaat bezogenen Projekte dif- 
fundieren auf einem Globus, dessen Entfernungen - in Zeitquanten ausge- 
drückt - von Jahren und Monaten auf Stunden, ja auf Sekunden zusam- 
mengeschmolzen sind. 

Der Übergang zum nationalen Wettbewerbsstaat in der neuen Geoökono- 
mie läßt sich besonders deutlich zeigen, wenn die Ausgangssituationen zu- 
vor beschrieben werden. Die Tiefe der Veränderung läßt sich erahnen, 
wenn die drei großen nationalstaatlich organisierten Entwicklungsprojekte 
dieses Jahrhunderts untersucht werden. Die »Planung im fortgeschrittenen 
Kapitalismus«, im »rückständigen Kapitalismus« und die »Planung im 
Sozialismus« (Baran 1968) ist gescheitert, weil der Nationalstaat als Sub- 
jekt der Planung innerhalb des geoökonomischen Raums einen tiefen 
Funktionswandel vollzogen hat”. 


.. im Osten... 


Selbst der Zusammenbruch des realen Sozialismus in den Ländern Osteu- 
ropas hat mehr mit dem Verlust der nationalstaatlichen Steuerungsfähigkeit 
sozialer und ökonomischer Prozesse zu tun, als mit dem individuelle 


Jan Tinbergen hat in seiner Schrift über »Modelle der Wirtschaftsplanung« darauf hin- 
gewiesen, daß die nationale Planung supranational abgesichert werden müsse. Er disku- 
tiert das GATT, die OECD, die EWG und den IWF unter dem Aspekt, »daß eine Reihe 
von Instrumenten der Wirtschaftspolitik nur auf supranationaler Ebene angewandt 
werden können« (Tinbergen 1967: 189). Hier werden regulierende Institutionen mit 
Pianbehörden identifiziert. In den 90er Jahren mutet diese Darstellung aus den 60er 
Jahren seitsam an, da ja die von Tinbergen aufgeführten internationalen Institutionen den 
Wettbewerb regulieren und dabei der Ideologie und Praxis des Freihandels verpflichtet 
sind. Es ist manchmal gut, sich der historischen Koordinaten zu versichern, wenn man 
bestimmte Begriffe benutzt. 
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Wahlhandlungen beschränkenden sozialen und ökonomischen Funktions- 
modus einer »sozialistischen Gesellschaft«. Paradoxerweise interpretierte 
sich der politische Sozialismus immer international, verfolgte lange Zeit 
das Lenin'sche und Trotzki'sche Ziel der Weltrevolution, mußte sich aber 
dann doch international isoliert in die Stalin'sche Festung des »Sozialismus 
in einem Lande« zurückziehen und den »sozialistischen Nationalstaat« 
aufbauen - ein Widerspruch in sich. Die Ausrufung des »Systemwett- 
bewerbs« schon seit den 20er Jahren in der Sowjetunion (»dognat' i 
peregnat'«) und dann in den 50er Jahren erneut durch Chrustchow und 
Ulbricht erwies sich als Wegweiser in eine selbstgestellte Falle. Die 
Darstellungen eines »sozialistischen Weltwirtschaftssystems« als Resultat 
des »Wirken(s) der objektiven Tendenz zur immer stärkeren Internationa- 
lisierung des Wirtschaftslebens und der Entwicklung der internationalen 
sozialistischen Arbeitsteilung« (Autorenkollektiv 1967: 245) sind histo- 
risch dementiert worden. 

Die zentrale Planung seit 1923 (nach den früheren Versuchen unter dem 
Gosplan) und die Verstaatlichung/Enteignung des privaten Landbesitzes 
(die Vernichtung der »Kulaken«) wurden gerade in jener Phase in die We- 
ge geleitet, als die große Krise in den kapitalistischen Ländern ausbrach, 
den Weltmarkt zum Zusammenbruch brachte und in einigen europäischen 
Ländern, vor allem in Deutschland, das demokratische System zerstörte. 
Der Nationalsozialismus konnte in der gesellschaftlichen Krise die politi- 
sche »Macht ergreifen«; er ging sogleich daran, die Grenzen für das »Volk 
ohne Raum« aggressiv zu revidieren. Möglicherweise ist der Übergang zur 
nationalstaatlichen sozialistischen Planung, die Krise des kapitalistischen 
Weltmarkts und die nationalsozialistische aggressive Autarkiepolitik nur 
eine historisch kontingente Koinzidenz. Doch wurden durch die sowjeti- 
sche Alternative zum krisengeschüttelten kapitalistischen Marktsystem die 
kommunistischen Bewegungen außerhalb der Sowjetunion, viele nicht- 
kommunistische Intellektuelle und Politiker in aller Welt tief beeindruckt 
und beeinflußt. Selbst Keynes bezog sich explizit im letzten Kapitel der 
General Theory... auf die »Gefahr«, die er in der Gleichzeitigkeit eines er- 
folgreichen Rußland und eines krisenhaften Kapitalismus mit Massenar- 
beitslosigkeit erblickte. Daraus ergab sich die politische Begründung für 
eine antizyklische Politik der Vollbeschäftigung (Keynes 1936). Auch 
Roosevelts »New Deal« stellte eine amerikanische Antwort auf die sowje- 
tische Herausforderung jener Zeit dar und gab den Tendenzen der Her- 
ausbildung der fordistischen Regulationsweise (Massenproduktion plus 
Masenkonsumtion) einen kräftigen, bis weit in die Zeit nach dem zweiten 
Weltkrieg nachwirkenden Impuls. 

Das sowjetische Plansystem mit seinem Außenhandelsmonopol war nichts 
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anderes als ein zunächst recht effizientes Modell nachholender Industriali- 
sierung mit Importsubstitution im nationalen Raum, also mit einer bewuß- 
ten Dissoziation vom kapitalistischen Weltmarkt. Genau darin - hohe wirt- 
schaftliche Wachstumsraten, Vollbeschäftigung, soziale Sicherheit, Vertei- 
lungsgerechtigkeit - bestand ja über lange Zeit die Attraktivität des Mo- 
dells, die es aber einbüßte, als die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen sich änderten und den weltmarktoffenen Ländern Vorteile gegenüber 
den anderen »geschlossenen Gesellschaften« verschafften. Die Standards 
im »halben Fordismus« der real-sozialistischen Länder wurden vom 
»vollständigen Fordismus« in den westlichen Industriegesellschaften vor- 
gegeben und konnten in der nationalen Abgeschlossenheit trotz größter 
Anstrengungen, zu denen die Partei- und Staatsführung regelmäßig Kam- 
pagnen inszenierte, doch nicht erreicht werden (dazu: Murray 1990). Als 
die Öffnung zum Weltmarkt unvermeidlich wurde, konnte das nationale 
Projekt des Sozialismus nicht mehr aufrechterhalten werden. Doch die 
»Weltrevolution«, auf die dieses Projekt ursprünglich orientierte, war wei- 
ter entfernt als zuvor. Die Vernunft, der die zentrale Planung in den sozia- 
listischen Ländern seit Ende der 20er Jahre Ausdruck geben sollte, hat mit 
der Auflösung des nationalen Raums ihren Ort verloren. Die ökonomische 
Planung ebenso wie die politische Verwaltung wurden schlicht »unver- 
nünftig«, waren für die Menschen nicht mehr einsichtig, zumal sie sich 
angesichts der Weltmarktwirklichkeit leicht an anderen, überzeugenderen 
Standards orientieren konnten und obendrein noch durch die offensichtli- 
che Ineffizienz der Arbeit trotz permanenter Produktivitätskampagnen fru- 
striert wurden; dazu hat Rudolf Bahro (1977) Gehaltvolles geschrieben. 
Partei und nationaler Staat waren schließlich außerstande, die Mentalität 
und Borniertheit der Wagenburg zu überwinden, als dies im Zuge der 
ökonomischen Globalisierung und politischen Öffnung (im Zusam- 
menhang des KSZE-Prozesses in Europa) immer notwendiger wurde. Das 
Schicksal ist bekannt: Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben. 


„.im Westen... 


Aber der Weltmarkt erwies sich auch im Westen gegenüber nationalstaatli- 
chen Projekten politischer Steuerung als stärker. Gemeint ist die schon oft 
analysierte »Krise des Keynesianismus«, die in dem Moment ausbrach, als 
die westlichen Industrieländer der staatsinterventionistischen Steuerung am 
meisten bedurft hätten: in der ökonomischen Krise Mitte der 70er Jahre, in 
der die überwunden geglaubte Erfahrung der Massenarbeitslosigkeit zu- 
rückkehrte®. Doch anstatt nun keynesianisch-antizyklisch das Instrument 


° Man erinnere sich an die Debatten der frühen 60er Jahre über das »Ende des Konjunktur- 


zyklus« und die ewige Prosperität. Auch die »Modernisierungstheorien« lebten von der 
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der effektiven Nachfragesteigerung einzusetzen, ließen sich selbst sozial- 
demokratische Regierungen (z. B. in der BRD) von der »neoliberalen 
Konterrevolution«, wie Milton Friedman (1976) stolz den beginnenden 
Siegeszug von Monetarismus und Neoklassik bezeichnete, überrollen. Die 
Bundesbank hatte schon zuvor der keynesianischen Geldpolitik abge- 
schworen und war zur monetaristisch begründeten Geldmengensteuerung 
übergangen. Die Gründe für das Ende des Keynesianismus sind vielfältig: 
Sie reichen von den technologischen Veränderungen im Produktionsprozeß 
und der steigenden Kapitalausstattung der Arbeitsplätze’ über die Erosion 
des »keynesianischen Klassenkompromisses« und einer reformistisch-so- 
zialdemokratischen »Arbeiterkultur«, die von Buci-Glucksman und Ther- 
born (1982) untersucht worden ist, die Hegemonialkämpfe im Wissen- 
schaftsbetrieb zwischen Monetarismus und Keynesianismus bis zur 
schlichten, aber solide begründbaren Feststellung, daß das Subjekt der 
keynesianischen Steuerung, der Nationalstaat, angesichts der beschleunig- 
ten Globalisierung der ökonomischen Prozesse habe abdanken müssen: 
»Absterben« des Staats als nationaler Interventionsstaat. 

Nach der Kapitulation des Bretton Woods-Systems zu Beginn der 70er 
Jahre vor der ungestümen Macht der internationalen Finanzmärkte gab es 
die sicheren Währungsgrenzen fixierter Wechselkurse nicht mehr und da- 
her wurde - bei gleichzeitiger Konvertibilität der Währungen - die natio- 
nalstaatliche Steuerung der Zinssätze durch die Zentralbank, wie Mundell 
(1968) dargelegt hat, hinfällig. Zu Beginn der 80er Jahre scheiterte der 
Versuch der Linksregierung unter Mitterand, im ökonomisch durch die 
Schaffung des Europäischen Währungssystems im März 1979 hoch inte- 
grierten Europa gegen die globalen Finanzströme eine nationalstaatliche 
Expansionspolitik zu betreiben. Das letzte keynesianische Programm in 
Westeuropa in diesem Jahrhundert wurde ohne Aufsehen beerdigt. Die 
»Löcher« an der territorialen Grenze waren zu groß, also die wirtschafts- 
politische Souveränität zu gering, als daß die Wirkung des Programms 
hätte auf Frankreich konzentriert werden können: die französischen Staats- 
ausgaben wurden als Kaufkraft im Nachbarland Deutschland wirksam. Die 
Keynesianischen Errungenschaften der Zeit nach der großen Krise zu Be- 
ginn der 30er Jahre, nämlich eine geldpolitisch mächtige Zentralbank, die 


absurden Annahme, daß der Wohlstand des »american way of life« nicht nur über unbe- 
stimmte Zeiten, sondern auch in allen zugänglichen Räumen praktiziert und genossen 
werden Könnten. 

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze wird mit der steigenden Kapitalintensität teurer. Es 
reicht nicht mehr aus, »Löcher in die Erde zu graben« und wieder zuzuschütten oder 
»eine zweite Eisenbahnlinie von London nach York« zu bauen, um die Beschäftigung 
durch Errichtung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze zu steigern. 
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die Zinsen regulieren kann, und ein fiskalpolitisch aktives »big govern- 
ment« waren in den 70er Jahren offensichtlich aufgebraucht. Erst unter 
Reagan kehrte in den USA ein perverser Keynesianismus des militärischen 
Deficit-spending zurück - freilich ohne auch nur die primitivsten Begleit- 
maßnahmen (Infrastruktur, Qualifikation) in Angriff zu nehmen, mit denen 
qualifizierte Arbeitsplätze hätten errichtet werden können. 

Keynes war vielleicht der letzte große Vertreter einer »Nationalökonomie«. 
Er verlangte in der Krise der 30er Jahre »national self-sufficiencey« 
(Keynes 1929; Pollock 1933), also eine moderate Politik der Autarkie, und 
er ging noch davon aus, daß die Festlegung der Zinsen höchster und un- 
verzichtbarer Ausdruck nationaler Souveränität sei’. Er sympathisierte 
auch »with those who would minimize, rather than with those who would 
maximize, economic entanglement between nations«, um zu raten: »...let 
goods be homespun whenever it is reasonably and conveniently possible; 
and, above all, let finance be primarily national« (Keynes zitiert in: Daly/ 
Cobb 1989: 209). Doch heute haben Nationalstaaten die »Zinssouveräni- 
tät« an die globalen Finanzmärkte verloren (Scharpf 1987; Barro de Castro/ 
Pires de Souza 1985). Wenn die Rentabilität des Kapitals nicht groß genug 
ist, um Investitionen zur Steigerung der Beschäftigung zu stimulieren, 
können nicht mehr, so wie Keynes es vorschlug, die Zinsen durch eine 
expansive Geldpolitik der Zentralbank und die Fiskalpolitik eines »big 
government« gesenkt werden. Unter Bedingungen der Währungs- 
konvertibilität und flexibler Wechselkurse sind die Zinsen durch die inter- 
nationalen Märkte vorgegeben’. Die Margen, in denen sie beeinflußt wer- 
den können, sind gering. Sie werden durch Kapitalflucht und Wechsel- 
kursbewegungen definiert. Das Kapital, so heißt es, ist ein »scheues Reh« 
und flieht die garstigen Orte, wo »financial repression« herrscht. Die Spra- 
che der Finanztheoriker ist offen und ehrlich. Danach gibt es Freiheit nur 
dort, wo (national)staatliche souveräne Regulierung dem Souverän dere- 
gulierter globaler Finanzmärkte das Zepter überläßt. 

Auch die nationalstaatliche Bildung der Löhne erodiert angesichts der 
ökonomischen Globalisierung. Die keynesianische Politik der Vollbe- 


Die Forderung nach Autarkie war in der Krise nach 1929 weit verbreitet. Dahinter ver- 
barg sich die Annahme, daß die von den »kosmopolitischen« liberalen Klassikern ver- 
sprochenen Wohltaten der internationalen Arbeitsteilung nicht nur nicht ausblieben, son- 
dern die Einbindung in den Weltmarkt die nationale Wirtschaft schädigen würde. Ver- 
gleiche dazu die interessante Vortragssammlung liberaler Kritiker des Autarkie-Konzepts 
aus dem Jahre 1932 (Brandt, Eucken, Gerloff, Löb, Lange 1932). 

Eine detailliertere Analyse müßte zeigen, daß die Eingriffsmöglichkeiten der Zentralbank 
asymmetrisch sind. Sie kann die Zinsen erhöhen und so eine Rezession auslösen, sie kann 
aber mit Zinssenkungen nicht einen Konjunkturaufschwung stimulieren, wenn die Kurse 
flexibel und die Währung konvertibel sind. 
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schäftigung schützte den zu Beginn des Jahrhunderts in vielen europäi- 
schen Staaten erkämpften Raum sozialstaatlicher Regelungen in den mo- 
dernen Industrieländern, das moderne System der »industriellen Beziehun- 
gen« bzw. der »Regulation« des Lohn- und des Arbeitsverhälinisses. Der 
Lohn bildet sich zwar in Verhandlungen auf dem Arbeitsmarkt (Tarifauto- 
nomie), dieser ist aber in der Keynesianischen Vorstellung abhängig von 
den durch Regierung und Zentralbank zu beeinflussenden Güter- und Fi- 
nanzmärkten. Obendrein enthielt der Lohn seit dem Ersten Weltkrieg einen 
Soziallohnanteil, der sozialstaatlich nach politischen Kriterien und nicht 
nach den ökonomischen Marktgesetzen reguliert werden konnte: »living 
wage« in England, »politischer Lohn« (Hilferding 1927) in Deutschland. 
Damit war die von Polanyi (1979) kritisierte »disembeddedness« der Öko- 
nomie in einen Raum geselischaftlicher Regulierung, nämlich in den 
Kompetenzbereich des sozial regulierenden Nationalstaats, ein kleines 
Stück zurückgeholt'”. So konnten »industrielle Bürgerrechte« (Marshall 
1992) etabliert werden. Für die Gewerkschaften war das Ensemble von na- 
tionalem Interventions- und Sozialstaat ein sicheres und kalkulierbares 
Feld der aktiven Gestaltung, zumal dann, wenn dieses wie in der BRD 
durch Mitbestimmungsrechte gesichert wurde. Der Sozialstaat freilich war 
ebenso wie der keynesianische Interventionsstaat wesentlich Nationalstaat 
und geriet nicht zufällig mit dem Keynesianismus angesichts der ökonomi- 
schen Globalisierung in die Krise, aus der bis heute noch keine angemes- 
senen »Umbau«-Konzepte, so viele auch inzwischen vorgelegt worden 
sind, herausgeführt haben. Alle historisch vorhandenen »Regimes« des 
Sozialstaats (Esping-Anderson 1990; Schwengel 1991) erfahren diese 
Probleme. Offensichtlich läßt sich nur schwer ein nationalstaatlicher Um- 
bau des Sozialstaats konzipieren, wenn sich eben dieser Nationalstaat in 
einen nationalen Wettbewerbsstaat auflöst, dessen Operationsgebiet der 
Weltmarkt ist und dessen politisches Programm der internationalen Kon- 
kurrenz höchste Priorität einräumt und nicht mehr durch Rücksicht auf Be- 
schäftigungsstand und soziale Belange (»Sozialklimbim«, »soziale Hän- 
gematte«, »Freizeitpark« etc.) beeinflußt wird. Ein globaler (oder auch nur 
makro-regionaler) Sozialstaat, d. h. aber auch das Projekt eines globalen 
Reformismus, sind ebenso utopisch wie die Weltrevolution. 


Wegen der Nationalität von Interventions- und Sozialstaat gibt es innerhalb des Blocks 
der Industrieländer beträchtliche Unterschiede der jeweiligen Ausgestaltung der Sozialsy- 
steme, industriellen Beziehungen und des wirtschaftspolitischen Interventionsmix. Hier 
hat die vergleichende Poltikforschung ihr Betätigungsfeld gefunden (z. B. Scharpf 1987) 
und zum Teil nützliche Studien hervorgebracht. Allerdings ist fast nie reflektiert worden, 
daß der Vergleich nur Sinn macht, weil sich die Nationalstaaten im Medium des Welt- 
markts real bewegen. 


526 Elmar Altvater 


„und im Süden 


Auch in den Ländern der sog. Dritten Welt'! kann ein tiefgreifender Funk- 
tionswandel des Nationalstaats beobachtet werden. Ebenso wie die real- 
sozialistischen Plansysteme und die reformistischen Regimes des keyne- 
sianischen Interventions- und Sozialstaats in den 30er Jahren entstanden 
und in den ersten beiden Jahrzehnten nach dem zweiten Weltkrieg perfek- 
tioniert, gerät der »Entwicklungsstaat« im gewandelten globalen Umfeld an 
seine Grenzen. Zunächst verfolgten nach der tiefen Krise der späten 20er 
und der 30er Jahre auch die Entwicklungsländer, zumal in Lateinamerika, 
eine Strategie der Import substitutierenden Industrialisierung (ISD. Es blieb 
ihnen auch nichts anderes übrig, da die Warenströme auf dem Weltmarkt 
der 30er Jahre zu einem dünnen Rinnsal verkümmerten und Kredite nach 
der Schuldenkrise der 30er Jahre, in der eine Reihe lateinamerikanischer 
Länder ihre Schuldendienstzahlungen einstellten, kaum zu erhalten waren. 
ISI wurde ein weithin akzeptiertes Entwicklungsprojekt (Gerschenkron 
1962, Thorp 1984), das freilich an eine Reihe von sehr speziellen 
Bedingungen geknüpft war, die dann in den Nachkriegsjahrzehnten nach 
und nach erodierten. Die wichtigste, ausschließlich negative Bedingung für 
ein Funktionieren der Importsubstitution ist natürlich der Zusammenbruch 
des Weltmarkts und damit das zeitweise Verschwinden seiner Sachzwänge, 
die die »Konkurrenz« der entwickelteren Länder und Unternehmen ausübt. 
Wenn ein Land dazu übergeht, Industriegüter nicht mehr zu importieren, 
entzieht es sich den Wirkungen der von Singer und Prebisch konstatierten 
»säkularen Verschlechterung der terms of trade«. Zweitens war der 
Urbanisierungsgrad gering, so daß ein großer Teil der Bevölkerung seine 
Subsistenz auf dem Lande finden konnte, wenn infolge 
der Industrialisierung Arbeitskräfte freigesetzt wurden (Cardoso 1973: 


Der Begriff der »Dritten Welt« kann aus vielen Gründen nicht ohne Kommentar verwen- 
det werden (vgl. Brock 1992). Erstens macht nach dem Verschwinden der »Zweiten 
Welt« die Numerierung als »dritte« Welt wenig Sinn, zumal eine Reihe der ehemaligen 
real-sozialistischen Staaten ein Einkommensniveau (pro Kopf) aufweisen, das 
demjenigen von Low- und Middle-income countries entspricht. Zweitens hat sich, darauf 
verweist Ulrich Menzel (1992) in revisionistischer Absicht, innerhalb der »Dritten Welt« 
eine Differenzierung vollzogen, die es verbietet, mit einem Begriff so unterschiedliche 
Länder wie Süd-Korea, Namibia, Chile, Haiti, Brasilien oder Taiwan und China 
kategorisieren zu wollen. Drittens wird der geographische Gehalt des Begriffs 
fragwürdig. Die »Dritte Welt« (oder das, was darunter gemeinhin verstanden wird: 
Armut, Ineffizienz, Rückständigkeit) hefindet sich in den Ländern der »Ersten Welt«, und 
umgekehrt findet man in den »world cities« der »Dritten Welt« (Singapore, Sao Paulo, 
Mexico City, Hong Kong, Kairo etc.) viele Elemente der »Ersten Welt« {oder das, was 
darunter gemeinhin verstanden wird: Reichtum, Effizienz, Modermnität). Dieses dritte 
»Caveat« vor der Benutzung des Begriffs deutet auf einen wesentlichen Aspekt des hier 
vertretenen Arguments hin: Die Auflösung des Sinngehalts des Begriff der »Dritten 
Welt« ist selhst Ausdruck der Dissipation nationalstaatlicher Funktionsräume. 
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76ff)'”. Drittens war auch der Industrialisierungsgrad in jener Phase nied- 
rig und auf einem technischen Niveau, das keine bedeutenden Technolo- 
gieimporte verlangte, um Produktivitätsgewinne zu realisieren. Viertens 
wurde das Projekt der Import substituierenden Industrialisierung politisch 
voluntaristisch gegen ökonomische Zwänge, und populistisch aufgeladen 
von den großen Figuren des alten lateinamerikanischen Populismus, von 
Getulio Vargas in Brasilen, Lazaro Cardenas in Mexico, Juan Peron in Ar- 
gentinien oder anderen »caudillos« in Lateinamerika, als nationalstaatli- 
ches Projekt der Modernisierung, als Ausdruck von politischer Souveräni- 
tät realisiert. Es scheint eine Regel zu sein, daß das Projekt der ISI des au- 
toritären nationalen Staates bedarf, der die Gesellschaft populistisch zu 
Modernisierungsanstrengungen mobilisiert. Der populistische Pakt« ver- 
mochte es, »Bereiche des Staates und der wirtschaftlichen Oberschicht mit 
einem Teil der städtischen Masssen« zu vereinigen (Cardoso 1973: 81) und 
die ländlichen Massen auszuschließen. Wir werden unten noch sehen, daß 
auch in den Konzepten des modernen Sozial- und Produktivitätspakts Me- 
chanismen des Ausschlusses wirksam sind. 

Der Entwicklungsstaat entstand in der dritten Welt in vielen Fällen im Zu- 
ge des »nation building« während des Prozesses der nationalen Befreiung 
von fremder, zumeist kolonialer Herrschaft. Neue Nationalstaaten formie- 
ren sich, immer mit der Absicht der »self-reliance« und in vielen Fällen 
auch des »non-alignment«, zumal während des Kalten Krieges. Der natio- 
nale Entwicklungsstaat ist das Projekt der Bandung-Ära nach 1955, und er 
scheitert an dem Verlust der ökonomischen Grundlagen nationaler Souve- 
ränität spätestens in den 70er Jahren, als nahezu alle Länder der Dritten 
Welt die nationalstaatliche Modernisierung durch Rückgriff auf die Res- 
sourcen des monetären Weitmarkts zu finanzieren versuchten. Mit dem 
Geld des Weltmarkts haben sie auch dessen Standards (Produktivität, Kon- 
sumnorm etc.) übernommen, ohne Chancen zu haben, ihnen in mittlerer 
Frist nachzukommen. Die seit nahezu eineinhalb Jahrzehnten nicht gelöste 
Schuldenkrise gibt dem Scheitern des nationalen Entwicklungsstaats bered- 
ten Ausdruck. 

Die ISI-Strategie war ohne Zweifel erfolgreich, auch wenn im heute modi- 
schen Diskurs an ihr kein gutes Haar gelassen wird (Eßer 1993; Hein 
1994). Aber wie ım Falle des Keynesianismus in den Industrieländern un- 
terminierte der Erfolg die Erfolgsbedingungen. Im Zuge hoher Wachs- 


Fernando Henrique Cardoso, der mit souveränem Stimmenvorsprung am 3. 10. 1994 zum 
Präsidenten Brasiliens gewählte bedeutende lateinamerikanische Intellektuelle meinte in 
einem Interview, man solle alles vergessen, was er früher je geschrieben hat. Diesem Rat 
zum freiwilligen Verzicht auf gemeinsames intellektuelles Vermögen werden wir nicht 
folgen. 
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tumsraten stieg der Industrialisierungsgrad, allerdings ohne in den meisten 
Fällen über das Stadium eines »halben Fordismus« hinauszukommen. 
Auch die Verstädterung nahm zu und machte agrarische Subsistenzstrate- 
gien schwieriger. Die Formalisierung der Arbeit erzeugt erst den »infor- 
mellen Sektor« prekärer Beschäftigung. Wie in den real-sozialistischen 
Planwirtschaften hätte ein Übergang vom »extensiven« zum »intensiven« 
Wachstum erfolgen müssen. Economies of scale and of scope aber sind in 
einer abgeschlossenen »Nationalökonomie« nicht zu realisieren, so terri- 
torial ausgedehnt (Fall Brasilien) sie auch sein mögen, und sie sind nur 
schwer vom »Entwicklungsstaat« zu mobilisieren. Die Diversifikation auf 
dem Weltmarkt wird zu einem »Muß«, bricht sich aber an den inzwischen 
entstandenen ökonomischen Strukturen des globalen Wettbewerbs (terms 
of trade; Bewegungen der Direktinvestitionen), an den politischen Formen 
der Regulation und an den im Zuge von ISI und »Desarrollismo« entstan- 
denen objektiven Strukturen und subjektiven Verhaltensmustern. 

Von einem bestimmten Entwicklungsgrad an müssen Technologien im- 
portiert werden. Die Öffnung der Ökonomie zum Weltmarkt wird erzwun- 
gen. Sie ist unvermeidlich, zumal dann, wenn wichtige Importe auf Kredit 
gekauft werden und zeitverschoben nach der ISI-Phase die Außenver- 
schuldung zunimmt und nun Exportüberschüsse allein zur Bedienung der 
Schulden erzielt werden müssen. Die in den 60er Jahren von Chenery und 
Strout (1966) entwickelte und noch in den 80er Jahren von der Weltbank 
vertretene Theorie des Schuldenzyklus und die davon angeleitete Politik 
(Delfim Netto, brasilianischer Planungsminster, Ende der 70er Jahre: »Mit 
den Eisenerzexporten von Carajäs werden wir die Außenschuld bezahlen«) 
jedenfalls war keine Alternative zur ISI-Strategie und hat letztlich die Krise 
des nationalen »Entwicklungsstaates« noch verschärft. Nun zeigt sich die 
Grenze der Fähigkeit des Nationalstaats, die Ökonomie zu regulieren. Der 
»Schwanz der Außenschuld« wedelt mit dem Hund der nationalen 
Ökonomie. Das administrative System stellt sich mehr und mehr als inef- 
fizient, ja Korrupt heraus, obwohl es gerade in Lateinamerika durch den 
gesteigerten Auteritarismus im »bürokratisch-administrativen Staat« 
(Guillermo O’Donnell) die Steuerungsfähigkeit des politischen Systems zu 
verbessern trachtete. Anstatt produktive Sektoren zu unterstützen, werden 
»rent-seeking classes« sogar gegen die Industrialisierung und Modernisie- 
rung gefördert. Daher ist es richtig, wenn die Kritiker der ISI und des CE- 
PAL-Desarrollismo heute auf die ineffiziente und unproduktive Rolle des 
Staates in Entwicklungsgesellschaften verweisen. 

Der nationale Entwicklungsstaat hat tatsächlich ausgedient, aber die Alter- 
native eines globalen staatsförmlichen Institutionensystems, das Entwick- 
lung stimulieren könnte (so wie es Knieper 1991; 1993 vorstellt), befindet 
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sich jenseits des Horizonts der politischen Diskurse in der »neuen Welt- 
ordnung«. Der Ort des Politischen ufert aus dem Nationalstaat aus, aber der 
neue Ort, wo Politik zu Hause ist, muß erst noch bestimmt werden. Die 
Annahme Kautskys, die kapitalistischen Nationalstaaten könnten sich auf 
einen weltfriedlichen »Ultra-Imperialismus« verständigen, ist nicht nur un- 
realistisch. Sie müßte, ernst genommen, demokratische Lösungen für die 
Weltprobleme ausschließen (Hirst/Zeitlin 1991: 134). Haben die Kritiker 
daher auch Recht, wenn sie die Schlußfolgerung ziehen, die Aufgaben des 
Staates, an denen er gescheitert sei, müßten nun vom Weltmarkt und einem 
Netz »ultra-liberaler Staaten« (Held 1991: 140) wie in einem »Kriegsspiel« 
(Robert Boyer, Le Monde des Debats, Octobre 1993) übernommen 
werden? Die Frage ist nicht nur für Länder des »Südens« relevant, sondern 
offensichtlich auch für die Länder des »Westens« und vor allem für jene 
des »Östens«, die von der Einführung der Marktinstitutionen und -mecha- 
nismen nun endlich die versprochene Modernisierung erwarten. 


Weniger Sozialstaat und mehr Markt 


Es geht also (wieder einmal) um die 


»Theorie des Staates... Der keynesianische Begriff von Wirtschaftsplanung (basiert) auf der 
Identifizierung des Staates mit der 'Geselischaft als Ganzes’, der Handlungen der Regierung 
mit der volonte generale. Für dieses Denken...ist die Regierung ein im wesentlichen neutrales 
Instrument, das man einsetzen kann zur Förderung der Interessen der ‘Öffentlichkeit', der 
"Gemeinschaft, also jener ziemlich undifferenzierten Gesamtsumme der Einwohner eines ge- 
gebenen Landes, welche im liberalen Bezugsrahmen die ‘Gesellschaft konstituiert« (Baran 
1968: 69; Hervorhebungen vom Autor). 

Mit der Nationalität des Staates ist auch das sozialstaatliche Projekt der 
(national- und sozialstaatlichen) Konstitution der Gesellschaft gefährdet. 
Denn die Kapazität des Sozialstaats zur Befriedigung seiner Klientel hängt 
an derjenigen des Nationalstaats zur (keynesianischen) wirtschaftspoliti- 
schen Steuerung: Die Vollbeschäftigungsgarantie des Keynesianismus war 
der Stabilitätsanker der sozialstaatlichen Leistungen, unterlegte der »(Er- 
werbs)arbeitszentriertheit« des Sozialstaats einen historischen Sinn, inte- 
grierte National-, Interventions- und Sozialstaat zu einem potenten regula- 
torischen Ensemble - innerhalb der Grenzen des nationalen Raumes, abge- 
schirmt gegenüber den negativen Tendenzen des Weltmarkts. Der Sozial- 
staat gab den Ansprüchen der unterprivilegierten, arbeitenden Klassen 
Ausdruck, daß sie nicht nur als Produktionsfaktoren auf dem Arbeitsmarkt, 
sondern als Staatsbürger in der politischen Arena des Nationalstaats ernst 
genommen werden wollten und sollten. Die politische Demokratie der zur 
Nation Gehörigen (der aktuellen und potentiellen Staatsbürger) bot den 
notwendigen Raum, um nun die Dazugehörigkeit mit sozialen Rechten zu 
unterstreichen. Freilich gilt dies wegen der Erwerbs-Arbeitszentriertheit 
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zuvörderst für die männlichen Arbeitskräfte, weniger für die Frauen, deren 
Haushalts- und Reproduktionsarbeit nicht als Erwerbsarbeit zählt. Diese 
bleiben lange Zeit von den sozialstaatlichen Gratifikationen ausgeschlossen 
- und sind es zum Teil heute noch (vgl. Köppen 1994). 

Mit dem Nationalstaat diffundiert auch der Sozialstaat im globalen Raum, 
den »Sachzwängen« der Wettbewerbsfähigkeit ausgesetzt, von »billigeren« 
Konkurrenten bedroht, als Last bei der notwendigen »Verschlankung« der 
sozialen Leistungen diffamiert. Paradoxerweise wird in Zeiten der 
Massenarbeitslosigkeit und in der monetären Krise des Sozialstaats auf 
einmal die Nationalität wichtig, da die Nicht-Identität von Staatsbürger, 
Wirtschafts- und Sozialbürger zum Anlaß genommen wird, neue Scheide- 
linien im Sozialstaat und auf dem Arbeitsmarkt zu ziehen (Altvater 1994). 
Alle bemühen sich, innerhalb der verkleinerten Umverteilungsarena zu 
bleiben, und dies gelingt am ehesten durch Rekurs auf die Nationalität, 
wenn andere Unterscheidungskriterien infolge der Globalisierung dahin- 
schwinden'”. Der Sozialstaat wird, sofern nicht gegengesteuert wird, zu ei- 
ner wohlstandschauvinistischen Bastion, gestützt auf eine Anrechte kon- 
stituierende politische Nationalität, die durch die ökonomische Globalität 
und die transnationale soziale Mobilität ständig dementiert wird. Der So- 
zialstaat wird so zur Verteidigung von Interessen einer durch die Nationali- 
tät definierten Klientel instrumentalisiert. (Sozial)staatsbürger anderer 
Nationen werden dabei ausgegrenzt. Der Sozialstaat, von seiner Idee her 
ein geschichtsmächtiges Vehikel der Eingrenzung all jener Menschen, die 
durch Marktmechanismen ausgegrenzt werden, wird nun selbst Instrument 
der Exklusion. Er wirkt an der Erzeugung und Reproduktion von »Staaten- 
und damit Bürgerrechtslosen« mit, wie Claus Koch (1993) im Anschluß an 
Hannah Arendt (1955) resümiert. Joachim Hirsch verweist in diesem 
Kontext auf den Widerspruch, daß die 

»kapitalistische Ökonomie... permanent die sozialen Beziehungen, kulturellen Gemeinsamkei- 
ten und Institutionen, die eine Gesellschaft als bestimmte, sich selbst bewußte überhaupt erst 
bestandsfähig machen« untergräbt und sie gleichzeitig »in Abgrenzung gegen das 'Fremde' 


neu ...schaffen... muß. 'Nationalität' wird der ideologische Ausdruck dafür, wie sich die kapi- 
talistische Gesellschaft als Gesellschaft konstituiert und begreift, im Bewußtsein ihrer Mit- 


David Held schreibt dazu: »...the very idea of consent, and the particular notion that the 
relevant constituencies of voluntary agreement are the communities of a bounded 
territory or state, become deeply problematic as soon as the issue of national, regional 
and global interconnectedness is considered and the nature of a so-called 'relevant 
community’ is contested. Whose consent is necessary, whose agreement is required, 
whose participation is justified....? What is the relevant constituency? Locai? National? 
Regional? International?...Territorial boundaries demarcate the basis on which 
individuals are included and excluded from participation in decisions affecting their 
lives..., but the outcome of these decisions frequently 'stretch' beyond national frontiers« 
(Held 1991: 143). 
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glieder Konturen und Grenzen erhält. Die Anerkennung der gesellschaftlichen Regeln und In- 
stitutionen gründet sich immer weniger auf partikulare Traditionen, lokale Gemeinschaften 
und persönliche Beziehungsgeflechte, sondern - der Logik der kapitalistischen Raum- und 
Zeitmatrix folgend - auf das Prinzip einer liberalen nationalen 'Tradition' und fest umrissener 
territorialer Zugehörigkeit...« (Hirsch 1994: IM). 

Wenn die Grenzsetzungsmacht der Politik erodiert, verändern sich Begriff 
und Realität des Staatsbürgers. Die Partizipationsmöglichkeiten am politi- 
schen Entscheidungsprozeß werden auf allen Ebenen formalisiert, dabei 
aber zugleich inhaltlich entleert. Sie dehnen sich einerseits aus, da ja die 
nationalen Grenzen an Bedeutung verlieren und mit den Kommunikati- 
onsmedien und Transportmöglichkeiten internationale Kontakte, ja die 
Entstehung von grenzübergreifenden »zivilgesellschaftlichen« Netzwerken 
begünstigt werden. Andererseits werden sie durch den gleichen Prozeß 
eingeengt. Die Eingriffsmöglichkeiten politischer Instanzen (im weiteren 
Sinne) in die ökonomischen Abläufe werden geringer. Formale Parti- 
zipationsmöglichkeiten können nur teilweise in materiale Partizipation um- 
gesetzt werden. Wenn an die Stelle des ökonomisch relevanten politischen 
Diskurses die puren ökonomischen Mechanismen des Marktes, die 
berüchtigten »Sachzwänge« der Konkurrenz, treten, wird das Verlangen 
nach Partizipation ridikulisiert und der Versuch einer materialen Ausfül- 
lung läuft ins Leere. Die abstrakten »Sachzwänge« werden oft konkretisiert 
und personifiziert: in der Gestalt harter, »unfairer« Konkurrenten, als 
Gegner im »Weltwirtschaftskrieg« (Luttwak 1994; Thurow 1993). Sie sind 
die Rechtfertigungen für die Unterhöhlung des Sozialstaats, weil dem 
Nationalstaat im globalen Raum politische Alternativen verbaut werden. 


Markt und Demokratie 


Das ist der Punkt, an dem einerseits das in der Staatstheorie so zentral dis- 
kutierte Legitimationsproblem gelöst erscheint: Der Staat kann sich den 
Legitimationszwängen durch Verweis auf ökonomische »Sachzwänge« 
und die Weltmarktkonkurrenz »entwinden«, wie Habermas so schön sagt. 
Andererseits aber rückt die Frage nach dem Verhältnis von Markt und 
Demokratie ins Zentrum des Diskurses. Die Neoliberalen aus allen Welt- 
gegenden halten die Frage für grundsätzlich beantwortet. Denn der politi- 
sche Prozeß sollte dem Marktgeschehen nachgebildet sein. Wie die Kon- 
sumenten ihre »Konsumentensouveränität« auf dem Markt ausüben, so die 
Staatsbürger ihre staatsbürgerliche Souveränität auf dem politischen Markt. 
Umgekehrt ist der Markt nichts anderes als eine »Dollar-Stimmzettel-De- 
mokratie«, wie Paul A. Samuelson (1967: 72f) Generationen von Studenten 
der Wirtschaftswissenschaften mit seinem international verbreiteten 
Lehrbuch eingetrichtert hat. 
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Diese Erklärung für die Kompatibilität von Markt und Demokratie ist al- 
lerdings nicht sehr zufriedenstellend. Die Gründe ergeben sich bereits zum 
Teil aus den bisherigen Ausführungen. Erstens folgen Ökonomie und Po- 
litik unterschiedlichen Logiken - Macht der politischen Grenzsetzung ge- 
gen die Grenzenlosigkeit des Marktes - und können daher schwerlich durch 
den gleichen Mechanismus (die prozedurale Rationalität des Marktes) 
reguliert werden. Mit der Markt-Homologie von Demokratie wird also das 
Spezifische des Politischen aufgelöst: die Kraft der Setzung von Grenzen 
in Raum und Zeit und die projektiv-politische, partizipative Gesellung von 
gesellschaftlichen Individuen. Das individualistische Prinzip der 
Marktregulation und die Mehrheitsregel der Demokratie »sind unvereinbar 
wie Feuer und Wasser« (Müller-Plantenberg 1991: 75). 

Zweitens ist der Markt eine außerordentlich komplexe und komplizierte 
Angelegenheit, die es verbietet, ihn als einen geeigneten Koordinierungs- 
mechanismus - »ökonomischer Imperialismus« hat Kenneth Boulding diese 
Zumutung genannt - anderen Bereichen der Vergesellschaftung an- 
zudienen. Wer heute von »Markt« spricht, muß vom Weltmarkt reden und 
vor allem vom Weltgeld-Markt, also auch von den Restriktionen des Gel- 
des, die den Marktakteuren auferlegt werden, um sie zu äußersten Leistun- 
gen zu stimulieren. Die Restriktionen des Geldes sind in seiner »gesell- 
schaftlichen Natur«, in seiner Form eingeschrieben, aber sie finden in der 
Weltwirtschaft paradoxerweise in politischen Institutionen wie Interna- 
tionaler Währungsfonds und Weltbank ihren Ausdruck: in der »Konditio- 
nalität«, die in »Strukturanpassungsprogrammen« Ländern auferlegt wird. 
Gemeint ist die Anpassung an Weltmarktbedingungen, die selbst jenseits 
des Gestaltungshorizonts durch die Politik liegen. 

Drittens sind Geldbeziehungen prinzipiell Vertragsbeziehungen, die der 
rechtlichen Regelung durch eine unabhängige Instanz, die selbst nicht 
Vertragspartei ist, bedürfen!*. So kommt der Staat mit seiner »Ordnungs- 
politik«, die die Neoliberalen begründen, ins Spiel. Für Eucken sind Wäh- 
rungspolitik und Politik der Sicherung der Geldwertstabilität Kern bzw. 
»Primat« von Ordnungspolitik; die Sicherung eines »funktionsfähigen 


4 Dies ist die Grundidee des zweiten Kapitels des »Kapital« von Marx, an das Paschukanis 


(1929/1966) mit seiner Rechts- und Staatstheorie anknüpft. Dabei wird jedenfalls gezeigt, 
daß im Gegensatz zur neoliberalen Auffassung, daß mehr Markt weniger Staat bedeutet, 
die Vermarktwirtschaftlichung einen enormen rechtlichen Regelungsbedarf von Geldbe- 
ziehungen provoziert, der vermehrte staatliche Eingriffe erforderlich macht. Dies zeigt 
beispielsweise, wenn auch eher zwischen den Zeilen, der IWF (1994: 26f) in seiner Ana- 
lyse der »emerging equity markets«. Er sorgt sich um die Stabilität der globalisierten Fi- 
nanzmärkte und plädiert für eine gewisse Regulation - durch nationale Staaten, deren In- 
terventionskapazität gerade durch die Vermarktwirtschaftlichung unter der Ägide der 
»structural adjustment programs« des IWF reduziert worden ist. 
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Preissystems« ist »das wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundprinzip« 
(Eucken 1959: 160f). Obendrein enthalten, wie Emile Durkheim (1983) 
gezeigt hat, Vertrags- und daher auch Geldbeziehungen immer außerver- 
tragliche (und daher auch außer-marktwirtschaftliche) Elemente, deren 
Zustandekommen für Funktionsweise und Effizienz der Markt- und 
Geldwirtschaft unverzichtbar sind. Sie hängen aber von der Kompetenz der 
Zivilgesellschaft”” und von ihrer die Individuen als Marktteilnehmer ver- 
gesellschaftenden Kraft, von den Zugängen zu Informationen, von Ver- 
trauen und reziproken Beziehungen ab. Alle diese Zusammenhänge sind in 
der ökonomischen Theorie des Marktes wenig geklärt; die »invisible hand« 
ist so unsichtbar, daß niemand weiter nach ihrer Anatomie fragte. Das 
nachfolgende Schema, das Ausführungen von Michel DeVroey (1991) 
aufgreift und weiterführt, soll die Komplexität des Marktes und des Ge- 
schehens auf ihm andeuten. Jedes Feld in dem Schema erfordert theoreti- 
sche Klärungen. 

Es geht um ein ın den Sozialwissenschaften wohlbekanntes Problem: das 
von Struktur und Aktion. Wie kommt es zur Bildung von Preisen, wenn 
alle Marktagenten sich als Preisnehmer, wie im Modell der vollkommenen 
Konkurrenz unterstellt, verhalten? Wie können unabhängige, »individuel- 
le« Entscheidungen begründet werden, wenn doch alle Marktteilnehmer 
das gemeinsame soziale und natürliche Ambiente nutzen und jeweils durch 
die Erzeugung von Externalitäten (positiv, zumeist aber negativ) verän- 
dern, wenn sie außervertraglich (durch eine gemeinsame Sprache, durch 
Habitus, kulturelle Praxen) verbunden sind, also auf der gleichen sozialen 
Hefe gedeihen? Wo es keine unabhängigen Entscheidungen gibt, ist die 
Grundannahme von autonomen Individuen, die freie Verträge eingehen, 
fragwürdig. Sie befinden sich bereits in Beziehungen, die einer nicht-pri- 
vatrechtlichen, also öffentlich-politischen Regulation bedürfen. Wie ent- 
steht das Gleichgewicht, die Referenzkategorie der Markttheorie, eigentlich 
praktisch, wenn kein Marktteilnehmer nach Gleichgewicht, sondern nach 
maximalen Profiten und höchster Bedürfnisbefriedigung strebt? Ist die 
»perfect competition« mit dem Walrasianischen Auktionator nicht wie 
»perfect computation« nur als Spiel externer Beobachter mit Marktagenten 
wie mit ihren Marionetten, aber nicht als ein Spiel der Marktageniten selbst 
vorstellbar? Wie übrigens entsteht ein Markt, an dem sich alle beteiligen, 
den aber niemand »macht«? Dies ist die Frage nach den »market makers«, 
die für die osteuropäischen Transformationsökonomien von eminenter 
Bedeutung ist. 


Der Begriff der Zivilgesellschaft wird im Sinne Gramscis, nicht wie in der US-amerikani- 


schen Debatte um die civil society gebraucht, weil im Diskurs Gramseis die ökonomi- 
schen Verhältnisse mitberücksichtigt sind - anders als in der civil society-Debatte. 
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Die »Vermarktwirtschaftlichung« des Politischen ist also schon deshalb 
fragwürdig, weil der Markt eine reichlich geheimnisvolle, jedenfalls nicht 
besonders transparente gesellschaftliche Institution ist. Wer die Marx'schen 
Ausführungen über den Fetischismus von Waren und Geld kennt (MEW 
23: 85ff), darf sich darüber nicht wundern. Daher braucht man die 
Defizienzen des Marktes (Semmler 1990; Altvater 1991) noch nicht einmal 
zu debattieren, um hinter die Gleichsetzung von Markt und Demokratie 
oder hinter die einfache Annahme von ihrer prozeduralen Entsprechung ein 
Fragezeichen zu setzen. 

Im marktwirtschaftlichen Diskurs geht die Bestimmung der Existenz des 
Politischen und von Politik auf einer je spezifisch definierten Zeitachse 
verloren. Die Marktökonomie löst die historische Zeit in eine physikalisch- 
logische Zeit auf, wie Nicholas Georgescu-Roegen (1971) so überzeugend 
an der Neoklassik kritisierte. Jeder Nationalstaat ist irgendwann entstan- 
den, und er geht irgendwann unter, und zwischen diesen, in vielen Fällen 
weit auseinander liegenden Daten, machen Gesellschaft, Ökonomie, Kultur 
und Staat beträchtliche Veränderungen durch. Die Vergangenheit ist für 
das soziale Gedächtnis und handlungsrelevante Bewußtsein ebenso wichtig 
wie das »Projekt Zukunft«, die Voraussetzung von Gestaltbarkeit entspre- 
chend den Wünschen, Bedürfnissen, Utopien von Staatsbürgern, die dar- 
über einen ständigen konfliktgeladenen Diskurs führen. Im Markt hinge- 
gen, in den sich Politik gemäß dem neoliberalen Modell auflösen sollte, ist, 
wie Norbert Lechner in seinem Beitrag in diesem Heft eindrucksvoll dar- 
legt, die Gegenwart »omnipräsent«. Die Vermarktwirtschaftlichung der 
Politik hat das Vergessen des Vergangenen ebenso zur Folge wie den 
Verlust der Zukunft als Projekt. Die Zukunft taucht allenfalls als auf die 
Gegenwart abdiskontierter Wert oder als eine simple Extrapolation auf - 
und wird so in eine ungeschichtliche Gegenwart zu späterer Zeit verwan- 
delt. 

Gerechtigkeit hat als Kriterium im reinen Marktdiskurs nichts zu suchen; in 
den binären Codes des Marktsystems fehlen ihr einfach die kommuni- 
kablen Worte. Der moderne »minimal state« (Nozick) hat das sympathi- 
sche, das er noch bei Thomas Paine hatte (dazu Keane 1988, 42ff), als er 
gegen den Staat die Kraft der »Zivilgesellschaft« hochhielt, im dominanten 
neoliberalen Projekt verloren. Die Zivilgesellschaft ist heute nichts Eigen- 
ständiges, sie ist Marktgesellschaft, die sich dem Effizienz-Kriterium un- 
terwirft und für zivilgesellschaftliche Redundanzen wenig Raum läßt. Nach 
den Erfahrungen der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts, in der die Ge- 
sellschaften durch autoritäre Nationalstaaten zusammengehalten oder ge- 
preßt worden sind, ist die ideologische Tendenz zum Minimalstaat ver- 
ständlich. Aber die Gesellschaft braucht einen Ort und eine Institution der 
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gemeinsamen, nicht-marktvermittelten Gesellung und Gestaltung, eine 
Pluralität von Bezugspunkten, viele Orientierungsmöglichkeiten und Per- 
spektiven. Dies ist der richtige Kern der kommunitaristischen Theorie, mit 
der Frage freilich, ob dieser nicht in anderen theoretischen Entwürfen und 
politischen Ideen radikaler und überzeugender aufgefunden werden kann: 
in der liberalen Theorie selbst, vor allem aber in sozialistischen Theorien, 
die ja keineswegs alle mit dem Untergang des realen Sozialismus und dem 
Ende des »Marxismus-Leninismus« von der historischen Agenda ver- 
schwinden ®. 


»Gesellschaftsvertrag« und »Wettbewerbsstaat« 


Diese »kommunitaristische« Überlegung taucht in den Debatten um die 
»community«, um einen »neuen Gesellschaftsvertrag«, einen »Sozialpakt«, 
einen »sozialen Kompromiß«, einen »ökologisch-sozialen New Deal«, eine 
» Versöhnungsgesellschaft« (Späth 1985) in jüngster Zeit vermehrt auf (vgl. 
den sehr guten Überblick von Deppe 1994), ein Ausdruck dafür, daß das 
moralische Defizit der neoliberalen Konstruktion einer Gesellschaft durch 
die Marktprozesse erkannt und zum Teil wohl auch erlitten wird. »Die 
Ziele der gesellschaftlichen Entwicklung« müssen neu »ausbuchstabiert« 
werden, fordert Ulrich Beck (1993): »Erfindung des Politischen«. Ralf 
Dahrendorf schreibt, daß die Zukunft der Arbeit nach dem »Ende des 
sozialdemokratischen Jahrhunderts« neu definiert werden müsse und trifft 
sich unter diesem Postulat mit Andr& Gorz. Eine Gruppe von Sozialwis- 
senschaftlern (zu denen der Verfasser auch gehört) hat einen »neuen Ge- 
sellschaftvertrag« und »Solidarität am Standort Deutschland« eingefordert 
(Hengsbach u.a. 1994). Die Europäische Kommission schlägt in ihrem 
»Weißbuch« vom Dezember 1993 einen Gesellschaftsvertrag auf europäi- 
scher Ebene vor. Nach der UNCED-Konferenz von 1992 wird über den 
neuen sozial-ökologischen Kompromiß zwischen Norden und Süden gere- 
det. Und ist die Kairoer Konferenz (September 1994) über Bevölkerungs- 
politik nicht Ausdruck der Suche nach dem globalen bevölkerungspoliti- 
schen »contrat social« - und ihres Scheiterns? 

Die oben zitierten Autoren stehen jeder für einen spezifischen Aspekt des- 
sen, was unter »Gesellschaftsvertrag« verstanden werden kann: (1) Daß das 
Politische erneut erfunden werden müsse, kann nur als Reaktion auf 


Die Staatszentriertheit der sozialistischen Theoretiker kommt in der klaren Feststellung 
Rudolf Hilferdings zum Ausdruck: »Die Gesellschaft hat kein anderes Organ, durch das 
sie bewußt handeln kann, als den Staat« (Hilferding 1927: 170). Allerdings gibt es die an- 
dere sozialistische Tradition: die rätedemokratische, genossenschaftliche, die darauf ab- 
zielt, der Gesellschaft eine Vielfalt von Organen der koliektiven Reflexion und des be- 
wußten Handelns zukommen zu lassen. 
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die Koordinatenverschiebung nach dem Ende des realen Sozialismus inter- 
pretiert werden. (2) Der Ruf nach »Solidarität am Standort Deutschland« 
(Hengsbach 1994 u.a.} und nach einem neuen Gesellschaftsvertrag ist der 
Wahrnehmung der sozialen Verwerfungen in einer Gesellschaft geschuldet, 
die sich der Befolgung der Marktgesetze und der harten Gebote von »Saint 
Competitivite« (Le Monde Diplomatique) verschrieben hat. (3) Der globale 
»contrat social« versucht den immer drängenderen ökologischen 
Problemen in der Welt in der Gewißheit beizukommen, daß zu ihrer Lö- 
sung irgendeine einvernehmliche Form zwischen den Nationen, aber auch 
zwischen den Generationen gefunden werden muß (Brundtland-Repori), 
und daß eben diese Einvernehmlichkeit von der Wirkungsweise des 
marktwirtschaftlichen Konkurrenzmechanismus allein nicht erwartet wer- 
den kann. Eine spontane bzw. kosmische Ordnung, die »das Ergebnis 
menschlicher Handlung, aber nicht menschlichen Entwurfs ist« (von Hayek 
1980: 37 ım Anschluß an Ferguson) kann sich nur bilden, indem ihr 
Insütutionen als die Ablagerungen der tagtäglichen individuellen Aktionen 
zuwachsen und den Fluß der Handlungen nicht nur verlangsamen, sondern 
ihm auch ein Bett gegen alle zerstörerischen Ausuferungen geben. 

Die Form des Gesellschaftsvertrags mag zwar unter allen genannten 
Aspekten identisch sein: Eine soziale Manifestation des »generalized 
other«, des »alter ego«, das für die Identität von gesellschaftlichen Indivi- 
duen ein nicht verzichtbares Bildungselement ist, als soziale Bewegung, als 
parteipolitische Initiative, als intellektuelle Provokation, als Appell an die 
»ruhigen Leidenschaften«'’, um das individualistische und rücksichtslose 
Gewinnstreben zu bremsen, indem ins Marktgetriebe kommunitärer Sand 
gestreut wird. Aber der Inhalt der Sozialpakte ist gänzlich verschieden. Die 
globalen Probleme - eine neue Weltwirtschaftsordnung, von der seit Be- 
ginn der 70er Jahre die Rede ist, die Lösung der globalen Umweltkrise und 
die Förderung einer »nachhaltigen Entwicklung« - setzen tatsächlich vor- 
aus, daß Nationalstaaten über ihren nationalen Schatten springen und sich 
in je nationale Abteilungen einer wie auch immer rechtlich-politisch aus- 
gestalteten globalen Staatlichkeit zur Regulation der Weltwirtschaft und 
-gesellschaft verwandeln'®. In diese Richtung argumentiert beispielsweise 


Dieser Appell hat eine lange Tradition. Er ist die andere Seite der frühliberalen Selbst- 
gewißheit, daß »private vices« sich in »public benefits« verwandeln. Es ist auch kein Zu- 
fall, daß Adam Smith die »Theory of moral sentiments« schrieb, bevor er die »Inquiry in- 
to the causes of ihe wealth of nations« verfaßte. Vgl. auch Walther (1982) zu den politi- 
schen »Caveats« gegenüber dem vulgären »Enrichissez Vous!« in der frühen liberalen 
Theorie. 

Demgegenüber betont John Holloway, daß »Nationalstaaten (darum) konkurrieren..., ei- 
nen Teil des weltweit produzierten Mehrwerts auf ihr Territorium zu ziehen... Der Natio- 
nalstaat (ist) ein Moment des globalen Kapitalverhältnisses« (Holloway 1993: 23). 
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Rolf Knieper (1991; 1993), der die tendenzielle Auflösung und Dissipation 
der »alten« Nationalstaaten konstatiert, aber in der Welt von heute viele 
Anlässe und Gründe für globale Staatsaufgaben sieht und daher die Funk- 
tionen eines globalen Staates innerhalb des dynamischen internationalen 
Institutionensystems zu identifizieren versucht (kritisch dazu: Narr/Schu- 
bert 1994: 235ff). In gewissem Sinne gibt es die Institutionalisierung glo- 
baler Staatlichkeit tatsächlich, in Gestalt von Weltbank, IWF, GATT/ 
WTO, UNO mit Blau-, Grün- und Gelbhelmen (dazu Albrecht 1994) etc. 
Aber man muß sogleich einschränken, daß es sich dabei weniger um einen 
»Staat« wie im Falle des »alten« Nationalstaats handelt, der das Politische 
gegenüber Gesellschaft und Ökonomie institutionell verkörpert, sondern 
um administrative Kompetenz im Sinne der »Governance« komplexer 
globaler Prozesse, ohne die Regelungskompetenzen von Nationalstaaten 
tatsächlich zu ersetzen. Daher ist Paul Kennedy wohl zuzustimmen, wenn 
er auch im 21. Jahrhundert allein dem Nationalstaat die Strukturen zutraut, 
die für eine effiziente Regulierung der internationalen Kapitalströme 
benötigt werden: 

»...die globale Gesellschaft von heute (steht) - mehr noch als ihre Vorgängerin vor sechzig 
Jahren - vor der Aufgabe, den technologischen Wandel und die ökonomische Integration mit 
traditionellen Strukturen, mit dem Nationalbewußtsein, mit sozialen Bedürfnissen, institutio- 
Art Einrichtungen und den gewohnheiten der Menschen zu versöhnen« (Kennedy 1993: 
Daß der Nationalstaat am Ende des Jahrhunderts als Wettbewerbsstaat 
wenig mit dem tradierten Nationalstaat der ersten sechs Jahrzehnte dieses 
Jahrhunderts zu tun hat, wird freilich nicht ausreichend reflektiert. 

(4) Damit sind wir beim vierten Anlaß für die Formierung der Gesellschaft: 
Das entscheidende Ziel des Gesellschaftsvertrags ist heute die Formierung 
einer »Wettbewerbsgemeinschaft«, also die  zivilgesellschaftliche 
Absicherung des »Wettbewerbsstaats« (Hirsch 1994) im »Weltwirt- 
schaftskrieg« (Luttwak 1994; Thurow 1993), der Abschluß eines »Produk- 
uvitätspakts« (Deppe 1994) »intelligenter Regulierung« (Kern 1994) zwi- 
schen den relevanten Akteuren: Unternehmen, Gewerkschaften und staatli- 
chen Repräsentanten”. 


Auch Held schreibt: »Yet, while there has been rapid expansion of intergovernmental and 
transnational links, among other things, the age of the nation-state is by no means exhau- 
sted... The importance of the nation-state and nationalism, territorial independence and the 
desire to establish or regain or maintain 'sovereignity' does not seem to have diminished« 
(Held 1991: 148). 

Robert Cox hat den Gesellschaftsvertrag als die »nicht geschriebene Verfassung« des hi- 
storischen Blocks zwischen Kapital, Arbeit und Staat bezeichnet (Cox 1987). Dabei hatte 
er den Korporativisınus der 70er Jahre vor Augen. Heute geht es nicht mehr um die 
Erhaltung und Festigung des korporatistischen historischen Blocks im Rahmen eines 
Nationalstaats, um Produktionsbedingung und Verteilung des Sozialprodukts innerhalb 
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Die ökonomischen, vor allem monetären Globalisierungstendenzen erzeu- 
gen eine bisher in der Weltgeschichte nicht gekannte Nähe. Wenn sich 
zwei Jahrhunderte nach Goethe heute »fern in der Türkei« die Völker 
schlagen, wird dies nicht nur in Echtzeit auf den Telebildschirm gebracht. 
Es provoziert politische und ökonomische Konvulsionen und entspre- 
chende Reaktionen. Wenn in Tokio die Börsenkurze purzeln, purzeln die 
Frankfurter und New Yorker Kurse mit dem Rhythmus der Börsenzeiten 
hinterher, zuletzt 1987 (ein Ereignis, das sich immer wiederholen kann). 
Die mit fossilen Energieträgern betriebenen Transport- und Kommunikati- 
onssysteme senken die »Transaktionskosten« (die von Marx sogenannten 
Zirkulationskosten) auf ein Niveau, auf dem die räumliche Verortung und 
zeitliche Bindung der Kapitalakkumulation für mikro- und makroökonomi- 
sche Entscheidungen fast irrelevant geworden sind. Fast - denn natürlich 
türmt sich hinter jeder überwundenen Grenze eine neue auf. 

So versuchen also Nationalstaaten (und Regionen in ihnen), die verlorene 
Souveränität über Zinsen, Wechselkurse und Preise - das Zollhaus an der 
Grenze ist geschlossen, die Währung kann unbeschränkt ein- und ausge- 
führt werden; bei den Zinsen orientieren sich nicht nur die großen Unter- 
nehmen, sondern auch die Zentralbanken am Londoner LIBOR - auf ande- 
rem Terrain, in den Grenzen des jeweiligen »Standorts«, bei der Gestaltung 
der kostenrelevanten Produktionsbedingungen zu kompensieren: durch ein 
politisches Programm der Herstellung »standörtlicher«, also lokaler und 
regionaler »systemischer Wettbewerbsfähigkeit« (Eßer u.a. 1994). Sie muß 
sich möglichst in höherer Qualität der Produkte bei niedrigeren Preisen und 
höheren Renditen für Kapitalanlagen am »Standort« ausdrücken. Der Staat 
(das muß nicht unbedingt der Nationalstaat, das können auch regionale 
politische Einheiten sein) reorganisiert den »funktionaien Raum« der ein- 
geschränkten Souveränität auf allen »Ebenen« (Meta-, Makro-, Meso-, 
Mikro-Ebene, vgl. Eßer u.a. 1994) gegenüber derjenigen anderer Staaten in 
der Weltmarkt-Geoökonomie. Er versucht also, wenn schon die wirt- 
schaftspolitische Souveränität verloren gegangen ist, innerhalb der sach- 
zwanghaften neuen Grenzen seine Autonomie zurückzuerlangen (Held 
1991: 150). Ziel ist die Verbesserung der Effizienz von Produktion und 
Vermarktung, die Wettbewerbsfähigkeit der auf Weltmärkten gehandeiten 
Produkte. Die Effizienz allerdings ist entgegen den neoliberalen Lehren 
nicht einfach Resultat unabhängig operierender Unternehmer und ihrer mi- 
kroökonomischen Entscheidungen, sondern von einer Vielzahl von politi- 
schen, sozialen und kulturellen Bedingungen abhängig. In diesem Rahmen 


eines Landes oder den »trade off« von Beschäftigung, Einkommen, Preisen und 
Produktivität in einer nationalen Ökonomie oder um die Inszenierung eines 
supranationalen »europäischen Korporatismus« (Vobruba). 
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wird die Frage wichtig, inwieweit sich eine Gesellschaft (und ihre Mitglie- 
der) insgesamt und nicht nur die Marktteilnehmer auf das politische (und 
nicht nur ökonomische) Ziel der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit ver- 
pflichten (»formieren«) lassen. Die Erzeugung positiver Synergieeffekte 
durch bewußte, politisch stimulierte Vernetzung von Unternehmen 
(»Cluster«-Bildung), technologische Impulse, soziale Kooperation zur An- 
passung der Institutionen des Systems der industriellen Beziehungen, um 
die Arbeitskosten zu senken, können als Versuche interpretiert werden, die 
extraökonomischen Produktivkräfte einer Gesellschaft in ökonomische 
Produktivitätsgewinne im globalen Konkurrenzkampf umzusetzen. 

Wie sehr die kapitalistische Produktionsweise heute als Weltsystem exi- 
stiert, zeigt die Verbreitung des Ansatzes »systemischer Wettbewerbsfä- 
higkeit«. Wieder ein Beispiel für die »Rationalität der Weltbeherrschung«. 
Begriffe wie Netzwerkbildung, Reziprozitätsbeziehungen, Produktivitäts- 
pakt zünden das Fünkchen Hoffnung innerhalb des »Kannibalismus der 
Konkurrenz«, und daher werden überall in der Welt komparative Vorteile 
gegenüber Konkurrenten zu erzielen versucht - in der »Triade« von Asien, 
Nordamerika und Europa ebenso wie in Lateinamerika oder Osteuropa. 
Alle Länder treten also in einen Wettbewerb, wie Alice ins Rennen mit der 
Königin: Je schneller beide laufen, desto weniger kommen sie voran: »...it 
takes all the running you can do, to keep in the same place...« (Panitch 
1994: 60ff). Während ökonomische Entwicklung durch Industrialisierung 
und Modernisierung noch ein absolutes Maß innerhalb des definierten 
Bündels von nationalstaatlichen Zielen vorfand (am extremsten als 
»Aufbau des Sozialismus in einem Land«, und Sozialismus ist ja nach Le- 
nin nichts anderes als Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen Lan- 
des nach einem einheitlichen Plan - LW 33: 119), ist das Maß der Wettbe- 
werbsfähigkeit relativ. Es ist das Abstraktum der von Konkurrenten gesetz- 
ten Standards, das am jeweiligen Standort in einer Raummatrix politisch 
konkretisiert werden muß. Daraus ergibt sich, daß die Industrialisierung 
durchaus im Sinne der Herstellung einer (statischen, weil physisch-räum- 
lich fixierten) Struktur - »spatial fix« in der Sprache der Sozialgeographen 
- national oder regional gelingen kann, daß aber dennoch das Ziel der 
Wettbewerbsfähigkeit in der Geo-Ökonomie, abgesehen von den immer 
möglichen kurzfristigen Erfolgen, keineswegs gesichert ist. 

Es ist folglich verständlich, wenn in den modernen Wettbewerbstheorien 
der Nationalstaat Bezugspunkt der theoretischen Reflexionen bleibt und 
bleiben muß, wie Messner und Meyer-Stamer (1993) explizit gegen Knie- 
per und andere hervorheben. Auch wenn die Kriterien vom Weltmarkt 
vorgegeben werden, können die politischen Instanzen doch nur auf be- 
srenztem Territorium autonom handeln. Doch für die Bestimmung des 
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Raums der Autonomie ist der tradierte Nationalstaat oftmals zu klein, 
manchmal zu groß. Tendenzen der mikro- und der makroregionalen Auflö- 
sung der nationalstaatlichen Souveränität entstehen also gerade dann, wenn 
politische Instanzen gegenüber den Weltmarkttendenzen einen Bereich der 
Autonomie abzustecken versuchen. Messner/Meyer-Stamer können ihre 
These freilich nur durchhalten, indem sie zwischen den beiden Spalten des 
Schemas und zwischen Deskription, Analyse und normativen Aussagen 
changieren. Ausgangspunkt sind zwar die deskriptiven Charakteristika der 
Wettbewerbsfähigkeit. Diese werden aber in normative Bedingungen der 
Industrialisierung und Modernisierung transformiert. Dabei können andere 
in der ökonomischen Analyse identifizierbare »erfolgreiche« Länder oder 
Weltmarktregionen als Beispiele, gewonnen aus vergleichenden Analysen, 
dienen (Fajnzylber 1991), an denen sich Wetibewerbspolitik orientieren 
kann. Doch gerät bei diesen Überlegungen der simple Sachverhalt der Re- 
lativität und Interferenz von Modernisierungsstrategien aus den Augen. In- 
dustrialisierung und Modernisierung sind wie ein »positionelles Gut« 
(Hirsch 1980), das einige erreichen und nutzen können, das aber unver- 
meidlich seine Charakteristika als gelungene Modernisierung und Indu- 
strialisierung verliert, wenn alle Weltmarktregionen erfolgreich sein soll- 
ten. Schlicht ausgedrückt: Es ist ökologisch gerade noch tragbar, daß 400 
Millionen Automobile den Erdbalil »bevölkern«; es dürfte zur ökologischen 
und sozialen Katastrophe führen, wenn in allen Weltregionen die 
Automobildichte von Los Angeles oder Berlin oder auch nur von Sao 
Paulo realisiert würde (dazu ausführlicher Altvater 1991, 1992). 

Doch benutzen die Wettbewerbstheoretiker einen Trick, um der Ausweg- 
losigkeit dieser Schlußfolgerung aus dem selbstentworfenen theoretischen 
Szenario zu entgehen. Sie lösen, nachdem sie sie gerade noch als Bezugs- 
punkt hervorgehoben haben, die Geoökonomie des Weltmarkts in 
»Nischen« auf, die jedes Land »besetzen« könne. Der Weltmarkt als ein 
Puppenstubenladen, wo jedes Land mit seinem Modell spielen kann. Die 
Vorstellung ist nur so lange überzeugend, wie der Wettbewerb in einer 
Branche und nicht die Konkurrenz zwischen verschiedenen Branchen be- 
trachtet werden. »Nischen besetzen« heißt dann ja nichts anderes als die 
Erfindung einer Branche, in der ein Produktbündel mit spezifischem Ge- 
brauchswert, Design, technischem Gehalt etc. produziert werden kann, das 
es mit diesem Gebrauchswert zu dem jeweiligen Preis sonst nicht gibt. Das 
auf den Weltmarkt geworfene Produkt ist also »nicht-traditionell«, auch 
wenn es sich dabei um wenig verarbeitete und daher für die interne Mo- 
dernisierung möglicherweise wenig nützliche (in vielen Fällen sogar 
schädliche) »nicht traditionelle« agrarische Rohstoffe handeln sollte: Blu- 
men aus Costa Rica und Kolumbien, Chirimoje aus Chile, Mamao aus 


542 Elmar Altvater 


Brasilien, Barsche aus dem Victoria-See. Erst wenn in der Konkurrenz 
zwischen den Branchen die Rentabilitätsstruktur dazu führt, daß Kapital in 
moderne Sektoren fließt und nicht in »nicht-traditioneller« Agrar- und 
sonstiger Produktion fixiert wird, könnte Modernisierung gelingen. Jedoch 
sind dafür die infolge der Nischenstrategien entstehenden internen terms of 
trade in vielen Fällen eher hinderlich. 

Bei der Suche nach den Bedingungen der Wettbewerbsfähigkeit von 
»Standorten« wundert es nicht, daß die Theorien von Friedrich List (1841) 
oder Alfred Marshall (1890) wiederentdeckt werden (Fallows 1993a, 
1993b). Die »institutionalistischen« Ausführungen von Alfred Marshall 
über »site effects« und »external economies« bieten den theoretischen Be- 
zugspunkt für wettbewerbspolitische regionale Cluster-Bildung oder die 
politische Inszenierung von Netzwerken zwischen Unternehmen, aber auch 
zwischen Unternehmenssektor Bildungs- und Wissenschaftssystem. Unter- 
nehmen sind, wie Karl Polanyi (1979) in anderem Zusammenhang betonte, 
in soziale Beziehungen »eingebettet«, und gerade diese Einbettung wird 
vom Wettbewerbsstaat als Produktivkraft zur Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit von »Standorten« zu mobilisieren versucht. Daher wird der 
»Gesellschaftsvertrag« wichtig, d. h. der Versuch, die Gesellschaft insge- 
samt auf die Herstellung nationaler oder regionaler Konkurrenzbedingun- 
gen im Kontext eines dynamischen Weltmarkts einzuschwören. Ob freilich 
Netzwerke unter Konkurrenzbedingungen entstehen und dauerhaft etabliert 
werden können und ob sie, wenn sie denn existieren, nicht auch Innovatio- 
nen behindern können, ist eine offene Frage (vgl. dazu den Beitrag von 
Dirk Messner in diesem Heft). 

Die Rede vom »Gesellschaftsvertrag« stellt sich also mehr und mehr als 
eine Pandorabüchse heraus. Das Projekt des Gesellschaftsvertrags wird als 
die Explikation eines sozialen Minimalkonsenses ins Spiel gebracht, der 
für die »Entwicklung nationaler Steuerungsfähigkeit« (Eßer u.a. 1994: 
18ff) unverzichtbar ist. Politische Steuerung erhält nun die Funktion, die 
soziale Defensive der »Vergemeinschaftlichung« in eine ökonomische Of- 
fensive der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu verwandeln. Dabei er- 
geben sich freilich eine Fülle von Problemen, von denen nur zwei ab- 
schließend angedeutet werden sollen. 

Erstens: Jeder Vertrag ist zeitlich und räumlich und hinsichtlich der Ver- 
tragspartner begrenzt. So wie er die Dazugehörigen einschließt, schließt er 
die Nicht-Dazugehörigen aus. Unter Bedingungen der traditionellen Natio- 
nalität mag ja ein nicht exkludierender Geselischaftsvertrag vorstellbar 
gewesen sein, da die Nation wie selbstverständlich und nicht hinterfragt die 
Arena der Dazugehörigen bildete. Der Ausschluß der »anderen« implizierte 
ebenso selbstverständlich ihren Einschluß in einen anderen Natio- 
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nalstaat; die hier Dazugehörigen sind woanders Fremde und umgekehrt. In 
dem Maße, wie sich aber der Nationalstaat auflöst und der Begriff der Na- 
tion als Attribut der Staatsbürgerschaft fragwürdig wird, bedürfen Ein- 
schluß wie Ausschluß in den bzw. aus dem Gesellschaftsvertrag einer spe- 
ziellen und einsichtigen Begründung. Schon immer war es naheliegend, 
den »charmed circle« zu bestimmen, indem andere als »Barbaren«, als 
Ausländer, Fremde, die »Anderen« rassisch, ethnisch, religiös ausgegrenzt 
worden sind. Das sind, wie die ethnischen »Säuberungen« in Jugoslawien, 
im Herzen des europäischen Kontinents, von dem die Rationalität der 
Weltbeherrschung ihren Ausgang nahm, erschütternd zeigen, keine Krite- 
rien der Vergangenheit. In den modernen »Wettbewerbsstaaten« ist »Japan 
bashing« eine Übung, die mit der Konstruktion des Feindbilds der eigenen 
Identität der zu einer Wettbewerbsgemeinschaft Dazugehörigen förderlich 
ist (Luttwak 1994: 497). Selbst ein globaler Gesellschaftsvertrag ist vor 
dieser Gefahr nicht gefeit, ist doch die »Weltordnung«, neu oder alt, nur 
die Kehrseite einer »Weltunordnung«, die schwerlich unter den Hut eines 
globalen Gesellschaftsvertrags gebracht werden kann. Der Gesellschafts- 
vertrag verspricht also alles andere als Harmonie, er kann in den neonatio- 
nalistischen, wohlstandschauvinistischen Diskurs überführt werden und das 
Gegenteil dessen bewirken, was wohlmeinende Initiatoren beabsichtigten. 
Er kann unter diesen Umständen sogar als »Produktivitätspakt« scheitern. 

Zweitens aber tendieren die Auflösung des Nationalstaats und die Entste- 
hung von »Wettbewerbsgemeinschaften« mehr und mehr zur Bildung von 
neuen Einheiten, auf die die traditionellen (und die neuen) Staatsfunktionen 
übergehen. In dieser Situation wächst die Neigung zu einem »Makro- 
Regionalismus«, d. h. zur Bildung regional integrierter Wirtschaftsräume 
(die EG, die EFTA, später NAFTA) ebenso wie die Tendenz zum »Mikro- 
Regionalismus« unterhalb der Nationalstaaten - mit der Tendenz, daß diese 
politisch desintegriert werden (Cox 1993) und die Gesellschaften infolge 
des modernen Ethnizismus einem ideologischem Streß ausgesetzt werden. 
Den Nationalstaaten werden so tatsächlich traditionelle Souveränitätsrechte 
aus der Hand genommen. Vom Wettbewerbsstaat führt der Weg also direkt 
zur »Triadisierung« der Weltwirtschaft, zu einer neuen Form der Konkur- 
renz, die durchaus militante Züge annimmt. Die gleichen Leute, die gerade 
Kultur und schöne Künste als »weiche« Standortfaktoren identifiziert hat- 
ten, schreiben, die »Triadenkonkurrenz« im Nacken, harte Bücher über 
»ihe coming economic battle between Japan, North Amerika and Europe« 
(Thurow 1993). Es wird danach gefragt, »Who bashed whom?« (Laura Ty- 
son), »Export« wird zur »Waffe« (Seitz 0.J.) im »Weltwirtschaftskrieg« 
(Luttwak 1994). Da werden von Wettbewerbsfanatikern Flaggen ge 
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schmäht und Markenzeichen mißbraucht. Nach Carl Schmitt besteht Politik 
darin, den Feind zu definieren, Grenzen zwischen den Dazugehörigen und 
den anderen ziehen zu können und so die Nation zu konstruieren. Die 
Grenze zwischen dem »bösen«, dem »unfairen«, dem »hinterhältigen« 
Feind und »uns«, die doch nur legitimme Interessen wahrnehmen, wird zu 
einer Grenze zwischen dem Bedrohlichen da draußen auf dem Weltmarkt 
und dem zu Schützenden am Standort drinnen. Der Wettbewerbsstaat ist 
also nicht unbedingt friedlicher Handelsstaat. Er definiert sich gegenüber 
anderen nationalen oder regionalen Wettbewerbsstaaten in der Konkurrenz. 
Lenin hatte den Imperialismus seiner Zeit unter anderem noch dadurch ge- 
kennzeichnet - und so die Aggressivität begründet, die zum Ersten Welt- 
krieg führte -, daß die Konkurrenz von Kapitalen in die Hand von Staaten 
genommen und daher mit staatlichen Mitteln, zu denen in letzter Instanz 
der militärische Einsatz gehöre, ausgetragen würde. Nach innen der Ge- 
sellschaftsvertrag und die Gemeinschaft der »Wettbewerbsbürger«, nach 
außen der Kampf um Märkte. Nach innen freundliche Sitten und Seiten, 
nach außen der Kannibalismus der Konkurrenz auf dem Weltmarkt, wo auf 
dem Altar von »Saint Competitivite« (Le Monde Diplomatique) Opfer ge- 
bracht werden. So kommt doch der traditionelle Nationalstaat, in neuer und 
höchst unsympathischer Gestalt zurück - als Rückfall in längst überwunden 
geglaubte Zeiten. Tatsächlich eröffnen ja die Globalisierung ökonomischer 
und die Not ökologischer Problemlagen durchaus die Chance und sie be- 
gründen die Notwendigkeit für einen globalen Gesellschaftsvertrag - der 
aber schon jetzt ein Opfer des »Weltwirtschaftskriegs« in der neuen Geo- 
Ökonomie geworden ist. 
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Norbert Lechner 


Marktgesellschaft und die Veränderung 
von Politikmustern 


Die mögliche Demokratie 


Gerade in dem Moment als die demokratische Ordnung ein so hohes Maß 
an Anerkennung erlangt hat, wie noch nie zuvor, modifiziert eine radikale 
Veränderung ihres Kontextes den Umfang und die Bedeutung von Demo- 
kratie. Dies macht die Übergänge zu demokratischen Systemen noch 
komplexer. Demokratie ist nicht länger eine im voraus bestimmte fertige 
Konzeption, sie gewinnt vielmehr den Charakter einer historischen Bewe- 
gung zurück: Die selbstbestimmte Herstellung von Formen der Gemein- 
schaft für die Gemeinschaft als ein bewußt überlegter und kontinuierlicher 
Prozess (Castoriadis 1994). Wir sind Zeugen des Entstehens einer »neuen 
Demokratie«, die sich von den existierenden Formen, seien sie nun alt oder 
jung, unterscheidet. Diese Transformation ist um so schwerer wahrzuneh- 
men, als sich die Akteure und die demokratischen Institutionen anschei- 
nend nicht verändert haben. Doch diese formale Kontinuität verdeckt die 
Entstehung neuer Bedeutungen. Daraus folgt, daß die demokratische Frage 
vielleicht nichts anderes ist als die Suche nach der möglichen Demokratie. 
In welcher Weise beeinflussen die großen Transformationen, die im Gange 
sind, die Bedingungen der Möglichkeit von Demokratie? 

Obwohl ich mich nur auf die demokratische Frage in Lateinamerika bezie- 
he, haben die veränderten Politikmuster eine größere Reichweite, da sie auf 
globale Veränderungen reagieren, insbesondere auch auf ein neues »kultu- 
relles Klima«. Konkrete Fallstudien können nur informativ sein, wenn wir 
gleichzeitig die Megatendenzen berücksichtigen, die sowohl die Form, wie 
Politik gemacht wird, als auch unser Bild von Politik bestimmen. In La- 
teinamerika, wie auch in anderen Regionen, wird die demokratische Frage 
vom Ende eines historischen Zyklus’ und der integralen Reorganisation 
sozialer Zusammenhänge bestimmt (Calderon, Dos Santos 1991). Die rigo- 
rosen »Strukturanpassungen« haben die für die lateinamerikanischen Ge- 
sellschaften so charakteristische Staatszentriertheit (Cavarozzi 1991) 
drastisch verändert: Die Dynamik der sozialen Entwicklung verschob sich 
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vom Staat auf den Markt. Da diese Restrukturierung weltweit stattfindet, 
besitzt sie unabhängig von den Besonderheiten der einzelnen Länder eine 
ungeheure Kraft. Der Kollaps der kommunistischen Staaten verleiht der 
Globalisierung kapitalistischer Marktwirtschaft eine höhere Weihe und legt 
gleichzeitig deren innere Spannungen bloß. Diese »Revolution« ist nicht 
auf die ökonomische und politische Weltkarte beschränkt; sie umfasst auch 
und vor allem unsere intellektuellen Koordinatensysteme. Wir verlieren die 
topoi der uns vertrauten Landschaft und entwickeln eine neue Vision der 
Welt und des Lebens. Ähnlich wie in den 20er und 30er Jahren, befinden 
wir uns jetzt am Ende des Jahrhunderts in einer Periode des Wandels, in 
der viele gebräuchliche Kategorien obsolet werden, wir aber noch nicht 
wissen, wie wir die neuen Tendenzen bezeichnen sollen. 


Modernisierung und Modernität 


Die Globalisierung der ökonomischen und finanziellen Prozesse, der 
technologische Wandel und der Kollaps der sozialistischen Länder lassen 
Entwicklungsmodelle, die lediglich die inneren Bedingungen eines Landes 
berücksichtigen, nicht mehr zu. Dadurch wird eine neue Phase der Mo- 
dernisierung in Gang gesetzt, die sich von den Strategien der 70er Jahre 
unterscheidet. 1975 begannen Chile und andere lateinamerikanische Län- 
der mit neoliberalen Strukturanpassungsprogrammen: Die Öffentlichen 
Ausgaben wurden gekürzt, die Märkte wurden dereguliert und für auslän- 
dische Anbieter geöffnet und Staatsunternehmen wurden privatisiert. Die 
hohen sozialen Kosten dieser Maßnahmen sind bekannt; zu Beginn der 
90er Jahre konnten 46% der lateinamerikanischen Bevölkerung ihre 
Grundbedürfnisse nicht befriedigen und 22% lebten in extremer Armut. 
Doch unerträglicher und noch weniger zu rechtfertigen als die Armut 
selbst, ist die Existenz von Hütten neben Palästen. Lateinamerika ist die- 
jenige Region der Welt mit der größten sozialen Ungleichheit. Es lohnt, 
sich ein paar Statistiken der Weltbank ins Gedächtnis zu rufen, wenn wir 
die Situation in diesen Ländern analysieren. Vergleicht man das Fünftel der 
Bevölkerung mit dem höchsten Einkommen mit dem ärmsten Fünftel, so 
ist die durchschnittliche Relation in OECD Ländern 6,1:1, und in Asien 
7,3:1; in Lateinamerika ist die Relation 18,6:1. Während in einem Land 
wie Bangladesh das reichste Fünftel ein sieben mal höheres Einkommen 
hat als das ärmste, ist das Einkommen des reichsten Fünftels in Peru 32 
mal und in Brasilien 33 mal höher als das des ärmsten Fünftels (Larrain 
1993). Unter diesen Umständen ist es schwierig, das Minimum an sozialer 
Kohäsion zu sichern, das für eine Gesellschaft notwendig ist. Wird öko- 
nomische Entwicklung nicht als Voraussetzung einer demokratischen 
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Entwicklung betrachtet, so muß man fragen, welche Möglichkeiten eine 
demokratische Ordnung in einem solchen Kontext überhaupt besitzt. 
Gleichzeitig können wir bei den größeren Ländern der Region zum ersten 
Mal von einer effektiven Marktgesellschaft sprechen. Das läßt sich, auch 
wenn man hier nicht generalisieren sollte, an der zentralen Rolle des 
Konsums illustrieren. In Chile besitzen zum Beispiel zwanzig Prozent der 
Bevölkerung eine Kreditkarte von einem der großen Kaufhäuser. Raten- 
käufe sind nicht nur ein bevorzugter Mechanismus, soziale Disziplin durch 
unpolitische Mittel zu sichern, sie zeugen auch von einer gewissen Nei- 
gung der Menschen, auf die Stabilität oder Verbesserung ihrer Lebensbe- 
dingungen zu setzen. Zumindest in einigen lateinamerikanischen Ländern 
zeugt diese »Investition« in die bestehende Ordnung von der Dynamik, die 
die Marktgesellschaft und die »Vermarktwirtschaftlichung« der sozialen 
Beziehungen angenommen haben. 

Bei der Diskussion des Neoliberalismus sind allerdings zwei Aspekte zu 
unterscheiden, die häufig vermischt werden. Zum einen wird der Ausdruck 
Neoliberalismus als Oberbegriff für unterschiedliche Strategien von struk- 
tureller Anpassung benutzt. Zum anderen meint Neoliberalismus im stren- 
gen Sinne die Rechtfertigung des Marktes als konstituierendes Prinzip ei- 
ner integralen Reorganisation des sozialen Lebens. Während alle latein- 
amerikanischen Länder ihre Ökonomien auf die eine oder andere Weise an 
die neuen Modalitäten und Anforderungen des Weltmarktes anpassen, zei- 
gen die Erfahrungen derselben Länder, daß die neoliberalen Bestrebungen, 
Politik durch den Markt als einziger Instanz sozialer Koordination und Re- 
gulation zu ersetzen, zum Scheitern verurteilt sind. Erfolgreiche Fälle öko- 
nomischer Restrukturierung, wie Chile, bestätigen, daß der Markt allein ei- 
ne soziale Ordnung weder schaffen noch aufrechterhalten kann. Die kapi- 
talistische Marktwirtschaft ist in soziale und politische Institutionen und 
kulturelle Gewohnheiten eingebettet und ihr Funktionieren hängt ganz we- 
sentlich von einer solcher Einbettung ab (Altvater 1991). Solange der insti- 
tutionelle Kontext schwach ist, und eine konsistente politische Regulierung 
sozialer Prozesse nicht stattfindet, führen die ökonomischen Anpassungs- 
strategien zu sozialen Spannungen und gesellschaftlicher Fragmentierung. 
Aufgrund der verheerenden sozialen Folgen der neoliberaien Rezepte, gibt 
es in Lateinamerika eine breite Zustimmung zum neuen CEPAL-Ansatz 
einer sozial ausgewogenen, produktiven Transformation (CEPAL 1990). 
Dieses Konzept hat den Vorzug, den systemischen Charkter von Entwick- 
lung hervorzuheben. Die lateinamerikanischen Erfahrungen zeigen, daß ei- 
ne Weltmarktintegration, die auf nationaler Desintegration basiert, weder 
ökonomisch noch politisch lebensfähig ist. Die Modernisierung einiger 
Unternehmen, die dann auf dem Weltmarkt bestehen können, reicht eben 
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nicht aus. Es ist vielmehr notwendig, daß die Gesellschaft als Ganzes am 
Entwicklungsprozess teilhat. Dazu muß den Konzentrations- und Exklusi- 
onstendenzen des Marktes gegengesteuert werden. Die zunehmende Seg- 
mentierung der Gesellschaft kann nicht mit rein ökonomischen Mitteln be- 
kämpft werden, wie innovativ diese auch sein mögen. Dieser Zusammen- 
hang kann anhand der Sozialpolitik verdeutlicht werden. Durch die Kon- 
zentration der Sozialausgaben auf die ärmsten Schichten wurden zwar 
wichtige Fortschritte erreicht, aber trotz solcher Bemühungen trägt der 
vorherrschende Ansatz wenig zur sozialen Integration bei. Zum einen gera- 
ten mit der ausschließlichen Betrachtung des Individuums als Wohlfahrts- 
empfänger kollektive Handlungsmöglichkeiten aus dem Blickfeld; zum 
anderen werden mit der einseitigen Betonung der Effizienz der Ausgaben 
andere wichtige Aspekte der Sozialintegration, z. B. auf der kulturell-sym- 
bolischen Ebene, ignoriert. In ihrem Kern bezieht sich Sozialpolitik nicht 
auf eine kollektive Ordnung; im Gegenteil, ihre lediglich auf einzelne 
Sektoren bezogene Herangehensweise widerspricht der ursprünglichen 
Idee der Solidarität, von der sie angeblich inspiriert wurde. 

Lateinamerika leidet unter einer verspäteten Modernisierung, aber vor al- 
lem unter einem Mangel an Modernität. Eine Gesellschaft, die die soziale 
Ordnung nicht als eine Gemeinschaft von Bürgern konstituiert und repro- 
duziert, erreicht allenfalls eine »Modernisierung ohne Modernität«. Das 
deutlichste Beispiel dafür ist Chile unter Pinochet. Hier fand eine grundle- 
gende Reorganisation der Gesellschaft entsprechend einer Ziel-Mittel-Ra- 
tionalität statt. Aber bis jetzt wurde diese einer instrumentellen Logik ge- 
horchende Entfaltung von sozialen Beziehungen nicht von einer ethisch- 
politischen Reflexion begleitet, die die Normen und Werte, Sehnsüchte und 
Ängste berücksichtigt, die dem sozialen Handeln zugrunde liegen. In einem 
großen Teil der Region hat sich die Marktgesellschaft an den Rändern oder 
in Opposition zur politischen Gesellschaft und oft gewaltsam durchgesetzt. 
Die Modernisierungsprozesse folgen keiner bewußt herbeigeführten 
Orientierung und Zielsetzung, doch werden sie gleichzeitig im alltäglichen 
Verhalten der Menschen internalisiert. Der offensichtliche Selbstlauf und 
die faktische Normativität dieser neuen Dynamik provoziert Verzweiflung 
und Entfremdung. In früheren Jahren führte diese Situation zur Kritik des 
Kapitalismus im Namen des Sozialismus. Heute ist es für uns schwierig 
geworden, die Kluft zwischen der Logik des Marktes und dem politisch- 
kulturellen Bereich adäquat zu bezeichnen. Auf diese Weise entstehen 
verschiedene Formen mystischen Denkens als ein verstecktes Gesicht der 
Modernisierung. 

Da die kapitalistische Marktgesellschaft eine Megatendenz unserer Epoche 
darstellt, kann sich Lateinamerika nicht von ihrer Dynamik abkoppeln, oh- 
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ne Gefahr zu laufen, sich selbst von der historischen Entwicklung auszu- 
schließen. Faktisch wird die Rationalität der Marktgeselischaft in den so- 
zialen Beziehungen vorausgesetzt, während sie gleichzeitig auf der mora- 
lisch-normativen Ebene abgelehnt wird. Zwischen Modernisierung und 
Modernität existiert einen Spannung, die nicht einfach dadurch aufzulösen 
ist, daß der eine oder der andere Pol eliminiert wird. Im Gegenteil, wir 
müssen diese Spannung verdeutlichen und in jedem einzelnen Fall die in- 
volvierten Elemente kenntlich machen. Gerade davon handelt Demokratie, 
sofern sie nicht auf eine minimalistische Definition eines politischen Regi- 
mes reduziert wird, und sofern wir bereit sind, uns mit den Wechselbezie- 
hungen von politischer Selbstbestimmung, sozioökonomischer Dynamik 
und symbolischer Repräsentation auseinanderzusetzen. 

In den letzten Jahren ist die Entwicklung in Lateinamerika auf der Grund- 
lage von zwei verschiedenen, meistens nicht miteinander verbundenen An- 
sätzen analysiert worden. Einige Arbeiten untersuchten die Prozesse des 
Übergangs zur Demokratie und betonten das strategische Handeln der 
Akteure sowie die Rolle der Institutionen. Das Ziel der Übergangsprozesse 
wurde häufig als gegeben unterstellt, ohne daß berücksichtigt wurde, daß 
der veränderte sozio-Ökonomische und kulturelle Kontext auch die 
Bedeutung von Demokratie neu definiert. Andere Arbeiten betonten dage- 
gen die ökonomischen Anpassungsprozesse und hoben die produktiven, 
finanziellen und kommerziellen Transformationen sowie die an Bedeutung 
gewinnenden mikroökonomischen Veränderungen hervor. Erst in den 
letzten Jahren wurde auch im Rahmen dieser Studien nach den politischen 
und institutionellen Bedingungen der Durchführbarkeit von Reformen ge- 
fragt. Allerdings berücksichtigt keiner dieser beiden vorherrschenden An- 
sätze die langfristigen Veränderungen, denen die Politik selbst unterworfen 
ist (Cavarozzi 1994). 

Deshalb ist es von einiger Bedeutung, daß die Inter-Amerikanische Ent- 
wicklungsbank ([ADB) ihre Position kürzlich verändert hat und inzwischen 
die politischen Prozesse als entscheidende Faktoren für die Durch- 
führbarkeit von ökonomischen Programmen betont (BID 1993). In Wirk- 
lichkeit sınd die zentralen Entwicklungsprobleme in Lateinamerika eher 
politischer als ökonomischer Natur. Dabei handelt es sich aber nicht nur 
um die Frage demokratischer Regierungen; ich werde später darlegen, wel- 
che entscheidende Rolle die kulturelle Dimension von Politik in diesem 
Zusammenhang spielt. 
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Die Transformation der Politik 


Zunächst möchte ich die Aufmerksamkeit auf die Transformationen der 
institutionalisierten Politik lenken. Die schwierig zu klassifizierenden Ver- 
änderungen betreffen alte und neue Demokratien, rechte und linke Regie- 
rungen, Präsidialsysteme genauso wie parlamentarische. Daher ist der erste 
Schritt die Beschreibung einiger Restrukturierungsprozesse. Beginnen will 
ich mit der Neudefinition von Politik selbst. 

Erstens, welche Bedeutung hat Politik heutzutage? Wenn es in einer mo- 
dernen, säkularisierten Gesellschaft keine externen Legitimationsprinzipien 
mehr gibt und diese Gesellschaft deshalb gezwungen ist, Normen des so- 
zialen Lebens aus sich selbst zu schöpfen, dann besteht das Primat der 
Politik darin, daß es sich bei ihr um die privilegierte Sphäre der Produktion 
und Reproduktion von das Gemeinschaftsleben regelnder Normativität 
handelt. Die Bedeutung moderner Politik besteht dann in der bewußten 
Gestaltung einer sozialen Ordnung. 

In den letzten Jahren wurde das Fortschreiten von einer überkommenen 
Ordnung hin zu einer der Moderne entsprechenden, gestalteten Ordnung 
zunehmend durch die Idee einer sich selbst regulierenden Ordnung neu 
interpretiert. Damit wird die Zentralität von Politik als dem Scheitelpunkt 
der kollektiven Ordnungsleistungen in Frage gestellt. Faktisch tendiert 
Politik mehr und mehr dazu, vermittels Policy-Netzwerken zu operieren 
(Marin, Mayntz 1991), in denen sich auf formelle oder informelle Weise 
verschiedene soziale Akteure (Regierungsstellen, politische und soziale 
Gruppen) artikulieren, um Regelungen für bestimmte Fragen zu treffen. 
Das heißt, politische Entscheidungen werden tendenziell durch ausgehan- 
delte Vereinbarungen ersetzt. Obwohl es im Einzelfall vielleicht keinen 
Unterschied macht, handelt es sich dabei aber um eine andere Art von po- 
litischer Produktivität. Politik wird deshalb gegenwärtig eher als ein Me- 
chanismus der Koordination, denn als eine Sphäre von Führung und Lei- 
tung begriffen. 

Zweitens, verweist uns die Schwächung von Steuerungskapazitäten auf ei- 
ne Neubestimmung von Zeit. In einer moderne Gesellschaft wird die poli- 
tische Macht als die bevorzugte Instanz betrachtet, welche in ein besseres 
»Morgen« führt. Die Zukunft erscheint nicht länger als Schicksal, sie wird 
vielmehr zu einem bewußt angestrebten Ziel. Die Fähigkeit politischer 
Führung wird aber auf die Behandlung von Kontigenzen reduziert, wenn 
sich nicht nur der Glaube an den Fortschritt in Nichts auflöst, sondern 
wenn auch der Begriff von Zukunft selbst verschwindet. 

Die Allgegenwärtigkeit der Gegenwart nähert die Dynamik der Politik an 
die Logik des Marktes an. Auch der Markt hat einen Zukunftshorizont, 
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aber nur in der Form von Gelegenheiten, Risiken und Spekulationen. Der 
Markt stellt Herausforderungen aber keine Ziele bereit. Dies setzt einen 
hohen Grad an Flexibilität voraus, die es ermöglicht, in angemessener 
Weise auf solche Herausforderungen zu reagieren. Diese Logik orientiert 
Politik auf eine Art von Management. Politik wird immer mehr als effekti- 
ves Management aufgefaßt, das auf die gegebenen Herausforderungen 
reagiert, und nicht mehr als ein strategisches Handeln, das in Überein- 
stimmung mit von den Bürgern vorher definierten Zielen steht. 

Drittens. Gleichzeitig verschieben sich die Grenzen des politischen Rau- 
mes. Der gegenwärtige Prozess der Globalisierung unterminiert die Kon- 
gruenz, die zwischen den Räumen von Politik, Ökonomie und Kultur, die 
alle eine einzige nationale Grenze besaßen, existiert hat. Die alte Spannung 
zwischen Demokratie und Kapitalismus drückt sich heute in dem Abstand 
aus, der die systemische Integration der Ökonomie auf der supranationalen 
Ebene von der politischen Integration trennt, die lediglich auf der Ebene 
des Nationalstaats stattfindet. Folglich setzen sich die externen Dynamiken 
in Ländern, die wie in Lateinamerika, eine nur schwache Sozialintegration 
aufweisen, direkt und unmittelbar durch und schwächen die prekären poli- 
tischen »Filter« um so mehr. 

Das demokratische Legitimationsdefizit bei Prozessen transnationaler Inte- 
gration verweist darauf, daß das politische Feld in allen Gesellschaften neu 
organisiert wird. Wie wir in Lateinamerika beobachten können, wird die 
politische Sphäre in zunehmenden Maße von der ökonomischen in der 
Form »technischer Imperative« beschränkt. Makroökonomische Gleich- 
gewichte repräsentieren ein neues normatives Prinzip, das der politischen 
Intervention rigorose Beschränkungen auferlegt. Angesichts früherer Er- 
fahrungen erscheint es angebracht, daß die Politik nicht anstrebt, ökonomi- 
sche Prozesse zu leiten, sondern die Logiken anderer Spären respektiert. 
Allerdings tendiert die institutionalisierte Politik heute dazu, Verantwor- 
tung in einem solchen Maße aufzugeben, daß man fragen muß, auf was 
oder wen Demokratie eigentlich noch reagiert. 

Viertens. Die Neubestimmung der Grenzen von Politik verweist uns auf 
eine ganz wesentliche Veränderung: Die Ausweitung des Marktes auf 
nicht-ökonomische Sphären. Der Verweis auf den »politischen Markt« ist 
nicht länger eine bloße Analogie; Politik wird von der Dynamik des 
Marktes ergriffen. Dies ist Bestandteil eines komplexen kulturellen Prozes- 
ses, dessen offensichtlichste Erscheinung wahrscheinlich die Neudefinition 
des Öffentlichen und des Privaten ist. 

Die Restrukturierung der öffentlichen Sphäre wurde ganz wesentlich durch 
die Privatisierung der Staatsunternehmen beeinflußt, die in Lateinamerika 
gegen Ende der 70er Jahre begann. Auch ohne die ökonomischen Konse- 
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quenzen dieser Politik im Einzelnen zu diskutieren, ist heute offensichtlich, 
daß eine massive und wahllose Privatisierungspolitik nicht nur ökonomi- 
sche Spannungen provoziert (wie jene, die 1982 in der Schuldenkrise ex- 
plodierten), sondern auch die politische Sphäre, und damit eine fundamen- 
tale Säule der institutionellen Ordnung, aushöhlt. Indem ausschließlich die 
Wettbewerbsfähigkeit und Produktivität der Unternehmen, insbesondere 
des Öffentlichen Dienstes, in Betracht gezogen wird, verschwindet die 
Vorstellung von »öffentlichen Gütern« und der Staatsbürger wird auf die 
Rolle des Konsumenten reduziert. Kurz: Durch die Schwächung der kol- 
lektiven Sphären führt die ökonomische Privatisierung auch zur Privatisie- 
rung des sozialen Zusammenhangs. Es entstehen neue soziale Formen, die 
auf individualistischen und utilaristischen Strategien aufbauen, und die für 
die Anpassung an marktvermittelte Wettbewerbsbeziehungen auch rational 
sind, die aber im Gegensatz zu jeder kollektiven Bindung und institutionel- 
len Verantwortung stehen. Als Folge davon steigern diese neuen sozialen 
Beziehungen - unabhängig davon wie erfolgreich sie auf einer individuel- 
len Ebene sein mögen - die Unsicherheiten und Risiken, so daß sie gleich- 
zeitig die Ordnungsleistungen der Politik in Frage stellen. 

Dieses neue Sozialverhalten ergreift auch das politische Handeln, das 
ebenfalls dahin tendiert, sich der Rationalität des Marktes zu unterwerfen. 
Wenn alle Werte auf austauschbare Güter zurückgehen und sich gegensei- 
tige Anerkennung am merkantilen Kriterium des »do ut des« orientiert, 
dann verflüchtigt sich das politische Ethos von Verantwortung und Dienst 
an der Gemeinschaft, von Vertrauen und Loyalität. Die politische Klasse 
und die Staatsbürger sind dann nur noch in der Form eines kommerziellen 
Unternehmens miteinander verbunden. 


Die Transformation des Politischen 


Das Politische, d. h. die symbolische Repräsentation der kollektiven Ord- 
nung, die die Grundsubstanz bildet, von der die institutionalisierte Politik 
lebt, bleibt bei der Analyse von Politik häufig ausgeklammert. Das »Poli- 
tische« erlaubt keine substantielle Definition, mit der es ein für allemal 
bestimmt werden könnte; aber es handelt sich auch nicht um einen virtuel- 
len Raum, der mit jedem Inhalt zu füllen ist. Das Politische verbindet die 
tägliche Erfahrung der Menschen mit der Gemeinschaft der Staatsbürger, 
und umschreibt die fließenden und sich verändernden Konstellationen von 
Elementen, die der bestehenden Ordnung entsprechen. Ignoriert man das 
»Politische«, so amputiert man das politische Phänomen und reduziert es 
auf seine institutionellen Ausdrucksformen, was nur seine Un- 
durchsichtigkeit verstärkt. 
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In den letzten Jahren wurde das Politische oft durch eine auffällige und all- 
gemeine Eigenschaft charakterisiert: eine weitverbreitete, Konfuse und 
schweigendes Unbehagen mit der Politik. In diesem Unbehagen scheint 
sich eine Abwehrhaltung gegen die oben beschriebenen Transformationen 
institutioneller Politik auszudrücken, gegen die sich, in Übereinstimmung 
mit bestimmten überlieferten Bildern von dem, was Politik ist und sein 
sollte, der Ärger richtet. Dieselben überlieferten Vorstellungen befinden 
sich aber gleichzeitig in einem Auflösungsprozess. Der neue Kontext 
verhindert, daß sich die alten Vorstellungen ohne weiteres reproduzieren 
können und macht Platz für einen Prozess der Neudefinition. Es erscheint 
angebracht, diese Veränderungsprozesse vor dem Hintergrund der 
herrschenden Malaise zu betrachten, da sich der einsetzende Rekon- 
struktionsprozess noch nicht zu einem neuen Konzept von Politik verdich- 
tet hat. 

In diesem Unbehagen über die Politik erscheint der Widerspruch zwischen 
einer Politik, wie sie von den Bürgern wahrgenommen wird, und bestimm- 
ten überkommenen Vorstellungen. Vermutlich gehört die Auffassung von 
Politik als einer Instanz, die maximalen Schutz und Führung verkörpert, zu 
jenen grundlegenden, kollektiven Vorstellungen, die aufgrund ihrer Evi- 
denz kaum expliziert werden, die aber ganz wesentlich zur politischen 
Kultur unserer Gesellschaften beitragen. Die Menschen erwarten, daß die 
Politik sie vor schicksalhaften Veränderungen schützt; das bedeutet nicht 
nur, daß ihre körperliche Unversehrtheit und ökonomische Sicherheit ga- 
rantiert wird, sondern auch in einem ganz allgemeinen Sinne die Gewähr- 
leistung von Sicherheit. Von der Politik wird verlangt, die Entwicklung der 
Gesellschaft zu steuern und einen Blick auf die Zukunft zu ermöglichen, 
der die sozialen Prozesse verständlich und berechenbar werden läßt. Von 
dieser Perspektive aus gesehen provoziert die tatsächlich institutionalisierte 
Politik Mißtrauen. Der Verlust der Glaubwürdigkeit folgt meiner Meinung 
nach aus dem Eindruck, daß Politik die sozialen Prozesse nicht mehr kon- 
trollieren kann. Die Dinge scheinen in einem Maße außer Kontrolle zu 
sein, daß die Bürger sich von einer ganzen Reihe von Problemen regelrecht 
überwältigt fühlen. Ob Krieg, Arbeitslosigkeit oder Kriminalität - die Lö- 
sungen für diese Probleme werden von der Politik verlangt. Wenn man an 
die begrenzten Eingriffsmöglichkeiten des Staates denkt, sind diese Forde- 
rungen nicht gerechtfertigt; aber sie zeigen den Fortbestand einer politi- 
schen Kultur an, die weiterhin am Primat der Politik festhält. Das läßt sich 
auch in anderer Hinsicht zeigen. 

Wenn sich Politik auf die Organisation von Kontingenz beschränkt, wird 
die Zukunft nicht nur unkalkulierbar, sondern es entfällt auch der Bezugs- 
punkt für eine bessere Zukunft, der den gegenwärtigen Entbehrungen ihren 
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Sinn gibt. Eine derart degenerierte Politik erzeugt Qualen, da sie die ganze 
Last der Unsicherheit dem Individuum auflädt. Isoliert, ohne Bezugspunkte 
und soziale Sicherheit muß das Individuum alle Risiken selbst tragen. 
Aufgrund ihrer Erfahrung von Hilflosigkeit und Unsicherheit können die 
Menschen Politik nur noch als eine selbstreferentielle Aktivität wahrneh- 
men. Auch wenn Politik vielleicht die materiellen Bedürfnisse der Men- 
schen berücksichtigt, so erzeugt sie doch nicht den grundlegenden und all- 
gemein akzeptierten »Sinn für eine gesellschaftliche Ordnung«, der als 
Maßstab und Referenzpunkt dienen könnte. Die Differenz zwischen Ein- 
zel- und Allgemeininteressen, zwischen Herrschenden und Beherrschten 
mag zwar unvermeidlich sein, doch die Kluft wird noch besonders akzen- 
tuiert, wenn Politik nicht länger als eine Sphäre der Repräsentation der Ge- 
samtgesellschaft gilt. Auf der Seite der Institutionen schwindet die Ver- 
antwortung für die Probleme und wird diffus, was Politik überhaupt noch 
zu verantworten hat; auf der Seite der Bürger werden Verbindungen zur 
Gemeinschaft geschwächt und die öffentlichen Angelegenheiten erschei- 
nen ihnen fremd und gleichgültig. 

Die verschiedenen Symptome des Unbehagens - Mißtrauen, Unsicherheit, 
Gefühle der Vereinzelung, die verschwindende Identifikation mit politi- 
schen Parteien - signalisieren Mängel, die, wenn man sie umkehrt, jene 
kollektive Vorstellung umreißen, wie Politik sein sollte. Ich bin davon 
überzeugt, daß für einen großen Teil der derzeitigen sozialen Unruhen in 
Lateinamerika die offensichtlichen materiellen Forderungen nur der Funke 
sind. In Wirklichkeit geht es auch um die Forderung nach einer »guten 
Regierung« und einer wirklichen »Gemeinschaft von Bürgern«. Aber wie 
soll diese erstrebte Ordnung aussehen? 

Eine politische Kultur kann zwar ein gewisses Maß an Beständigkeit er- 
langen, sie ist aber niemals völlig fixiert. Sie muß beständig reproduziert 
werden, indem immer wieder derjenige Kontext hergestellt wird, der dar- 
über entscheidet, was als »normal und natürlich« gilt. Heute ist es, auf- 
grund der großen Veränderungen, die im Gange sind, schwierig geworden, 
die Symbole, Rituale, Gefühle und Werte zu reproduzieren, die die Demo- 
kratie, so wie wir sie kennen, ausmachen. Ein Merkmal unserer Epoche ist 
die Geschwindigkeit, mit der Erfahrungen veralten und zur Bewältigung 
der aktuellen Herausforderungen nicht mehr benutzt werden können. Dies 
gilt auch für unsere politischen Konzepte. Die Krise der ideologischen Ko- 
ordinatensysteme, die seit den 20er Jahren das politische Panorama struk- 
turierten, ist offensichtlich. Die Auflösung dieser Koordinatensysteme er- 
weitert den Spielraum des »Möglichen«, allerdings nur um den Preis der 
Schwächung des Horizonts dessen »was wünschenswert ist«. Wir haben 
heute Schwierigkeiten, die angestrebten Ziele genauer zu umreißen und 
deshalb erscheint Politik als eine willkürliche Angelegenheit. 
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Der Mangel an Interesse für Politik kann in allen Ländern beobachtet wer- 
den. Er sollte aber nicht mit Entpolitisierung verwechselt werden. Stattdes- 
sen scheint eine historische Perspektive sinnvoll zu sein, die im vorherr- 
schenden Unbehagen jene neu entstandenen Orientierungen untersucht, die 
- Ähnlich wie geologische Schichten - alte Strukturen überlagern. Das Poli- 
tische verschwindet nicht aus der alltäglichen Erfahrung der Menschen, es 
erneuert sich im Einklang mit der neuen Marktgesellschaft, es wird gleich- 
zeitig transnational und segmentiert. Da es sich hier um ein kulturelles 
Phänomen handelt, muß auch das neue kulturelle Klima berücksichtigt 
werden, wie es sich teilweise in der Debatte um die »Postmoderne« aus- 
drückt und erheblichen Einfluß auf die Idee der Demokratie ausübt 
(Lechner 1990). 

Die vorangegangene Analyse erlaubt uns, einige Elemente sichtbar zu ma- 
chen, die für die Transformation des Politischen eine Rolle spielen. Dabei 
handelt es sich weniger um neue Elemente, sondern um eine Umdeutung 
von bestehenden Ansprüchen, die auf eine neue »Bedeutung« von Demo- 
kratie verweisen. 

Zunächst einmal ist es wichtig zu betonen, daß in allen lateinamerikani- 
schen Ländern die Forderungen der Menschen, als Bürger anerkannt zu 
werden, öffentliche Resonanz erlangt haben. Im Gegensatz zur Anomymi- 
tät und Atomisierung des Marktes verlangen die Bürger Anerkennung. Sie 
wollen als Subjekte anerkannt und in eine kollektive Ordnung integriert 
werden. Dies setzt einerseits rechtliche Anerkennung, also das »Recht 
Rechte zu haben« (Hannah Arendt), voraus. Wenn die Marktgesellschaft 
traditionelle Hierarchien nicht zerstört, sondern verstärkt - wie das in vielen 
Ländern der Region geschieht -, dann nimmt die »klassische« Forderung 
nach Sicherheit und Schutz die Form eines Aufschreis nach Gerechtigkeit 
und Rechtsstaatlichkeit an. 

Zweitens implizieren die Forderungen nach Bürgerrechten eine Reform des 
politischen Systems und des Staates zu Einrichtungen, in denen sich die 
Bürger als »Bürgergemeinschaft« wiedererkennen können. Angesichts der 
stattfindenden Modernisierungsprozesse haben die bestehenden Institutio- 
nen keinen ausreichenden symbolischen Gehalt. Als Folge sozialer Diffe- 
renzierung und Auffächerung bilden sich auf der Grundlage kollektiver 
Identitäten »Stämme« (Maffesoii), die untereinander nur wenig kommuni- 
zieren. Die rituelle Beschwörung von Solidarität nutzt hier wenig; es wer- 
den instrumentelle oder ökonomische Umgangsweisen notwendig, die mit 
der Brüderlichkeit, die gemeinsam mit Freiheit und Gleichheit die dritte 
Säule des republikanischen Lebens bildete, wenig zu tun haben. Die Unsi- 
cherheit der Marktgeseilschaft wird durch die Auffächerung der kulturellen 
Formen und Gegebenheiten noch verschlimmert. In Lateinamerika gefähr- 
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det der voranschreitende Säkularisierungsprozess auch jenen gemeinsamen 
Raum von Werten und Überzeugungen, Normen und Gewohnheiten, der - 
mit allen notwendigen Einschränkungen - zu einer bestimmten »nationalen 
Kultur« beiträgt. Je weiter ein solcher Rahmen geschwächt wird, und in 
den meisten Gesellschaften der Region ist er schon sehr zerbrechlich, desto 
unsicherer werden auch die Gefühle der Zugehörigkeit und Identifikation 
mit der demokratischen Ordnung. Daher entstehen die Träume von der 
Konservierung oder Wiederherstellung früherer Formen der Gemeinschaft. 
Solche populistischen und fundamentalistischen Regressionen können nur 
vermieden werden, wenn die Demokratie selbst die Forderungen nach 
Gemeinschaft in ihre Obhut nimmt (Lechner 1991). 

Damit wird die vorherrschende Konzeption von Demokratie, die sich auf 
Prozeduren und Institutionen des politischen Regimes bezieht, verändert, 
insofern nämlich Subjektivität an Bedeutung gewinnt. Die Stärkung der 
demokratischen Ordnung beinhaltet auch die Wiederaneignung der früher 
als irrational ausgeklammerten subjektiven Dimension (Hirschman 1980), 
um damit der Transformation des Politischen Rechnung zu tragen. Gerade 
um eine rationale Politik zu verteidigen, erscheint es mir notwendig, zu ei- 
ner Rationalität zu finden, die der Komplexität der sozialen Realität ange- 
messen ist. 

Zuletzt möchte ich noch das gesteigerte Verlangen der Bürger nach politi- 
scher Führung hervorheben. Wie wir gesehen haben, werden durch die 
Schwerkraft der Marktgesellschaft die Steuerungskapazitäten reduziert und 
als Ausgleich die Koordinationsmechanismen gestärkt. Es ist richtig, daß 
eine bessere Koordination zwischen politischen und sozialen Akteuren, 
sowie zwischen Exekutivorganen, Parlament und Parteien, und vor allem 
auch innerhalb der Regierung, die Voraussetzung dafür ist, der Politik 
Kontinuität zu verleihen und zu vermeiden, daß das Pendel in Lateiname- 
rika so häufig ausschlägt. Dennoch ist Kontinuität in der Politik nur mög- 
lich, wenn sie auf ein »nationales Projekt«, auf eine gemeinsame Vision 
eines wünschenswerten Zustandes abzielt. Ohne langfristige Ziele (wie im 
Fall des europäischen Vereinigungsprozesses der westeuropäischen Län- 
der) geht die Perspektive, die es möglich macht, einzelne Initiativen zu ar- 
tikulieren, verloren und Politik hängt lediglich von kontingenten Elemente 
ab. Politik verliert gerade ihr Spezifisches und wird mit den Konjunkturen 
der kapitalistischen Marktwirtschaft verwechselt. Das Gewicht der »allge- 
genwärtigen Gegenwart« ist aber gerade der Grund, warum die Menschen 
von der Politik eine verstärkte Steuerung der sozialen Prozesse erwarten. 
Manchmal wird diese Zukunftsperspektive von einer charismatischen Au- 
torität verkörpert. Dennoch wäre es ein Fehler, die Sehnsucht nach Füh- 
rung mit der Sehnsucht nach einer solchen Führungspersönlichkeit zu ver- 
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wechseln. Der gegenwärtige Mangel an Orientierung hat seine Wurzeln im 
Verlust eines gemeinsamen Rahmens; die Rekonstruktion eines solchen 
Rahmens ist die Voraussetzung dafür, daß Politik ihre Fähigkeit zurück- 
gewinnt, die soziale Entwicklung zu steuern. Nur die Verbindung der 
Subjekte ermöglicht eine gemeinsame Konstruktion der Zukunft: einer 
Zunkunft als Verantwortung von uns allen. Wenn dies der Fall wäre, würde 
die Transformation des Politischen und der institutionalisierten Politik 
letztlich zur Verstärkung neuer Interpretationsmuster führen. Natürlich ist 
dies keine ausschließliche Aufgabe der Politik. Aber der dargestellte 
Zusammenhang unterstreicht die entscheidende Rolle, die eine so verstan- 
dene politische Kultur für die Erneuerung der Demokratie innerhalb des 
neuen Kontextes, und insgesamt für die Modernität Lateinamerikas, spielt. 


Übersetzung aus dem Englischen von Volker Lorek 
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Dirk Messner 


Fallstricke und Grenzen der Netzwerksteuerung 


Seit Anfang der 30er Jahre wird die Beschäftigung mit Politiknetzwerken 
zu einer Metapher für die Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Or- 
ganisationsmustern und politischen Steuerungsmechanismen, die mit den 
klassischen staatstheoretischen Ansätzen, basierend auf den Prämissen der 
klaren Trennung von Staat und Gesellschaft und der inneren und äußeren 
Souveränität des Staates, nicht thematisiert werden können. Netzwerke er- 
scheinen zuweilen als Organisationsstrukturen, die den zunehmenden 
Verlust nationalstaatlicher Steuerungsfähigkeit zu kompensieren vermö- 
gen. Im Zentrum dieser steuerungstheoretischen Konzepte steht die Beob- 
achtung, daß moderne Gesellschaften in vielen Bereichen durch netzwerk- 
artige Organisationsformen gekennzeichnet sind und Problemlösungen 
zunehmend auf »horizontal policy coordination« in »joint decision sy- 
stems« oder »pluralistischen policy Netzwerken« basieren (Powell 1990; 
Marin/Mayntz 1991; Heritier 1993). Staatliche Institutionen verfügen in 
einer Vielzahl von Politikfeldern, in der Bildungs- und Forschungspolitik, 
der Industrie- und Technologiepolitik, der Regional- oder auch der Um- 
weltpolitik, längst nicht mehr über die notwendigen Steuerungsressourcen 
(z. B. Wissen über komplexe Wirkungszusammenhänge in den jeweiligen 
Bereichen, Implementationsfähigkeit, Kontrollkapazität), um unabhängig 
von den gesellschaftlichen Akteuren Politikgestaltung zu betreiben. An- 
dersherum sind auch die gesellschaftlichen Akteure auf die Kooperation 
mit öffentlichen Institutionen angewiesen. Am Beispiel von Technologie- 
und Industriepolitiken heißt dies: Einerseits verliert der Staat angesichts der 
Globalisierung der Ökonomie und der Komplexität industrieller Produktion 
an Steuerungsfähigkeit in der Wirtschaftspolitik. Andererseits bleiben die 
Unternehmen auf leistungsfähige Wirtschaftsstandorte, Wis- 
senschaftssysteme, Institutionengefüge und langfristig stabile Erwartungs- 
horizonte angewiesen (Eßer et al. 1994). Angesichts dieser wechselseitigen 
Abhängigkeit zwischen Unternehmen, Öffentlichen Institutionen und ge- 
sellschaftlichen Akteuren entsteht ein wirtschaftspolitisches Aktionsfeld, in 
dem weder der Markt (also die dezentral agierenden Unternehmen), noch 
der hierarchisch steuernde Staat erfolgreich sein können. 
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Insgesamt zeichnet sich in vielen gesellschaftlichen Bereichen ab, daß der 
Autonomieverlust des Staates sich nicht automatisch in einem Autonomie- 
gewinn für gesellschaftliche Akteursgruppen niederschlägt. Es entsteht ei- 
ne wechselseitige Abhängigkeit, die dazu führt, daß Politikgestaltung zu- 
nehmend in formellen oder »informel political infrastructures outside con- 
ventional channels such as legislative, executive and administrative organi- 
zations« (Kenis/Schneider 1991, 27) vorbereitet wird - Politiknetzwerke 
gewinnen an Bedeutung. Je nach Sichtweise kommt es angesichts dieser 
interdependenten Strukturen zwischen Staat und gesellschaftlichen Akteu- 
ren zu einer »Vergesellschaftung der Politik« oder auch einer »Politi- 
sierung oder Verstaatlichung der Gesellschaft«. 

Die netzwerkartigen Organisationsformen und eine darauf basierende poli- 
tische Steuerung können demnach als Reaktionen auf soziale, politische 
und ökonomische Ausdifferenzierungen, Spezialisierungen und Interde- 
pendenzen interpretiert werden. Netzwerkkonzepte konvergieren in einem 
wichtigen Punkt: Die Koordination zwischen politischen, sozialen und 
ökonomischen Akteuren und darauf basierende Problemlösungsformen in 
»network-like forms of governance« unterscheiden sich von den drei Stan- 
dardformen gesellschaftlicher Koordination in modernen Gesellschaften, 
als da wären 

- der Preismechanismus, der das Verhalten von Unternehmen und Konsu- 
menten in anonymen Märkten koordiniert; 

- der hierarchisch-majoritäre Politikmodus, der vorsieht, daß die durch de- 
mokratische Wahlen legitimierte Parlamentsmehrheit oder die durch diese 
gestützte Exekutive auf der Grundlage von Rechtsetzungs- und Steue- 
rungskompetenz für das Gemeinwesen verbindliche Entscheidungen her- 
beiführt und umsetzt; 

- die hierarchisch übergeordnete Instanz, die (innerhalb staatlicher Institu- 
tionen, nicht-staatlicher Organisationen sowie von Unternehmen) für die 
untergeordneten Einheiten verbindliche Entscheidungen trifft (hierar- 
chische Entscheidungs- und Problemlösungsmechanismen). 

Scharpf (1992b, 51) umschreibt diesen Sachverhalt wie folgt: 


»Markt und Hierarchie gelten gemeinhin als die wichtigsten Koordinationsmechanismen in 
modernen Gesellschaften. Aber selbst in der privaten Wirtschaft kommen viele wichtige Aus- 
tausch- und Kooperationsbeziehungen durch Verhandlungen zustande, deren Ergebnis nicht 
durch Marktpreise bestimmt wird; umgekehrt stellen sich viele Interaktionen in formal hierar- 
chischen Organisationen faktisch als (möglicherweise asymmetrische) Verhandlungen zwi- 
schen Partnern mit eigenen Interessen und Handlungsspielräumen dar; und ebenso oft erweist 
sich die Formulierung und Implementation staatlicher Politik eher als Ergebnis multilateraler 
Verhandlungen zwischen einer Vielzahl staatlicher und außerstaatlicher Akteure denn als ein- 
seitig-hierarchische Steuerungsintervention eines monolithischen Staates.« 
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Der Begriff »Netzwerk« betont die Selbstorganisation bzw. -Koordination 
zwischen de facto autonomen Akteuren zur Erreichung eines gemeinsamen 
Resultates. Kenis/Schneider sehen in den Netzwerkansätzen gar ein neues 
Paradigma zum Verständnis der »architecture of complexity« (Kenis/ 
Schneider 1991, 25), das von seiner Bedeutung her vergleichbar sein könn- 
te mit dem zuvor dominanten Konzept der Hierarchie als Instrument der 
Komplexitätsreduktion in sich stets weiter ausdifferenzierenden Gesell- 
schaften (Simon 1973): 

»Policy networks are mechanisms of political ressource mobilization in situations where the 
capacity for decision making, program formulation and implementation is widely distributed 
or dispursed among private and public actors ... In situations where policy resources are dis- 
persed and context (or actor) dependent, a network is ihe only mechanism to mobilize and 
pool ressources.« (Kenis/Schneider 1991, 41f) 

Die Stärken von Netzwerken werden in einer Vielzahl von insbesondere 
empiririschen Arbeiten breit diskutiert. Politiknetzwerke können zu einer 
Entlastung des Staates führen, eine höhere Informiertheit aller Netzwerkak- 
teure und somit ein höheres Maß an »Steuerungsintelligenz« fördern, die 
Legitimität staatlicher Entscheidungen stärken und zur Bündelung 
gesellschaftlicher Kreativitäts- und Problemlösungspotentiale beitragen. 

In dem vorliegenden Beitrag werden, ohne die Steuerungspotentiale von 
Netzwerkstrukturen verkennen zu wollen, die Fallstricke und Grenzen der 
Netzwerksteuerung thematisiert. Diese finden in der breiten Netzwerklite- 
ratur bisher nur wenig Berücksichtigung, so daß sich die folgende Ausein- 
andersetzung mit den Problemen der Netzwerksteuerung auch als Kritik an 
affırmativen Netzwerkansätzen lesen läßt. Daß ohne den Steuerungsme- 
chanismus »Markt« komplexe Gesellschaften und Ökonomien, zumal im 
Weltmaßstab, nicht überlebensfähig sind (Altvater 1993, 11; Altvater 
1991), Marktallokation dennoch kein Allheilmittel darstellt, ist in der Lite- 
ratur zum »Marktversagen« breit dokumentiert.’ Ähnliches gilt für den 


In der umfangreichen Literatur zum Marktversagen (vgl. zum Überblick v. Hayek (1952), 
de Vroey (1991), Kirsch et al. (1982)) können fünf Kernprobleme ausgemacht werden. 
Erstens kann der Markt dann zu einer unvollkommenen Aliokation der Ressourcen füh- 
ren, wenn es einzelnen Marktteilnehmern möglich ist, aufgrund ihrer Machtposition 
anderen Koinpensationen für negative externe Effekte nicht zu zahlen oder sich für nicht 
oder nur unzureichende Leistungen entiohnen zu lassen (unvollkommener Wettbewerb). 
Zweitens kann die Allokation über den Markt prinzipiell nicht erfolgen, wenn private 
Eigentumsrechte an den als Folge einer Entscheidung enstandenen Zieiverwirklichungen 
nicht geltend gemacht werden können (Nichtgeltung des Ausschlußprinzips). An die 
Stelle des nichtexistierendeen Marktes muß dann die Allgemeinheit treten. 
Marktversagen entsteht drittens, wenn die Nutzung eines Gutes durch einen 
Konsumenten nicht zur Reduzierung des Nutzens führt, den ein anderer Konsument aus 
dem Gut zu ziehen vermag (nichtrivalisierender Konsum). Viertens ist selbst für den Fall, 
daß die ersten drei Probiemfelder ausgeschlossen werden können, der Markt als 
Allokationsmechanismus nur auf solche Güter anwendbar, deren Werte in Preisen 
ausgedrückt werden können, was z. B. bei der Beurteilung von Umweitgütern 
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Staat, der zweifellos wichtige Steuerungsaufgaben zu erfüllen hat; dennoch 
gibt es Fälle von »Staatsversagen«.” Netzwerkförmige Organisationsmu- 
ster und darauf basierende Steuerungsleistungen sind in diesem Sinne keine 
Ausnahme. Die in der Struktur und Funktionslogik von Netzwerken 
angelegten Formen von Netzwerkversagen sollen im folgenden herausge- 
arbeitet werden. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei darauf hingewiesen, daß in eini- 
gen der folgenden sieben Problemdimensionen ähnlich gelagerte Kern- 
probleme der Netzwerkorganisation auftauchen. Die Mehrfachnennung ei- 
nes Problemes darf nicht mit vermeidbarer Redundanz verwechselt werden, 
da einige Kernprobleme durch je unterschiedliche Funktionslogiken in 
jeweiligen Problemdimensionen ausgelöst werden. Erst das genaue Ver- 
ständnis der Ursachen bestimmter Problemkonstellationen der Netizwerk- 
steuerung erlaubt es, über Strategien zu deren Vermeidung oder Reduzie- 
rung systematisch nachzudenken. 


1. Das Problem der großen Zahl 


Das erste Problemfeld ist trivial und wird dennoch oft vernachlässigt. Die 
Schwierigkeiten ausgehandelter Koordination in Netzwerken nehmen mit 
der Zahl der beteiligten Akteure und ihren interdependeten Handlungsop- 
tionen zu. Scharpf (1593c) verweist darauf, daß in der Theorie kooperativer 


außerordentlich schwierig, oft unmöglich ist. Diese vier Kernprobleme werden in aller 
Regel auch von traditionellen, (neo)-Hberalen Ökonomen geteilt. Zudem sorgt der Markt 
fünftens zwar - mit den skizzierten Einschränkungen - für ein Angebot an Gütern, nicht 
jedoch für Verteilungsgerechtigkeit. Hier müssen, wie auch der liberale Ralf Dahrendorf 
(1992. 35) einräumt, »Anrechte« geschaffen werden: »Wenn nicht traditionelle 
Anrechtsstrukturen gebrochen und Elemente einer Bürgergesellschaft geschaffen werden, 
bedeutet makroökonomisches Wachstum wenig für die vielen, so sehr der Internationale 
Währungsfond sich über die Globalstatistik freuen mag.« Der Markt versagt also, wenn 
es um die Schaffung von Anrechtsveränderungen (Zugang zu Bildungsinstitutionen, 
Verteilungspolitik usw.) und somit um die gerechte Zuteilung von Lebenschancen geht. 
Sechstens ist der Markt nicht nur ein Allokationsmechanismus, sondern, wie bereits Marx 
(1981) und später insbesondere auch Polanyi (1978) gezeigt haben, ein »soziales 
Verhältnis«. Der Markt ist ohne die Einbettung in spezifische institutionelle Landschaften 
und deren Verankerung in Wertemusterm der gesellschaftlichen Akteure nicht 
leistungsfähig. Der Markt ist daher auch nicht, wie z. B. nach 15 Jahren neoliberaler 
Strukturanpassung mehr als deutlich wird, in Entwicklungsländern oder auch in 
osteuropäischen Transformationsländern »von oben« oder im Handstreich zu 
»installieren. Vgl. zur Fragestellung der »nicht-ökonomischen« Voraussetzungen für die 
Funktionsfähigkeit von Märkten Altvater (1991), Semmier (1991), Eßer et al. (1993 und 
1994). 

Vgl. zu dem Problemfeld Staats- bzw. Bürokratieversagen Altvater (1992), aus institutio- 
nenökonomischer Sicht Brücker (1993, 32 ff). Dahrendorf (1992, 33) entwickelt die im 
Prinzip richtige Sichtweise auf das Problem von Staats- und Marktversagen: »Märkte ver- 
sagen, wenn es um Anrechtsveränderungen geht, und Regierungen versagen (als »Unter- 
nehmer«, D.M.) bei der Steigerung des Angebotes, aber es wäre falsch, den Markt oder 
den Staat für das verantwortlich zu machen, was sie ihrer Natur nach nicht leisten kön- 
nen.« Gleiches gilt natürlich für Netzwerke. 
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Spiele durchaus Lösungskonzepte für multilaterale Verhandlungs- und 
Koordinationsprobleme vorliegen, diese jedoch von einer mathematischen 
Komplexität sind, die sie für reale Anwendungsfälle unergiebig werden 
läßt. 

Grundsätzlich lassen sich für Verhandlungsprozesse in Netzwerken drei 
Koordinationsprobleme, die auf unterschiedlichen Interdependenzbezie- 
hungen basieren, unterscheiden (Thompson 1967, 54ff). Im ersten Fall geht 
es um die Verständigung über gemeinsame Standards (»coordination by 
standardization«) als Orientierungsgrundlage für individuelles Verhalten, 
in Fällen, in denen, in der Terminologie von Thompson, »pooled in- 
terdependence« zwischen den beteiligten Akteuren vorliegt. Als Beispiel 
könnten technische Normierungsverfahren, die Definition von Qualitäts- 
standards oder auch von Arbeitssicherheitskriterien gelten. In diesen Fällen 
kann es durchaus Konflikte über die Wahl zwischen konkurrierenden 
Standards geben. Sind jedoch einmal verbindliche Standards, »routines or 
rules«, definiert und akzeptiert, können die Akteure ihre verbleibenden 
Optionen völlig autonom gestalten. In dieser Situation ist das Problem der 
großen Zahl nur bedingt relevant und relativ unkompliziert lösbar. 

Im zweiten Fall geht es um »sequentielle Interdependenz«, zum Beispiel, 
wenn in Unternehmen oder auch Organisationen Prioritäten definiert oder 
Prozesse zeitlich aufeinander abgestimmt werden müssen. In solchen Si- 
tuationen kann durch »coordination by plan« im Vorfeld der Umsetzung 
von Politiken oder Unternehmensstrategien die Komplexität reduziert wer- 
den. Auch in diesem Fall können die Akteure auf der Grundlage abge- 
stimmter Sequenzen, »decision schedules«, autonom agieren. Das Problem 
der großen Zahl bleibt beherrschbar. In diesen beiden Fällen sind interak- 
tive Koordinationsleistungen in einer Anfangsphase notwendig. 

Im dritten Fall geht es um »reziproke Interdependenz«. Hier sind die Ent- 
scheidungsmöglichkeiten der beteiligten Akteure vom jeweiligen Verhalten 
der anderen abhängig, denn »the outputs of each become inputs for the 
others« (Thompson 1967, 55). Reziproke Interdependenzbeziehungen sind 
im Gegensatz zu den beiden bereits skizzierten Koordinationsmustern nur 
durch »coordination by mutual adjustment« möglich, stellen also hohe An- 
forderungen an die beteiligten Akteure. Dies gilt z. B. in oder zwischen 
Unternehmen, in denen die Aktivitäten zwischen Abteilungen - über Stan- 
dardisierungen und Prioritätensetzungen hinaus - eng aufeinander abge- 
stimmt werden müssen, aufeinander aufbauen und das gemeinsame Er- 
gebnis von kontinuierlichen Abstimmungsprozessen abhängt. Ein weiteres 
Beispiel wären Politiknetzwerke, in denen die Steuerungsressourcen (z. B. 
Know how, Implementierungskapazitäten) über mehrere Akteure verteilt 
sind und Lösungen nur auf der Grundlage gemeinsamer Entscheidungsfin- 
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dungsprozesse zum Erfolg führen können. In solchen Situationen verfügen 
Einzelakteure über Veto- und somit Blockadepotentiale (Scharpf 1993c, 
140f).° In diesen Fällen, die aufgrund der skizzierten gesellschaftlichen 
Entwicklungsdynamiken an Bedeutung ständig zunehmen, stellt sich das 
Problem der großen Zahl. 

Aus dieser Problematik sind zwei wichtige Schlußfolgerungen zu ziehen: 
Erstens gibt es in einer zunehmenden Zahl von Folitikfeldern und ebenso in 
der Ökonomie Herausforderungen, die gerade aufgrund ihrer Komplexität 
und der Verteilung von steuerungsrelevanten Ressourcen auf unter- 
schiedliche Akteure hierarchisch-zentralistische Entscheidungsfindungs- 
strukturen vor unlösbare Aufgaben stellen. Interorganisatorische, horizon- 
tale Formen der Handlungskoordinierung verfügen in diesen Fällen über 
größere Problemlösungskapazitäten, denn 


»... of course, the advantage of hierarchical coordination are lost in a world that is characteri- 
zed by increasingly dense, extended and rapidiy changing patterns of reciprocal interdepen- 
dence, and by increasingly frequent, but ephemeral, interactions across all types of preestab- 
lished boundaries, intra- und interorganizational, intra- and intersectoral, intra- and internatio- 
nal. Under such conditions, forms of horizontal self-coordination, whatever their comparative 
disadvantages, may be the only type that works ...« (Scharpf 1993c, 141). 

Um übermäßige Anforderungen an die Informationsverarbeitungs- und 
Konfliktregelungskapazität in Netzwerken zu verhindern, muß es ein Ziel 
sein, die Zahl der beteiligten Akteure, unter denen komplexe Aufgabenin- 
terdependenz durch Verhandlungskoordination bewältigt werden kann, 
möglichst zu begrenzen. Dies gilt, wie gezeigt, insbesondere für den Fall 
»reziproker Interdependenz«. 

Hieraus ergibt sich zweitens, daß Ansätzen mit Skepsis zu begegnen ist, die 
auf der Grundlage von Kritiken an einseitig zentralistischen Koordinations- 
und Entscheidungsstrukturen, eine möglichst weitgehende Dezen- 
tralisierung oder Arbeitsteilung in Unternehmen, Organisationen oder auch 
Regionen und Ländern als a priori effizienzsteigerndes Organisationsmo- 
dell anraten, um darauf aufbauend durch horizontale Handlungskoordinie- 
rung gemeinsame Problemlösungen anzusteuern.’ In Arbeiten mit dieser 


Scharpf (1993c) verweist darauf, daß, wenn in solchen Fällen n Beteiligte zwischen s Op- 
tionen wählen können, die Identifikation eines Gesamtoptimums die Überprüfung von 
s*n Gesamtlösungen erfordert. 

Vie] rezipierte Arbeiten mit diesem Tenor finden sich z. B. in Teilen der Management- 
theorie, in der die Diskussion über die »Abflachung von Hierarchien« nicht selten in 
naive Vorstellungen über die Leistungsfähigkeit großer Organisationen und Unternehmen 
einmünden, die mehr oder weniger vollständig auf Hierarchien verzichten und auf hori- 
zontale Handlungskoordination aufbauen (vgl. z. B. Peters 1987). In der Entwicklungs- 
politik wird von vielen Autoren und noch zahlreicheren Praktikern Dezentralisierung und 
die Schwächung des Nationalstaates unkritisch als generelle Lösung für Entwicklungs- 
blockaden empfohlen, ohne die Komplementarität zwischen zwischen nationalstaatlichen 
Aufgaben und Dezentralisierung zu thematisieren und zu berücksichtigen, daß 
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Stoßrichtung wird oft (unter anderem) das trivale »Problem der großen 
Zahl« außer acht gelassen. Wohlgemerkt sind hier Probleme angesproche- 
nen, die sich insbesondere in Netzwerken, die durch »reziproke Interde- 
pendenz« gekennzeichnet sind, ergeben. Nichts spricht natürlich dagegen, 
z. B. zur Erhöhung des Informationsniveaus in privaten und öffentlichen 
Unternehmen, einem Politikfeld oder einem Wirtschaftssektor das Know 
how möglichst vieler Akteure zu poolen. Schwierigkeiten entstehen jedoch, 
wenn eine große Zahl von Akteuren, ein Gesamtergebnis erarbeiten 
müssen, das von den Entscheidungen und Handlungsweisen aller (oder 
vieler) abhängt. Diese Überlegungen schließen nicht aus, daß ein solches 
Vorgehen in Ausnahmesituationen als Strategie zur Entscheidungsfindung 
(z. B. zur Legitimierung einer Grundsatzentscheidung) sinnvoll sein kann. 


2. Die Zeitdimension von Entscheidungen 


Für jedes Örganisations- und Steuerungsmuster stellt sich in der zeitlichen 
Dimension die entscheidende Frage, ob die institutionellen Bedingungen, 
in deren Rahmen der Entscheidungsprozeß abläuft, gewährleisten können, 
daß Politikentscheidungen nicht nur kurzfristigen Impulsen folgen, sondern 
auf die Entwicklung und Umsetzung dauerhaft tragfähiger Lösungen 
ausgerichtet werden können. Hinsichtlich dieser Problemstellung besitzen 
hierarchische Entscheidungssysteme rein theoretisch die größten Hand- 
lungsspielräume. Wenn sie unabhängig von anderen gesellschaftlichen 
Akteuren agieren können, sind sowohl an langfristigen Perspektiven und 
tragfähigen Problemlösungen orientierte Entscheidungen als auch kurzfri- 
stig ausgerichtete Politiken, die sich z. B. an Eigeninteressen der Entschei- 
denden orientieren, denkbar. Prinzipiell sind hierarchische Entscheidungs- 
systeme jedoch in der Lage, Zukunfts- gegen Gegenwartsinteressen und 
strukturell wichtige Entscheidungen gegen vermachtete Partikularinteres- 
sen durchzusetzen. Zugleich sind hierarchische Entscheidungssysteme, die 
keinen Kontrollmechanismen unterliegen, freilich auch besonders anfällig 


horizontale Selbstkoordination auf organisations- und handlungsfähige Akteure auf den 
entsprechenden gesellschaftlichen Ebenen angewiesen ist (vgl. z. B. Simon 1993, kritisch 
dazu Leffler 1994, kritisch Änmerkungen am Beispiel der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit mit Bolivien macht Messner 1993, A5ff). Die Komplexität 
der Problematik berücksichiigend diskutiert Maggi (1994) das Verhältnis von 
Nationalstaat und Regionalisierung. In der ökonomischen Theorie wird zuweilen die 
Existenzberechtigung des Nationalstaates in Frage gestellt, da sich Weltwirtschaft und 
Weligesellschaft in eine »borderless world« auflöse, in der Unternehmen sich über 
Märkte austauschen und bestenfalls noch »regional states«, unterhalb der Ebene des 
Nationalstaates, politische Regulierungsfunktionen - im Sinne des Setzens von 
Rahmenbedingungen - wahrnehmen (vgl. z.B. affirmativ Ohmae 1993; im Sinne eines 
»notwendigen Trends« marktwirtschaftlicher Entwicklung s. Knieper 1993). 
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für opportunistisches Verhalten und »rent seeking-Strategien« der Ent- 
scheidenden (Ashoff 1988). 

In majoritären Entscheidungssystemen kann aufgrund des Drucks durch 
Wahlen und unsichere Mehrheitsverhältnisse die Tendenz bestehen, kurz- 
fristige Orientierungen zu präferieren und notwendige, aber in kurzer Frist 
»schmerzvolle« Entscheidungen in die Zukunft zu verschieben. In Netz- 
werken sind die Akteure zunächst von dem in majoritären Systemen be- 
stimmenden Parteienwettbewerb und dem Druck, rasch Entscheidungen zu 
produzieren, die von außenstehenden Akteuren bzw. Wählern positiv ge- 
würdigt werden, befreit. Die Akteure in den Neizwerken arbeiten vor allem 
an Lösungen für Probleme, die sie unmittelbar selbst angehen. Netzwerke 
sind ja gerade dadurch gekennzeichnet, daß die Rollen von Betroffenen 
und Entscheidern weitgehend zusammenfallen.” Vor diesem Hintergrund 
besteht kein unmittelbarer Anreiz, kurzfristig orientierte Nutzenmaximie- 
rung zu betreiben. 

Dennoch ergeben sich drei Problemkonstellationen. Erstens sind Situatio- 
nen denkbar, in denen der individuelle Nutzen von an Netzwerken beteilig- 
ten Akteuren oder Organisationen kurzfrisüg kalkuliert wird, die Durchset- 
zung von »Systeminteressen« des Gesamitnetzwerkes dagegen eine länger- 
fristige Orientierung verlangen. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn die 
»Systemnutzen« sachlich auf einer anderen Ebene liegen, als die entschei- 
dungsrelevanten individuellen Nutzen (Mayntz 1993, 48). Ein Beispiel: In 
einem regionalen technologie- und industriepolitischen Netzwerk, in dem 
Unternehmer(verbände), Ministerien, Gewerkschaften und Wissenschaftler 
zusammenwirken, um strukturpolitische Entscheidungen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit in einer Region vorzubereiten, könnte der »System- 
nutzen« in einem radıkalen, innovationsfördernden Strukturwandel beste- 
hen. Zumindest ein Teil der Akteure, vor allem die, welche durch den 
Strukturwandel bedroht sind, werden in diesem Fall auf Domänesicherung 
ausgerichtet sein. Die Verfolgung individueller Nutzen stellt also in diesem 
Fall eine unsichere Basis für die Erarbeitung einer möglichst optimalen 
Problemlösung für das Gesamtsystem (in diesem Fall eine Wirtschafts- 
region) dar. In das Verhandlungssystem ist demnach auch eine konserva- 
tive, strukturerhaltende Tendenz eingebaut. 

Zweitens dürften Akteure in Netzwerken Interesse an einer zeitlichen 
Stabilität der jeweiligen Verhandlungsstruktur haben, die, da es sich 1. d. R. 
um freiwillige Formen der Koordination und Kooperation handelt, herge- 
stellt werden muß (Scharpf 1993c, 60f). Das Interesse an dauerhafter, 


Dies gilt natürlich nicht durchgängig. So können in Netzwerken auch Experten engagiert 
sein, die man nicht direkt als Betroffene bezeichnen kann. 
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stabiler Kooperation ergibt sich aus der wechselseitigen Abhängigkeit von 
den Handlungsressourcen der anderen Beteiligten sowie den hohen Trans- 
aktionskosten, die durch den komplexen Aushandlungsprozeß entstehen. 
Kontinuierliche Zusammenarbeit ist Bedingung für die Erwartungssicher- 
heit aller beteiligten Akteure. Aus dieser auf Stabilitätssicherung abzielen- 
den Konstellation, entsteht ein Trend zu Konfliktvermeidung und inkre- 
mentellem Wandel. Innerhalb des Netzwerkes werden Diskussionen und 
Problemlösungen, die auch grundlegende Umorientierungen miteinschlie- 
ßen würden und die die Interessen wichtiger Akteure des Netzwerkes ne- 
gativ tangieren könnten, eher zurückgestellt. Status-quo-Orientierungen, 
die auf in der Vergangenheit abgeschlossenen Vereinbarungen basieren 
und weniger die Gegenwarts- geschweige denn die Zukunftsinteressen re- 
flektieren, sind denkbar. 

Gelingt die Stabilisierung des Netzwerkes, so kann drittens das dann er- 
reichte hohe Maß an sozialer Kohäsion Problemlösungen begünstigen, die 
eher einer »parametrischen« als einer »strategischen Rationalität« entspre- 
chen. Unter »parametrischer Rationalität« wäre eine starke Präferenz für 
Entscheidungen zu verstehen, die sich eng entlang des traditionellen Ent- 
wicklungspfades bewegen (Grabher 1994, 79). Die Herausbildung einer 
»Konsens-Kultur« (Grabher 1994, 80) und symbiotischer Beziehungen 
zwischen den Netzwerkakteuren, die inkrementellen Wandel durchaus be- 
günstigen, können zu »kollektivem Konservatismus« (Kuran 1988) führen 
und notwendige Strukturveränderungen verlangsamen und blockieren. 
Netzwerke sind daher vermutlich leistungsfähig, wenn es um Strukturge- 
staltung innerhalb eines etablierten und dynamischen Entwicklungspfades 
geht. Hier dürften sich im wesentlichen Positivsummenspiele ergeben. 
Netzwerke sind jedoch aufgrund der beschriebenen Trends zu konservati- 
ven, strukturerhaltenen Entscheidungen und inkrementellem Wandel vor 
größere Schwierigkeiten gestellt, wenn strukturelle Krisen zu bewältigen 
sind und Umbrüche eingeleitet und gesteuert werden müssen. Man könnte 
mit anderen Worten auch sagen, daß Netzwerke in Politikfeldern, die durch 
die wechselseitige Abhängigkeit der Akteure von den Steuerungsressour- 
cen anderer gekennzeichnet sind (z. B. Technologie- und Industriepolitik) 
hohe Leistungsfähigkeit aufweisen, wenn auf der Grundlage etablierter 
Gegenwartsinteressen und eines stabilen Erwartungshorizontes Struktur- 
gestaltung voranzutreiben ist. Netzwerke sind weniger flexibel und vor 
größere Herausforderungen gestellt, wenn Erwartungshorizonte weitge- 
hend modifiziert werden müssen und es um die Durchsetzung von Zu- 
kunfts- gegen etablierte Gegenwartsinteressen geht. 
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3. Institutionelle Konsolidierung von Netzwerken: Bedingung und 
Problem für deren Funktionsfähigkeit 


Die wechselseitige Abhängigkeit der in einem Netzwerk agierenden Ak- 
teure impliziert also einen Trend zur Verstetigung der Akteursbeziehungen 
und somit ein Mindestmaß an institutioneller Konsolidierung - in den hier 
relevanten Fällen unterhalb der Schwelle der Konstituierung einer formalen 
Organisation, wodurch die Netzwerkstruktur selbst aufgegeben würde. 
Relativ stabile Kooperationsbeziehungen, die durch ein spezifisches Mu- 
ster gegenseitig akzeptierter organisatorischer Identitäten, Kompetenzen 
und Interessensphären, also einen minimalen institutionellen Grundkon- 
sens, charakterisiert sind, erleichtern es, Interessenkonflikte zwischen den 
Netzwerkakteuren durch Kompromisse zu lösen und die rücksichtslose 
Nutzenmaximierung auf Kosten einiger Akteure wenn nicht vollständig 
auszuschließen, so doch zu reduzieren (Mayntz 1993, 49f). 

Der Druck, das Netzwerk zu stabilisieren und Kompromisse zu finden, 
steigt mit der Abhängigkeit von den Steuerungsressourcen anderer 
Netzwerkakteure sowie der Dauer der Kooperationsbeziehungen, die zu 
entsprechenden Transaktionskosten führen und daher eine Aufgabe der 
Netzwerk-Kooperation unattraktiv machen. Da die Entstehung von Netz- 
werken in der Regel auf wechselseitige Interdependenzbeziehungen zwi- 
schen den Akteuren zurückgeht, sind die die »costs of exit« (Scharpf 
1991b, 288) generell hoch und sie steigen stetig an, weil sich im Verlauf 
der Netzwerkkooperation beachtliche Transaktionskosten kumulieren. 

Die Konsolidierung und Verstetigung der Beziehungen von Netzwerkak- 
teuren sind demnach in der Regel eine wesentliche Bedingung für die 
Funktionsfähigkeit von Netzwerken. Gelingt die Stabilisierung nicht, sind 
lose gekoppelte Netzwerke von Desintegration bedroht. Der Übergang von 
den »weak ties«, die die prekären Beziehungsgeflechte entstehender Netz- 
werke prägen, zu »stronger ties« Kann jedoch zugleich potentielle Schwä- 
chen von Netzwerkstrukturen zu Tage fördern. Netzwerke agieren im 
Spannungsfeld von Desintegration, Anpassungsgefahr und »endless dis- 
agreement« zwischen den beteiligten Akteuren auf der einen Seite sowie 
funktionaler und kognitiver Blockierung durch ein zu hohes Maß an sozia- 
ler Kohäsion auf der anderen Seite. In diesem Spannungsfeld lassen sich 
vier Problemdimensionen ausmachen. 

Die potentiell retardierende Funktion der Kompromißlogik: Zunächst ein- 
mal implizieren interdependente und enger werdende Beziehungsstruktu-- 


° Natürlich gibt es auch eine Vielzahl von Fällen, in denen aus Netzwerken neue formale 


Organisationen oder Unternehmen evolvieren. Dies gilt z. B., wenn Unternehmen ihre 
Zulieferer in das eigene Unternehmen integrieren. 
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ren in Netzwerken und die Notwendigkeit, Kompromisse anzusteuern, das 
Problem, daß die Neu- oder Umverteilung von Macht und anderen Res- 
sourcen (zZ. B. Geld, Zugang zu Märkten oder Informationen, sozialer Sta- 
tus) zwischen den Akteuren, die zur Erreichung eines Zieles für das gesam- 
te Netzwerk wichtig sein können, gegen deren Willen schwierig sind. 
Während in hierarchisch strukturierten Entscheidungssystemen die Durch- 
setzung von Interessen der Zentralgewalt unproblematisch ist und in 
Mehrheitssystemen die Möglichkeit (und auch Gefahr) der Durchsetzung 
von Interessen gegen Minderheiten existiert, sind Netzwerke in der Regel 
auf einvernehmliche Entscheidungen angewiesen. In dieser Konstellation 
ist freilich eine starke konservative Tendenz eingebaut. Etablierte Interes- 
sen können sich gegen Zukunftsinteressen durchsetzen: 


»... unanimous decisions permit each party to defend the existing pattern of distribution, while 
majoritarian and hierarchical decision rules create the possibility of involuntary redistributi- 
on...« (Schaspf 1991a, 60). 

Funktionale Blockierungen: Da die Kosten für das Scheitern von Verhand- 
lungen oft hoch sind (hohe »exit costs«, Gefahr von »endless disagree- 
ment«), ist es wahrscheinlich, daß zur Konfliktvermeidung Lösungen, die 
die Interessen etablierter und strategisch wichtiger Akteure negativ tangie- 
ren, unterbleiben und Strategien innerhalb des existierenden Entwick- 
lungspfades angesteuert werden. Scharpf hat für diese Konstellation den 
Begriff »joint-decision trap« geprägt. Netzwerke 

»with high internal consensus requirements will find it difficult to exploit new opportunities 
that are attractive on balance, but not for each member individually, and they will encounter 
similar difficulties when it would be rational to cut their losses in response to worsening Con- 
ditions.« (Scharpf 1991b, 285) 

Kognitive Blockierungen: Diese funktionalen Innovationshemmnisse kön- 
nen durch kognitive Blockierungen überlagert werden. Langfristig stabile 
persönliche Beziehungen zwischen Netzwerkakteuren begünstigen die 
Herausbildung gemeinsamer Orientierungen, Sichtweisen, Verhandlungs- 
stile oder auch Vorurteile. Die Kehrseite sozialer Kohäsion als produktiver 
Ressource für das Funktionieren von Netzwerken sind kognitive Veren- 
gungen durch überzogene Vereinheitlichungen von Sichtweisen und zu 
symbiotische Beziehungen zwischen Netzwerkakteuren. Alternativen, neue 
Entwicklungswege, Lösungsansätze und Strategien jenseits eingefahrener 
Optionen werden nicht zur Kenninis genommen. Das Denken und Handeln 
im Netzwerk droht überzogen pfadabhängig, strukturkonservativ und bor- 
niert zu werden. Wichtig ist es zu betonen, daß funktionale und kognitive 
Blockierungen in Netzwerken als Problem insbesondere dann auftauchen, 
wenn eingeschlagene Entwicklungspfade verlassen werden müssen, also 
inkrementelle soziale, politische und ökonomische Lösungen zur Überwin- 
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dung eines Problemkomplexes, für deren Erarbeitung das Netzwerk auf- 
grund seiner interaktiven, Know-how bündelnden und strukturgestaltenden 
Funktionen besonders geeignet ist, nicht mehr ausreichen. 

Grabher nennt als Beispiel funktionale und kognitive Blockierungen in 
traditionellen Industrieregionen (wie z. B. dem Ruhrgebiet), in denen ehe- 
mals durchaus produktive Netzwerke trotz langandauernder Krise »statt ein 
neues Heilmittel auszuprobieren, ... mit der zunehmenden Verschlimme- 
rung des Leidens lediglich die Dosis des alten erhöht (wurde)« (Grabher 
1994, 79). Andere prominente Beispiele für den »high degree of inertia« 
(Scharpf 1991b, 285) aufgrund funktionaler und kognitiver Blockierungen 
wären, um weitere Beispiele aus der Bundesrepublik anzuführen, der starke 
Widerstand von Teilen des Gesundheitssystems gegen eine Serie von 
Reformversuchen oder auch die Reformunfähigkeit im Hochschulbereich. 
Die institutionelle Konsolidierung von Netzwerken und die Logik des 
Kompromisses sind also Bedingungen dafür, in kollektiven Verhandlungs- 
systemen Entscheidungsblockaden zu verhindern, Interessensausgleich si- 
cherzustellen und Desintegrationstrends zu reduzieren, jedoch »kein unge- 
trübter Segen« (Mayntz 1993, 50). 

Ingroup-outgroup Logik (»Luhmann-Falle«): Die Stabilisierung von 
Netzwerken nach Innen geht einher mit der Herausbildung von gemeinsa- 
men Regeln, Konventionen und Routinehandlungen. Erst in einem solchen 
Handlungskontext kann sich zwischen den Akteuren Vertrauen, Reziprozi- 
tät und die Fähigkeit, die Verhaltensweisen der anderen Akteure zu antizi- 
pieren, herausbilden. Die Entstehung solcher »ingroup-Strukturen« basiert 
auf der Konstituierung von »ingroup-outgroup boundaries«. Eine Vielzahl 
von Untersuchungen zeigen, daß »trust among insiders, ..., could arise from 
common distrust of outsiders.« (Scharpf 1991b, 296) 

Renate Mayntz und Friedhelm Neidhardt haben diesen Mechanismus am 
Beispiel der bundesdeutschen Parlamentarier untersucht. Sie stießen auf 
starke Solidaritätsnormen innerhalb der politischen Fraktionen, ritualisierte 
»Feindschaften« zwischen den Fraktionen von Regierung und Opposition 
sowie typisches »ingroup Verhalten« der Parlamentarier als Gesamtgruppe, 
2. B. zur Vertretung ihre Interessen als »politische Klasse« gegenüber den 
Medien (Mayntz/Neidhardt 1989). Scharpf verweist auf eine Untersuchung 
von Edward Banfield, der ın süditalienischen Dörfern und Städten Bezie- 
hungstrukturen entdeckte, die er als »amoral familism« bezeichnete: »trust 
and cooperation within the family coexisted with complete distrust and 
morally unrestrained cheating among individuals not belonging to the same 
family« (Scharpf 1991b, 296). Grabher verweist darauf, daß auch in eini- 
gen der für ihre Leistungsfähigkeit inzwischen berühmten »industrial di- 
stricts« Norditaliens, deren Wettbewerbsfähigkeit inbesondere auf dichte 
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Netzwerkstrukturen in den Industrieregionen zurückgeführt werden kann, 
zugleich Tendenzen in Richtung auf »hermetische Abgeschlossenheit« zu 
beobachten sind (Grabher 1994, 93ff). 

Allgemeiner formuliert scheint eine gewisse »feindliche Orientierung« ge- 
genüber der Umwelt die Konsolidierung von ingroups, also in unserem 
Falle von Netzwerken, und die gruppeninterne Entstehung von Vertrau- 
ensbeziegungen zu begünstigen. Weitere Beispiele wären Beziehungsmu- 
ster zwischen Innen- und Außenwelt des organisierten Verbrechens, in der 
internationalen Politik, zwischen Sportteams, Unternehmensgruppen oder 
auch Netzwerken in der Wissenschaft. Schon Max Weber ihematisierte 
diese Phänomene unter dem Stichwort »Soziale Schließung«.’ 

Die Herausbildung von funktionstüchtigen Netzwerken auf der Grundlage 
von »ingroup-outgroup boundaries« kann zu Segmentierungstendenzen 
zwischen sich voneinander abschottenden, nicht kommunizierenden Sub- 
systemen führen. Eine solche Tendenz ist in hoch interdependenten Gesell- 
schaften außerordentlich gefährlich. Sie begünstigt zwei divergierende 
Typen von Externalisierung: 

- erstens, aktive Strategien von einseitig ingroup-orientierten und ihrer 
Umwelt tendenziell »feindlich« gegenüberstehenden Netzwerken (»boun- 
daries of distrust« (Scharpf 1991b, 297)), Kosten und negative Externali- 
täten bewußt auf Dritte zu verlagern (»opportunism with guile«);* 

- zweitens, Aktivitäten von borniert agierenden Netzwerken, die aufgrund 
fehlender Abstimmung mit anderen Subsystemen bzw. Netzwerken zu un- 
kontrollierbaren, weil nicht berücksichtigten Handlungsfolgen führen 
(nicht-intendierten Effekte). Dieser zweite Typ von Externalisierung dürfte 
häufiger auftreten als der erste, da das Verhältnis zwischen den durch den 


Weber (1960, 35) schreibt: »Eine soziale Beziehung (gleichviel ob Vergemeinschaftung 
oder Vergesellschaftung) soll nach außen offen heißen, wenn und insoweit die Teilnahme 
an dem an ihrem Sinngehalt orientierten gegenseitigen sozialen Handeln, welches sie 
konstituiert, nach ihren geltenden Ordnungen niemand verwehrt wird, der dazu 
tatsächlich in der Lage und geneigt ist. Dagegen nach außen geschlossen dann, insoweit 
und in dem Grade, als ihr Sinngehalt oder ihre geltenden Ordnungen die Teilnahme 
ausschließen oder beschränken oder an Bedingungen knüpfen. Offenheit und 
Geschlossenheit können traditionell oder affektuell oder wert- oder zweckrational bedingt 
sein. Die rationale Schließung erfolgt insbesondere durch folgenden Sachverhalt: Eine 
soziale Beziehung kann den Beteiligten Chancen der Befriedigung innerer oder äußerer 
Interessen eröffnen, sei es dem Zweck oder dem Erfolg nach, sei es durch solidarisches 
Handeln oder durch Interessenausgleich. Wenn die Beteiligten von ihrer Propagierung 
eine Verbesserung ihrer eigenen Chancen nach Maß, Art, Sicherung oder Wert erwarten, 
so sind sie an Offenheit, wenn umgekehrt von deren Monopolisierung, so sind sie an 
Schließung nach außen interessiert.« (Hervorhebungen im Orginal) 

Beispiele wären Unternehmenssirategien zur Externalisierung ökologischer Kosten zu 
Lasten der Umwelt, Strategien der Bundesregierung zur Verschiebung von Sozialkosten 
auf regionale und lokale Ebenen, Müllexporte in die Dritte Welt. 
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ingroup-Mechanismus stabilisierten Netzwerken und ihrer Umwelt i. d. R 
nicht so sehr durch Antagonismus (im Sinne von »opportunism with gui- 
le«), sondern durch Indifferenz, Gleichgültigkeit der Handelnden gegen- 
über negativen Externalitäten, die bei der Verfolgung eigener Interessen 
verursacht werden, geprägt sind (»boundaries of irrelevance« (Scharpf 
1991b, 298)). 

Beide Typen von Externalisierung basieren darauf, daß die ingroup-Me- 
chanismen zur Stabilisierung der Netzwerke »may segregate systems of 
communications, but they do not have the power to interrupt chains of real 
interdependence among functional subsystems« (Scharpf 1991a, 299). 

Die herausgearbeitete Externalisierungs- und Segmentierungsproblematik 
entspricht der These Luhmanns von der zunehmenden Selbstreferentialität 
von Subsystemen in modernen Gesellschaften und der Unmöglichkeit 
»intersystemischer Diskurse«. Diese »Luhmann-Falle« wird demnach, wie 
Lindenberg zu Recht betont, nicht nur durch »opportunism with guile« 
zwischen Akteuren bzw. Akteursgruppen ausgelöst, sondern eben auch 
durch »strong solidarity among insiders«, die auf Mißtrauen gegenüber 
outsiders basieren kann (Lindenberg 1983, 43). 

Zugleich muß festgehalten werden, daß die »Luhmann-Falle« eine reale 
Möglichkeit, nicht jedoch die generelle Regel darstellt. Unter der Bedin- 
gung generalisierten Mißtrauens zwischen Akteuren unterschiedlicher 
Netzwerke wären moderne und sich modernisierende Gesellschaften nicht 
funktions- und überlebensfähig. Wenn funktionale Differenzierung, als ei- 
ne der wesentlichen Charakteristika moderner Gesellschaften, in struktu- 
relle und generalisierte Segmentierung zwischen Subsystemen umschlägt, 
droht soziale Desintegration. Neben der »ingroup-outgroup-Logik« sowie 
der Möglichkeit der gesellschaftlichen Akteursgruppen und Netzwerke des 
»playing side-by-side according to their own specific logic« (Scharpf 1991 
b, 298), als Produktivitäts- und Kreativitätsressource ausdifferenzierter Ge- 
sellschaften, existieren offenbar Mechanismen, die, über die entstehenden 
und notwendigen Abgrenzungen zwischen Netzwerken und Subsystemen 
hinaus, intersystemische Kommunikation ermöglichen und damit den rea- 
len Interdependenzen Rechnung tragen. Scharpf spricht von »mechanisms 
that are able to connect as well as to separate« (Scharpf 1991b, 299)’, um 
dieses Spannungsfeld zu charakterisieren. 


Scharpf (1991b, 299) führt dazu aus: »In the real world, of course, such interactions must 
occur continously - between scientists and corporate managers in industrial research, bet- 
ween lawyers and politicians in the legislative process, and across all other boundaries as 
well.« 
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4. Das Koordinationspreblem 


»Oh, what a tangled web we weave ...« 
Sir Walter Scott, zitiert nach: Shubik (1987), S. 33. 


Netzwerktheoretiker unterstellen häufig a priori eine höhere Rationalität 
von Netzwerkkoordination im Vergleich zu hierarchisch oder marktförmig 
verfaßten Systemen der Entscheidungsfindung. Zuweilen wird dies mit 
Verweis auf das berühmte Coase-Theorem begründet, das besagt, daß alle 
Wohlfahrtsgewinne, die durch ideale hierarchische Koordination erreichbar 
wären, auch durch freiwillige Vereinbarungen zwischen autonomen, 
ausschließlich egoistisch-rationalen Akteuren realisiert werden können 
(Coase 1960).'° Bereits die herausgearbeiteten Problemdimensionen ver- 
deutlichen, daß eine derart pauschale Aussage über die Möglichkeiten des 
Netzwerkversagens leicht hinwegtäuschen kann. Scharpf hat darüberhinaus 
nachgewiesen, daß nicht nur Markt- und Hierarchie, sondern auch freiwil- 
lige Verhandlungslösungen in Netzwerken spezifische Koordinationspro- 
bleme aufwerfen und die Voraussetzungen für das Funktionieren von Ko- 
ordination in netzwerkartigen Verhandlungssystemen außerordentlich 
komplex sind." 

Als Indikatoren zur Messung der Effizienz von Koordinationsleistungen 
greift Scharpf auf das Pareto-Optimum sowie das Kaldor-Kriterium zurück. 
Das Pareto-Optimum, als dem wohlfahrtstheoretischen Maßstab der 
Ökonomie, definiert bekanntlich die Allokation knapper Ressourcen auf 
konkurrierende Verwendungsmöglichkeiten dann als effizient, wenn keine 
Änderungen mehr denkbar sind, die den Nutzen mindestens eines Beteilig- 
ten erhöhen würde, ohne daß irgend ein anderer deshalb schlechter gestellt 
werden müßte. Dieser wohlfahrtstheoretische Indikator vernachlässigt be- 
wußt Aspekte wie Verteilungsgerechtigkeit oder die Möglichkeit der Um- 
verteilung von Besitzständen. Einen politisch interessanteren Wohlfahrts- 
maßstab bietet das Kaldor-Kriterium, das alle Maßnahmen positiv bewer- 
tet, deren Nutzen für die Begünstigten groß genug ist, um daraus alle durch 
die Maßnahme Benachteiligten voll entschädigen zu können (Kaldor 
1939). 

Auf den ersten Blick erscheint der dem Gemeinwohl verpflichtete nach in- 
nen und außen souveräne, demokratische Nationalstaat, also eine hierarchi- 
sche Entscheidungsinstanz, am ehesten geeignet um dem anspruchsvollen 


Oft werden die von Coase betonten Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit seines 
Theorems nicht genannt: erstens werden Transaktionskosten außer acht gelassen und 
zweitens werden Verteilungsfragen ignoriert. 

Die folgenden Ausführungen basieren im wesentlichen auf Scharpf (1991); vgl. auch 
Scharpf (1992b und 1993a). 
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Kaldor-Kriterium Rechnung zu tragen. Dieser kann sich über den Ein- 
spruch einzelner Betroffener hinwegsetzen und ist theoretisch in der Lage, 
Gemeinwohlmaximierung zu betreiben. Auf den zweiten Blick werden die 
Grenzen des hierarchischen Staatskonzeptes deutlich: der Staat hat an Sou- 
veränität nach innen und außen verloren, die Gemeinwohlorientierung des 
Staates kann nicht einfach voluntaristisch vorausgesetzt werden, und der 
Staat ist in vielen Politikfeldern auf die Kooperation mit anderen gesell- 
schaftlichen Akteursgruppen angewiesen. 

Wie steht es nun um die Koordinations- und Entscheidungsfähigkeit in 
Netzwerken unter Berücksichtigung ihrer wohlfahrtstheoretischen Effekte. 
Scharpf exemplifiziert zunächst die Koordinationsprobleme von zwei 
Akteuren (s. Abbildung). Er setzt zwei egoistisch rationale Akteure (X und 
Y) mit voneinander unabhängigen Nutzenvektoren und eine Reihe von 
Handlungsoptionen (A; B; C; D; E) voraus. Der status quo wird durch den 
Ursprung des Koordinatensystems gekennzeichnet. Unterstellt man nun, 
daß die beiden Akteure ihre Handlungsoptionen durch einseitige Entschei- 
dungen realisieren können, dann werden für (X) nur Vorhaben, die rechts 
von der Y-Achse liegen und für (Y) nur Vorhaben, die oberhalb der X- 
Achse liegen, akzeptabel sein. Demnach würde (X) die Projekte (D) und 
(E) ignorieren, und die Präferenz von (X) läge bei (A); für (Y) wären (A) 
und (E) inakzeptabel und (D) die präferierte Lösung. 


s 
A 


Abbildung aus Scharpf (1993, $. 59) 
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Eine wohlfahrtstheoretische Bewertung dieser einseitig präferierten Lö- 
sungen unter dem Pareto-Kriterrum kommt zu dem Ergebnis, daß beide 
nicht akzeptabel sind, weil bei jeder von ihnen eine Verbesserung des sta- 
tus quo für die eine Seite einhergeht mit einer Verschlechterung für die an- 
dere Seite. Zu einem anderen Ergebnis kommt man durch die Anwendung 
des Kaldor-Indikators. Der Unterschied wird leicht deutlich, wenn beide 
Projekte - also (A) und (D) - aus der Perspektive eines hierarchischen Ko- 
ordinators beurteilt werden - z. B. einer Unternehmenszentrale mit zwei 
Abteilungen. Auf der Grundlage seiner Nutzenfunktion (U = Ux + Uy) wä- 
re offensichtlich kein Projekt unterhalb der Nordwest-Südost-Diagonalen 
überhaupt akzeptabel. Vorhaben würden umso attraktiver, je weiter nord- 
östlich sie von dieser Diagonalen angesiedelt wären. Dementsprechend 
würde der hierarchische Koordinator das von (X) präferiert Projekt (A) 
verhindern, das von (Y) unterstützte Projekt (D) jedoch billigen, obwohl 
dadurch die Interessen von (X) verletzt werden, da der Gesamtnutzen höher 
ist als die Verluste von (X). 

Was würde passieren, wenn die Koordination statt durch die Hierarchie 
durch Verhandlungen zwischen (X) und (Y) zustande kommen müßte? 
Gehen wir von einem Zwangsverhandlungssystem aus (in dem also die be- 
reits diskutierten einseitigen Aktionen ausgeschlossen sind)? ‚in dem es 
um eindeutig fixierbare Vorhaben geht, bei denen Ausgleichzahlungen zu- 
nächst ausgeschlossen sind. Unter diesen Voraussetzungen würde (X) alle 
Lösungen ablehnen, die links von der (Y)-Achse liegen und (Y) diejenigen, 
die unterhalb der (X)-Achse angesiedelt sind. Für eine Einigung kämen 
demnach überhaupt nur pareto-superiore Optionen im nordöstlichen 
Quadranten in Frage. Unter diesen Lösungsmöglichkeiten würde (X) das 
Projekt (B) und (Y) das Vorhaben (C) präferieren. Für keinen von beiden 
gäbe es einsichtige Gründe, den Wünschen des anderen nachzugeben. Der 
Versuch einer Koordination durch Verhandlungen stößt also auf drei spezi- 
fische Probleme: 

- Lösungen, die die aggregierte Wohlfahrt maximieren, werden systema- 
tisch ignoriert, wenn sie nicht gleichzeitig auch für jeden der Netzwerkak- 
teure eine Verbesserung gegenüber dem status quo implizieren (also nicht 
in dem nord-östlichen Quadranten liegen). 


Zwangsverhandlungsysteme können grundsätzlich aus zwei unterschiedlichen Gründen 
enstehen. Entweder dadurch, daß wichtige Steuerungsressourcen auf unterschiedliche 
Netzwerkakteure verteilt sind und daher eine wechselseitige Ahhängigkeit entsteht, die 
einseitige Aktionen nur um den Preis der Blockade des Netzwerkes und damit die Hand- 
lungsunfähigkeit aller Beteiligten zuläßt, oder dadurch, daß der Staat gesellschaftliche 
Akteursgruppen unter Androhung von Sanktionen dazu zwingt, gemeinsame Problemlö- 
sungen anzusteuern. 
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- Für den Fall, daß unter diesen Bedingungen mehr als eine pareto-supe- 
riore Lösung möglich sein sollte, besteht die Gefahr, daß der Streit über die 
Wahl der Lösungen, die Verhandlungen blockiert. 

- Daraus folgt, daß Netzwerke nur dann in der Lage sind, das Kaldor-Op- 
timum anzusteuern, wenn sie sich nicht von kompetitiven oder gar feindli- 
chen Handlungsorientierungen gegenüber anderen Netzwerkteilnehmern 
(im Sinne von »dem anderen Schaden zufügen«) leiten lassen. 

Diese Problemdimensionen verschärfen sich mit zunehmender Zahl von 
Beteiligten, da es dann zu einer Kumulation von Veto-Positionen kommen 
kann (vgl. die Ausführungen zum »Problem der großen Zahl«). 

Modifiziert man die bisherigen Voraussetzungen dahingehend, daß Aus- 
gleichszahlungen, mit denen die Gewinner und Verlierer entschädigt wer- 
den können, möglich sind und als Instrument eingesetzt werden, so sind - 
unter Vernachlässigung der Transaktionskosten - Lösungen für die skiz- 
zierte Problematik denkbar. Im Falle freiwilliger Verhandlungen in Netz- 
werken, müßte der Akteur, der von einem Projekt Nachteile zu befürchten 
hätte, die daran interessierten für deren Verzicht auf das Projekt bezahlen. 
In einem Zwangsverhandlungsystem (z. B. wenn Eigentumsrechte gegen 
negative Externalitäten rechtlich geschützt sind) müßten die Ausgleichs- 
zahlungen in die entgegengesetzte Richtung fließen. 

In beiden Fällen würden die Verhandlungen zwischen den egoistisch-ra- 
tionalen Akteuren die aggregierte Wohlfahrt der Beteiligten maximieren. 
Um dies am Beispiel der Abbildung zu erläutern: (Y) hätte durch die Um- 
setzung des Projektes (A) mehr zu verlieren, als (X) dabei gewinnen 
könnte. Er würde demnach in einem freiwilligen Verhandlungssystem die- 
ses Vorhaben durch Ausgleichszahlungen verhindern. Umgekehrt hätte (Y) 
mit Projekt (D) mehr zu gewinnen als (X) verlieren würde; er würde des- 
halb in einem Zwangsverhandlungssystem (X) dessen potentielles Veto 
abkaufen. Unter beiden Bedingungen (und unter Vernachlässigung von 
Transaktionskosten) würden demnach nur Projekte oberhalb der Diagona- 
len realisiert und die Akteure würden sich auf Lösungen einigen, die auf 
der am weitesten nordöstlich gelegenen Isoquante lokalisiert sind und 
demgemäß die aggregierte Wohlfahrt der Beteiligten maximieren. 

Die Einbeziehung von zwei weiteren Faktoren erschwert jedoch die Koor- 
dinationsprobleme. Erstens erhöht, wie bereits angesprochen, eine stei- 
gende Zahl von Beteiligten die Transaktionskosten. Gravierender ist aber 
zweitens, daß die bisherigen Überlegungen auf der Verfügbarkeit von ein- 
deutig fixierbaren Lösungen und der Möglichkeit monetärer Ausgleichs- 
zahlungen basierten. Beides sind plausible Annahmen in ökonomischen 
Kontexten, in denen Geld als allgemeines Äquivalent fungiert. In diesen 
Fällen können Ausgleichszahlungen oder Schattenpreise die Koordination 
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zwischen Unternehmen, oder semiautonomen Abteilungen innerhalb eines 
Unternehmens oder in manchen Fällen auch im öffentlichen Bereich oder 
zwischen öffentlichen und privaten Akteuren ermöglichen. In vielen politi- 
schen Konstellationen läßt sich jedoch die Bewertung von Lösungen kaum 
in Geldwerten ausdrücken.” Ausgleichszahlungen können zudem auch 
unter moralischen Gesichtspunkten unakzeptabel sein; man denke nur an 
Phänomene wie Kinder- oder Organhandel. 

Scharpf verweist darauf, daß auch unter diesen Bedingungen Annäherun- 
gen an die Wohlfahrtseffekte des Coase-Theorems denkbar sind, wenn se- 
parate Projekte mit komplementären Kosten-Nutzen-Bilanzen zu Verhand- 
lungspaketen gebündelt werden können, durch die eine im ganzen ausge- 
glichene Interessenbilanz erreicht werden kann. Arbeiten von Benz und 
Zintl zu diesem Problemfeld zeigen am Beispiel der Koordination zwi- 
schen den deutschen Bundesländern, daß das Hauptproblem in diesen Fäl- 
len darin besteht, ein gemeinsames Verständnis von Interessenausgleich 
und Verteilungsgerechtigkeit herauszubilden (Benz 1992; Zintl 1991). Die 
Funktionsfähigkeit von Netzwerken ist demnach stark von den Handlungs- 
orientierungen der Akteure, der Fähigkeit der Definition von eigenen, 
konfliktiven und gemeinsamen Interessen und der Fähigkeit zum Kom- 
promiß abhängig. Nur so können die skizzierten Verhandlungsblockaden 
aufgebrochen werden. 

Da Fälle immer häufiger werden, in denen in Netzwerken diese nicht oder 
nur schwer monetarisierbaren Gewinne und Verluste zu verteilen sind, zu- 
gleich jedoch hierarchische Mechanismen der Entscheidungsfindung, die 
qua »Diktat« in der Lage wären, diese Problematik zu lösen, aus den oben 
diskutierten Gründen in vielen Politikbereichen überfordert sind, ist es 
nicht verwunderlich, daß in den letzten Jahren Theorien der Verteilungsge- 
rechtigkeit einen ungeahnten Aufschwung genommen haben.'* In den 70er 
Jahren schien diese Frage, zumindest in den westeuropäischen Ländern 
während der Blütephase des Wohlfahrtsstaates obsolet zu sein. Fragen der 
Gerechtigkeit sowie die Umsetzung von Politiken zur Sicherung und Ver- 


® vgl. z. B. in Deutschland die »Netzwerkverhandlungen« über einen »Energiekonsens«; 


generell Verhandlungen innerhalb der Gesellschaft über Umweltprobleme, deren Kosten 
oft kaum quantifizierbar sind und zudem Zukunftsinteressen betreffen, für die es noch 
keine Interessenvertreter gibt. 

Dabei steht in der Regel die Gerechtigkeitstheorie von John Rawis (1971 und 1993) im 
Mittelpunkt. In der aktuellen Diskussion - vgl. z. B. Dahrendorf (1992), Tugendhat 
(1993) und Honneth (1994) - um Gerechtigkeit bestimmen sich die Positionen der 
jeweiligen Theoretiker - von den radikalliberalen Positionen Nozicks (1974) bis zu dem 
konservativen Flügel der Kommunitaristen (vgl. als Überblick Honneth 1993) häufig 
durch ihre Stellung zu Rawls. Zur Frage der sozialen Gerechtigkeit im 
weltgesellschaftlichen und weltwirtschaftlichen Kontext und mit Bezug auf Rawlis und 
die Kommunitarismusdebatte vgl. insbesondere Märmora (1992/1994). 
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besserung von Lebenschancen und Verteilungsgerechtigkeit wurden an den 
Staat delegiert. In den 80er Jahren, der Dekade der Hegemonie des Neoli- 
beralismus, schien die naive (und letztlich unsoziale) Illusion der Moneta- 
risierbarkeit aller (oder fast aller) Beziehungen zwischen Menschen um- 
setzbar und vor allem wünschbar. Die Frage sozialer Gerechtigkeit wurde 
privatisiert und zu einem Problem der »Leistungsfähigkeit des Individu- 
ums«. Die neoliberale Theorie beschäftigte sich mit der Frage der Vertei- 
lungsgerechtigkeit nur im Sinne von Allokationseffizienz im Rahmen des 
Pareto-Optimums; wohlfahrtstheoretische Überlegungen in die Richtung 
von Kaldor wurden strikt abgelehnt (Selten 1986). In den 90er Jahren 
zeichnet sich aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Netzwerken zur 
Steuerung von Wirtschaft und Gesellschaft ein erneuter Wechsel ab. Die 
gesellschaftlichen Akteure und Gruppen sind gezwungen, zur Herstellung 
der Funktionsfähigkeit ihrer Netzwerkbeziehungen, gemeinsame Bewer- 
tungs- und Gerechtigkeitsvorstellungen zu entwickeln. Diese Aufgaben, die 
zuvor dem Staat und dann den Individuen zugeordnet wurden, müssen nun 
in interaktiven Kommunikationsprozessen abgearbeitet werden. Die 
Bewältigung dieser neuen Anforderungen ist besonders schwierig und in 
ihren gesamtgeschaftlichen Konsequenzen ambivalent, da netzwerkspezifi- 
sche Gerechtigkeits- und Verteilungsvorstellungen entstehen können, die 
gesellschaftliche Segmentierungstendenzen noch verstärken. Dieser Fall 
tritt ein, wenn die Gerechtigkeitsregeln des einen Netzwerkes nicht mit de- 
nen der anderen, mit denen möglicherweise reale Interdependenzen existie- 
ren, kompatibel sind. 


5. Das Verhandlungsdilemma 


Die Auseinandersetzung mit den Koordinationsproblemen hat verdeutlicht, 
daß die »motivationalen Anforderungen« (Honneth 1994, 12)” für die 
Leistungsfähigkeit von Netzwerken bedeutend sind. Es wurde herausgear- 
beitet, daß die Koordination in Netzwerken und die Maximierung des ag- 
gregierten Nutzens im Regelfall nur dann gelingt, wenn die Akteure in der 
Lage sind, sich über die Verteilung der anfallenden Kosten und Gewinne 
zu einigen. Hierzu sind offene Kommunikation, vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit, Fairneß, ein auf Problemlösung gerichteter Verhandlungsstil die 
Voraussetzungen. Dieser wichtige Punkt wird aufgrund seiner Bedeutung 
in einem eigenen Kapitel nochmals thematisiert. 

An dieser Stelle ist es jedoch wesentlich, auf folgendes Dilemma hinzu- 
weisen: Auf der einen Seite sind Koordinationserfolge nur auf der Grund- 


5 Honneth benutzt diesen Begriff, um die Handlungsorientierungen und moralischen Ziel- 


setzungen von Akteuren zu thematisieren, welche die Grundlage der Reproduktion kom- 
plexer, moderner Gesellschaften sind. 
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lage von vertrauenvollen und kooperativen Orientierungen der Akteure 
wahrscheinlich. Auf der anderen Seite wird im Verlauf der Verhandlungen 
und der Festlegung der Lösung über die Verteilung der Kosten und Ge- 
winne und über Fairneßkriterien zu streiten sein. Während die Erzielung 
eines Ergebnisses ohne kooperative Verhandlungsstile der Beteiligten aus- 
geschlossen ist, sind im Prozeß der Aushandlung strategisches Handeln, 
Informationsmänipulierung und der Einsatz von Bluff oder Drohungen 
wahrscheinlich. Die dem Gesamtergebnis der Verhandlung angemessene 
konstruktive, auf gemeinsame Problemlösung fixierte Handlungsorientie- 
rung kann im Aushandlungsprozeß leicht ausgebeutet werden. Umgekehrt 
können effektive Bargaining-Strategien, erfolgreiche verhandlungstakti- 
sche Manöver, wie Informationsmanipulation, Vorteile im laufenden Ver- 
handlungsprozeß - unter der üblichen Bedingung unvollständiger Informa- 
tion - bedeuten, zugleich aber die Beteiligten letztlich daran hindern, ge- 
meinsame Probleme zu lösen und den insgesamt erreichbaren Kooperati- 
onsgewinn zu maximieren. Es ist demnach nicht unwahrscheinlich, daß vor 
allem Akteure, die darauf ausgerichtet sind, durch kooperative Strategien 
die Erzielung des »Kaldor-Optimums« zu unterstützen, Gefahr laufen, in 
der Verteilungsfrage übervorteilt zu werden. In dieser Konstellation besteht 
das »Verhandlungsdilemma« (Scharpf 1992a; Lax/Sebenius 1986)."° 


6. Macht in Netzwerkbeziehungen 


»Der Begriff »Macht« ist soziologisch amorph.« 
Max Weber, Soziologische Grundbegriffe, Tübingen 1960, S. 43. 


»Das Phänomen der Macht ist einfach und universell, aber der Begriff der Macht 
ist schwer zu fassen und vielfältig.« 
Crozier/Friedberg, Macht und Organisation, Königstein 1979, S. 39. 


Machtphänomene werden in steuerungstheoretisch orientierten Netzwer- 
kanalysen nahezu systematisch ausgeblendet.!’ Netzwerkstrukturen er- 


Lax/Sebenius haben dieses Phänomen im Bereich des Unternehmensmanagement unter- 
sucht. Scharpf verweist auf die Bedeutung dieses Dilemmas für Verhandlungssysteme 
und Netzwerke. 

Hierauf verweist z. B. Mahnkopf (1993). Granovetter (1973 und 1983), einer der Väter 
der Netzwerktheorie, thematisiert zwar Machtbeziehungen in Netzwerken, jedoch ohne 
deren Bedeutung für die Funktionsfähigkeit von Netzwerkbeziehungen systematisch zu 
durchdringen. Die Einschränkung »steuerungstheoretisch orientierten Netzwerkanalysen« 
ist notwendig, weil in den eher deskritiv ausgerichteten Netzwerkarbeiten durchaus 
»Macht-Indikatoren« (z. B. Verfügbarkeit über finanzielle Ressourcen) benannt werden, 
ohne jedoch die Steuerungsfunktionen von Netzwerken genauer zu untersuchen. Vgl. da- 
zu Pappi (1987) und Laumann/Knoke (1987). Waarden (1992) unterscheidet in einer Ty- 
pologie vier Typen von »distribution of power« in Networks und zwar solche, die a) 
durch einen gegenüber der Gesellschaft autonomen Staat charakterisiert sind, b) durch 
deu Staat dominiert werden, c) durch starke Interessengruppen dominiert sind sowie d) 
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scheinen oft als reibungslos funktionales Zusammenspiel zwischen Akteu- 
ren bzw. Akteursgruppen, zur Erreichung eines gemeinsamen Zieles. Für 
die Ausblendung von Machtbeziehungen in den Netzwerkansätzen gibt es 
zunächst ein durchaus plausibles Argument, das freilich selten explizit ge- 
macht wird. Netzwerke kommen in der Regel zustanden, weil die Steue- 
rungsressourcen, die zur Lösung eines bestimmten Problemes zu mobilisie- 
ren sind, auf eine Vielzahl von Akteuren verteilt sind. Im Netzwerken be- 
stehen also wechselseitige Abhängigkeiten zwischen den Beteiligten, so 
daß die für die Sozialwissenschaften noch immer als Referenzgrößen die- 
nenden klassischen Macht- und Herrschaftsdefinitionen von Max Weber, 
die in ıhrem Kern auf der Vorstellung von eindeutig identifizierbaren 
»Machtzentren« basieren, auf Netzwerke kaum Anwendung finden können. 
Weber schreibt: 

»Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer soziaien Beziehung den eigenen Willen auch 
gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht. Herrschaft soll 
heißen die Chance, für einen Befehl bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen Gehorsam 
zu finden.« Herrschaft, so Weber, basiert auf Diziplin und Massengehorsam, wobei 
»Disziplin heißen (soll), die Chance, kraft eingeübter Einstellung für einen Befehl prompten, 
automatischen und schematischen Gehorsam bei einer angebbaren Vielfalt von Menschen zu 
finden.« (Weber 1960, 42, 43) 

Dieses Verständnis von Macht- und Herrschaft ist nicht ohne weiteres auf 
Netzwerke übertragbar, weil hier die Steuerungs- und damit Machtres- 
sourcen auf unterschiedliche Akteure verteilt sind. Die Durchsetzung von 
Macht »auch gegen Widerstreben« anderer wird in einem Netzwerksystem, 
welches durch wechselseitige Abhängigkeitsstrukturen charkterisiert ist, 
schwierig, die Ausübung von Herrschaft über Befehle und autornatischen 
Gehorsam ist in hierarchischen Strukturen der Entscheidungsfindung noch 
denkbar, in Netzwerken ein aussichtloses Unterfangen. Eine Vielzahl von 
empirischen Arbeiten in ganz unterschiedlichen Politikfeldern, in denen 
sich netzwerkartige Strukturen herausgebildet haben, belegen dies. Ent- 
scheidungen sind oft nur schwer oder gar nicht »gegen Widerstreben« der 
Betroffenen durchzusetzen. Sind die Entscheidungzentren auf die Koope- 
ration, Z. B. die Implementierungsbereitschaft oder -hilfe der Betroffenen, 
angewiesen, ist die Durchsetzung von Macht im Sinne Webers außeror- 
dentlich schwierig. Die Durchsetzung von Entscheidungen bleibt in vielen 
Fällen auf die Zustimmung der Betroffenen angewiesen. Noch aussichslo- 
ser wären Versuche, Herrschaft über »Gehorsam« und »Disziplin« - im 
Sinne Webers - durchzusetzen.” Die gleichen Studien verdeutlichen frei- 


auf symbiotischen Beziehungen zwischen den Netzwerkakteuren aufbauen. Diese Klassi- 
fizierung hat jedoch nur deskriptiven Charakter. 

So zeigt z. B. Riegraf (1993), daß von Konzernzentralen beschlossene Frauenförderpläne 
an aktiven wie passiven Formen der Obstruktion (von der Nichtbeachtung, bis zu explizi- 
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lich, daß auch in Netzwerkstrukturen Ungleichgewichte existieren, die 
Handlungsoptionen der Akteure größer oder kleiner ausfallen, einige Ak- 
teure also über mehr Macht verfügen als andere. Die Organisationssoziolo- 
gen Crozier und Friedberg und vor ihnen bereits Weber haben recht, wenn 
sie betonen, das das Phänomen der Macht oft mit Händen zu greifen 
scheint, jedoch schwer zu konzeptualisieren oder gar empirisch zu 
»messen« ist (Crozier/Friedberg 1979, 39ff; Weber 1960, 42ff). 

Man könnte angesichts der komplexen Situation in Netzwerken, die durch 
Machtungleichgewichte, wechselseitige Abhängigkeiten zwischen den 
Akteuren, bei gleichzeitiger Abwesenheit von Macht und Herrschaft im 
klassischen Sinne Max Webers gekennzeichnet ist, geneigt sein, Hannah 
Arendts Terminus der »Niemandsherrschaft« aufzugreifen oder einen 
Buchtitel von Oskar Maria Graf zu zitieren: »Wir sind alle Gefangene«. 
Die Zurechenbarkeit von Macht - und damit auch Ohnmacht - in Netzwer- 
ken ist prinzipieli kompliziert, in hierarchischen Entscheidungsstrukturen 
hingegen relativ trivial.'” Dennoch bleiben die Sichtweisen von Hannah 
Arendt und Graf wenig aussagekräftig. Einen Ausweg aus dieser Unüber- 
sichtlichkeit oder zumindest Orientierungsmarken bieten Crozier und 
Friedberg, die darauf verweisen, daß »Macht eine gegenseitige, aber 
unausgewogene Beziehung« ist (Crozier/Friedberg 1979, 40). Diese 
Sichtweise modifiziert den absoluten Machtbegriff von Weber und erlaubt 
eine Anwendung auf Interaktionsbeziehungen in Netzwerken. Crozier und 
Friedberg beschreiben Macht als eine Tauschbeziehung, die auf Gegensei- 
tigkeit beruht, in der aber die Tauschbedingungen einen der beteiligten 
Akteure begünstigen: 


»Es ist ein Kräfteverhältnis, aus dem der eine mehr herausholen kann als der andere, bei dem 
aber gleichfalls der eine dem anderen nie völlig ausgeliefert ist.« (Crozier/Friedberg 1979, 41) 


en Versuchen der Blockierung) von Teilen der Beschäftigten scheitern können. Ohne ei- 
ne aktive Beteiligung strategisch wichtiger Akteure (z. B. der Personalentscheider, Abtei- 
ungsleiter, Betriebsräte, Frauenbeauftragten), deren »Gehorsam« nicht »eingefordert« 
werden kann, da sie über Handlungs- und Autonomiespielräume verfügen, die von der 
Konzernzentrale nicht kontrolliert (»beherrscht«, im Sinne Webers) werden können, ist 
eine Umsetzung der Programme nahezu unmöglich. Ähnliche Phänomene von Grenzen 
hierarchischer Steuerung und der wechselseitigen Dependenz der Akteure beschreibt 
Naschold (1992/1993) für die Abhängigkeit staatlicher Institutionen von der Kooperati- 
onsbereitschaft gesellschaftlicher Akteure im Prozeß der Politikformulierung und Umset- 
zung, Reichard (1994) am Beispiel der Lokalpolitik, Krumbein (1991) im Kontext regio- 
naler Strukturpolitik, Messner et al. (1991) in der Analyse der Herausbildung von Sektor- 
politiken und -institutionen in der chilenischen Industrie, Jürgens et al. (1989) am Bei- 
spiel der Umsetzung neuer Produktionskonzepte in der Automobilindustrie. 

atürlich können auch zentralistische Entscheidungssysteme durch die Aufkündigung der 
Folgebereitschaft der »Beherrschten« ins Wanken geraten. Dies ist jedoch eher die Aus- 
nahme als die Regel. 
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Die Grundlage von Macht ist die Verfügbarkeit über Ressourcen. Unter- 
scheiden lassen sich vier bedeutende Machtquellen und zwar solche, 

- die auf der Beherrschung eines spezifischen Sachwissens basieren; 

- die sich aus der Kontrolle über Informationen und Kommunikationsquel- 
len ergeben; 

-die sich aus dem Vorhandensein allgemeiner organisatorischer Regeln 
oder auch Wertemustern ableiten lassen; 

- die sich aus der Verfügbarkeit über finanzielle Ressourcen ergeben, mit 
denen zumindest die erste und die zweite Quelle beeinflußbar sind.” 

Wenn Machtressourcen in Netzwerken in einem solchen Kräftefeld verteilt 
sind, es neben der Macht der Mächtigen also auch die »Macht der Schwa- 
chen« (Crozier/Friedberg 1979, 42) gibt, wodurch werden dann Kräftever- 
hältnisse und Asymetrien in dem jeweiligen Kräftefeld determiniert? Cro- 
zier und Friedberg sprechen vom »Grad der Relevanz der Ressourcen« 
(ebd., 46), ohne den Begriff der Relevanz genauer zu präzisieren. Sinnvoll 
erscheint mir eine Unterscheidung in strategisch wichtig und strategisch 
unbedeutendere Ressourcen. Strategisch wichtig sind Ressourcen, die nicht 
oder nicht ohne weiteres substituierbar sind; strategisch unbedeutender 
wären substituierbare Ressourcen. 

Dies hieße z. B. ın einem Politiknetzwerk, in dem staatliche Institutionen 
zur Umsetzung eines Programms auf die Implementierungshilfe interme- 
diärer Institutionen angewiesen sind, folgendes: Wird das Politikprogramm 
allgemein für wichtig erachtet und die gesellschaftlichen Akteure sind zur 
Finanzierung des Vorhabens auf den Staat angewiesen, so ergibt sich hier- 
aus bereits die Verfügung über strategisch wichtige Ressourcen durch den 
Staat. Sollte es nur eine intermediäre Institution geben, die Implementie- 
rungshilfe leisten könnte, so verfügt auch diese über strategisch wichtige 
Machtressourcen. Exıstieren mehrere Institutionen, zwischen denen der 
Staat wählen kann, sind deren Machtressourcen geringer, obwohl auch der 
Staat, aufgrund der Abhängigkeit von der Kooperation mit anderen, nur 
über eingeschränkte Autonomie verfügt. Entscheidet sich der Staat im 
zweiten Fall für die Kooperation mit einer Institution, so erhöhen sich im 
Zeitverlauf die Machtressourcen für letztere, da diese Lerneffekte kumu- 
liert, die aus der Sicht des Staates den Wechsel des Kooperationspartners 
unattraktiv erscheinen läßt (Transaktionskostenargument). Ein zweites Bei- 
spiel: In einem Netzwerk wird wissenschaftlicher Sachverstand benötigt, 
um eine Problemlösung anzusteuern. Der Wissenschaftler verfügt damit 
ohne Zweifel über Machtressourcen, auf die die anderen Akteure angewie- 
sen sind. Aber im Normalfall, also unter der Annahme, daß das zur Verfü- 


2°  Crozier/Friedberg (1979, 50) benennen die ersten drei Quellen von Macht. 
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gung gestellte Know how nicht einmalig, also substituierbar ist, ist der 
Wissenschaftler austauschbar. Auf ihn kann also größerer Druck ausgeübt 
werden als auf Akteure, die über nicht oder nur schwerer substituierbare 
Ressourcen verfügen. 

Die Beispiele verdeutlichen, daß es durchaus möglich ist, systematisch 
über Machtstrukturen in Netzwerken nachzudenken. Die zuweilen, implizit 
oder explizit, vorhandene Idee, daß in sozialen Beziehungsstrukturen, in 
denen kein eindeutig identifizierbares Zentrum zu lokalisieren ist, macht- 
freie Kommunikation oder herrschaftsfreie Beziehungen dominieren, ist 
demnach naiv.”' Machtasymmetrien in Netzwerken implizieren zum einen, 
daß es auch im Fall von Netzwerksteuerung Gewinner und Verlierer geben 
kann, und zwar weil sich die relativ Mächtigeren gegen die Schwächeren 
durchzusetzen vermögen, auch wenn zweifelsohne in Netzwerken, anders 
als in Strukturen, in denen ein Akteur über alle relevanten Steuerungsres- 
sourcen verfügt, die »Macht der Schwachen« zunimmt. Hinter dem Phä- 
nomen von Machtstrukturen in nicht hierarchischen Verhandlungssystemen 
steckt zum anderen ein für unsere Fragestellung zunächst noch relevanteres 
Problem, das die Funktionsfähigkeit von Netzwerken betrifft. Was in 
einem Netzwerk als relevante Probleme, adäquate Lösungen und In- 
strumente sowie vernünftige Zielsysteme definiert wird, hängt einerseits 
von der Leistungsfähigkeit und Kreativität, also den »kognitiven Möglich- 
keiten« eines Netzwerkes ab, andererseits jedoch auch von der »Defini- 
tionsmacht« der jeweiligen Akteure. Diese dürfte sich primär an der 
Durchsetzung der eigenen Interessen orientieren. So werden z. B. Chemie- 
unternehmen in einem Politiknetzwerk, in dem es um die Formulierung 
geeigneter Sektorpolitiken geht, nur in den seltensten Fällen freiwillig auf 
Umweltargumente eingehen, die ihre Produktionskosten erhöhen könnten 
oder sie zumindest unter Innovationsdruck setzen. 

Netzwerke stehen also trotz ihres interaktiven Charakters nicht per se für 
»höhere Intelligenz«. Dieser Sachverhalt war schon im Kontext der mögli- 
chen sozialen, politischen und kognitiven Blockaden von Netzwerken the- 
matisiert worden. Die Diskussion um Machtstrukturen in Netzwerken führt 
zu einer weiteren Problemdimension: In Netzwerken können aufgrund der 
»Definitionsmacht« strategisch wichtiger Akteure wichtige Problemdi- 
mensionen ausgeblendet werden. Der gleiche Sachverhalt gilt natürlich 
auch für die Beziehungen zwischen Netzwerken und ihrer Umwelt. Netz- 
werke, die sich zu Machtkartellen entwickeln, sind in der Lage, problemiö- 
sungsorientierte gesellschaftliche Such- und Lernprozesse zu blockieren 


?! In vielen Netzwerkarbeiten wird dieser Zusammenhang zwischen »Dezentralisierung und 


Demokratisierung«, »Enthierarchisierung, horizontale Steuerung und Demokratisierung, 
Abbau von Macht« unkritisch suggerieit. 
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oder zumindest zu verlangsamen sowie Kosten von Anpassungsanforde- 
rungen auf ihre Umwelt zu verlagern.” 

Yiesen Problemzusammenhang hat Karl Deutsch (1963, 21) in seiner De- 
finition von »Macht« besonders betont. Er umschrieb »Macht« als »die 
Fähigkeit, nicht lernen zu müssen«. Deutsch gelang es mit diesem Macht- 
verständnis, den durchaus ambivalenten Charakter von Macht anzuspre- 
chen, der auch in unserem Zusammenhang von Bedeutung ist. Einerseits 
erlaubt die Verfügbarkeit über Macht, nicht lernen zu müssen, da kein An- 
passungsdruck von seiten anderer Akteure besteht. Wer in diesem Sinne 
über Macht verfügt, befindet sich also in einer zunächst außerordentlich 
komfortablen Situation, die es, wie bereits gezeigt, eben auch erlaubt, Ko- 
sten auf Dritte abzuwälzen oder in die Zukunft zu verlagern. Andererseits 
sind Machtpositionen, so wie sie Deutsch versteht, stets prekär; insbeson- 
dere in gesellschaftlichen Entwicklungssequenzen, in denen »Lernen« zu 
den wichtigsten Aktivposten zählt und die Verfügbarkeit über »Informa- 
tionen« (also den Ergebnissen von Lernprozessen) eine bedeutende 
Machtressource darstellt (Arrow 1972). Wenn Machtpositionen dazu ver- 
leiten können, nicht zu lernen und sich an veränderte Bedingungen anzu- 
passen, dann ist in den Grundlagen der Macht potentiell bereits deren Ero- 
sion angelegt.”° Der Zwang der nicht-Mächtigen, Lernen zu müssen, be- 
droht beständig die etablierten Machtpositionen. Michael Gorbatschow hat 
diesen Doppelcharakter der Macht in einer wahrlich historischen Situation, 
bezogen auf die Lernunfähigkeit des Honecker-Regimes, in einem 
geflügelten Wort auf den Punkt gebracht: »Wer zu spät kommt, den be- 
straft das Leben.« 

Die Suche nach Mechanismen zur Entwicklung von möglichst problem- 
und nicht einseitig (partikular)interessenorientierten Lösungsmustern ist 
also mit der »sozialen Innovation« des Netzwerkes, entgegen der Hoffnung 
vieler Netzwerktheoretiker, keineswegs beendet.”* In Netzwerken und zwi- 
schen Netzwerken und ihrer Umwelt vollzieht sich ein nicht endender Pro- 
zeß, den man in Anlehnung an Axel Honneth als einen »Kampf (der Ak- 


2? Ein Beispiel ist das »Ruhrkartell« aus Schwerindustrie, Landesregierung und Gewerk- 


schaften in NRW, das beinahe zwei Dekaden lang in der Lage war, zukunftsorientierte 
wirtschaftliche Umstrukturierungen in der Region zu verhindern und Lösungen auf Ko- 
sten Dritter (der Steuerzahler) durchzusetzen. Vgl. dazu Grabher (1994, 79ff); Voelzkow 
(1991); Drüke/Burmeister (1991). 

Dieser Zusammenhang gilt nur »potentiell«, im Sinne einer Risikoposition, weil Deutsch 
zu Recht von der »Fähigkeit«, nicht der »Notwendigkeit« nicht lernen zu müssen, spricht. 
»Mächtige«, die trotz geringem Anpassungsdruck rasch lernen, verfügen über gute Chan- 
cen, ihre Machtposition auszubauen. 

Verwiesen werden kann z. B. auf Habermas (1992) oder auch Peters (1993), die Macht- 
und Entscheidungsstrukturen in modernen Gesellschaften im Spannungsfeld »admini- 
strativer«, »sozialer« und »kommunikativer« Machtstrukturen rekonstruieren. 
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teure) um Anerkennung« (Honneth 1992; auch Honneth 1989, 384ff), ihrer 
Identität, ihrer Argumente, ihrer Partizipationsberechtigung, beschreiben 
könnte. In diesem »Kampf um Anerkennung« kann sich die »Definitions- 
macht« durchaus neu verteilen, wie z. B. der Erfolg der Umweltbewe- 
gungen zeigt, die innerhalb von zwei Dekaden in der Lage waren, ein mar- 
ginales Politikfeld in ein zentrales gesellschaftliches Thema zu verwandeln. 
Daß auch einmal erreichte »Anerkennung« wieder erodieren Kann, zeigt 
sich in dem gleichen Politikfeld: In der Wirtschaftskrise Mitte der 90er 
Jahre und trotz der UNCED-Konferenz in Rio verliert das Umweltthema in 
der politischen Praxis an Bedeutung. Machtressourcen und Defi- 
nitionsmacht werden erneut umgeschichtet, die kurzfristigen Sachzwänge 
gegen die langfristigen Systemimperative durchgesetzt. 


7. Das Spannungsverhältnis von Konflikt und Kooperation 


Helmut Dubiel verweist zu Recht darauf, daß die Frage, wie soziale Ord- 
nung, gesellschaftliche Strukturbildung und Integration möglich ist, heute 
weniger kontrovers diskutiert wird, als noch vor wenigen Jahrzehnten 
(Dubiel 1991). Abgesehen von radikalliberalen oder traditionell marxisti- 
schen Ansätzen besteht im Prinzip Einigkeit darüber, daß soziale Ordnung 
im kulturellen und sozialen Zusammenspiel von Akteuren und gesell- 
schaftlichen Organisationen sowohl tendenziell bewußt gestaltet wird, als 
auch hinter dem Rücken der Beteiligten entsteht - durch Marktgesetze, 
politische Machtstrukturen und technisch-ökonomische Imperative in einer 
integrierten Weltgesellschaft. Netzwerktheoretiker beschreiben Netzwerke 
oft vor allem deshalb als innovative und leistungsfähige Organisationsmu- 
ster, da diese in der Lage seien, die Kreativität der jeweiligen Akteure und 
Organisationen, die Eigenlogik von Systemen sowie das bewußte Zusam- 
menwirken von Netzwerkteilnehmern zur Erreichung gemeinsamer Ziele 
zu kombinieren. 

Es wurde bereits dargestellt, daß Netzwerke zu ihrer Stabilisierung der 
Herausbildung einer »Kultur der Kooperation« oder auch des Konsenses 
und sozialer Kohärenz bedürfen. »Kooperation« ist ein Schlüsselbegriff der 
Netzwerktheorien; sie soll der Integration von Netzwerken dienen, den in 
modernen Gesellschaften dominanten Kräften der Desintegration, Frag- 
mentierung und der »Kultur der Separation« (Dubiel 1991, 134) entge- 
genwirken, zur Stärkung gemeinsamer Interessen in Netzwerken beitragen. 
Diese Sichtweise leitet sich aus der zunächst richtigen Einsicht ab, daß 
funktionsfähige Netzwerkstrukturen nicht auf rein Kompetitiven oder gar 
feindlichen Beziehungen zwischen den beteiligten Akteuren aufbauen 
können. Oft schlägt dieser Diskurs jedoch in eine einseitig harmonistische 
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und somit naive Deutung der Funktionsweise von Marktgesellschaften um. 
Dies gilt z. B. für eine Reihe von Arbeiten zu den »Industriedistrikten« im 
nördlichen Italien. Lokale und regionale Netzwerke, die zur Herausbildung 
von »collective efficiency« und Wettbewerbsfähigkeit beitragen, werden 
nicht selten - mit Verweis auf die sozialen Integrationskräfte von stabilen 
lokalen Identitäts- und Wertemustern sowie homogenen Sozialstrukturen in 
den districts - als geradezu idyllische Gegenmodelle zur rauhen, liberalen 
Marktwirtschaft idealisiert.”° Im spannungsgeladenen Weltdorf wächst die 
Sehnsucht nach überschaubaren Zusammenhängen und möglichst har- 
monischen Lösungsmustern. In diese Richtung können auch die Appelle 
der konservativen Kommunitaristen interpretiert werden. Gegen die Kon- 
flikthaftigkeit säkularisierter Gesellschaften setzten sie die Homogenität 
von Gemeinschaften, die durch übereinstimmende Vorstellungen vom 
»guten Leben« und »gemeinschaftliche Wertemuster« integriert sind.” 
Netzwerktheorien und Netzwerkpraktiker die dieser einseitig kooperations- 
orientierten Perspektive folgen, übersehen, daß zu enge Kooperationsbe- 
ziehungen in Netzwerken zu sozialen, kognitiven und funktionalen Blok- 
kierungen führen können. »Kooperation« Kann sich demnach in interakti- 
ven Prozessen sowohl außerordentlich produktiv, als Entwicklungsmotor, 
aber eben auch als Blockademechanismus auswirken. 

Interessanterweise wird in den Sozialwissenschaften parallel zu den koope- 
rationsorientierten Diskursen eine geradezu entgegengesetzt ausgerichtete 
Debatte geführt. Auf der Suche nach Institutionen und Handlungsorientie- 
rungen, die zur Integration moderner Gesellschaften beitragen können, 
stößt Dubiel auf eine »Kultur des Konfliktes«. Während Konflikte im all- 
gemeinen als zerstörerisch angesehen werden, und z. B. im Rahmen der 
Kommunitarismusdebatte nach Mechanismen Ausschau gehalten wird, um 
diese durch Gemeinsinn einzudämmen, argumentiert Dubiel, daß Bindun- 
gen und Zusammenhalt in modernen Gesellschaften geradezu durch gesell- 
schaftliche Konflikte hervorgebracht werden (Dubiel 1991, 1993). 

Dubiel lehnt sich explizit an eine demokratietheoretische Diskusssion an, 
die in den frühen 80er Jahren in Frankreich geführt wurde.” Im Zentrum 
steht die These, daß in modernen, demokratischen Gesellschaften Konflikt 
ein wesentlicher Sozialisationsfaktor und ein eminent wichtiger und effek- 
tiver Mechanismus zur Herstellung von Kohärenz und Integration sei. 
Konflikte produzieren das »soziale Kapital«, das zu ihrer Bewältigung und 


3 Die harmoniebetonten Interpretationen werden auch von Nadvj/Schmitz (1994) kritisiert; 


ähnlich Qualmann (1993). 

Vgl. die Arbeiten in Honneth (1993). Ein wesentlicher Vertreter des konservativen Kom- 
munitarismus ist Robert Bellah (Bellah et al. 1985). 

Vgl. zum Überblick den Sammelband von Rödel (1990), insbesondere den Aufsatz von 
Gauchei, auf den sich Dubiel explizit bezieht. 
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für den Zusammenhalt der Gesellschaft notwendig ist. In Abgrenzung zur 
marxistischen Diskussion bis in die 70er Jahre, in der Konflikte - zuweilen 
jedweder Art - als antagonistische und die kapitalistischen Gesellschaften 
letztlich zersetzende Krisen interpretiert wurden, werden Konflikte nun als 
die eigentlichen Stützen der Gesellschaft entdeckt. 

Dubiel übernimmt diese Sichtweise und verknüpft sie mit der deutschen 
Diskussion. Der »Verfassungspatriotismus« von Habermas, welcher die 
Bürger auf die Legitimität demokratischer Prozeduren und deren Resultate 
verpflichten soll, wird ergänzt durch die Idee, Gemeinsinn und gesell- 
schaftliche Integration entstehe eben primär durch gesellschaftliche Kon- 
fliktaustragung. Die Gesellschaft produziert einen kontinuierlichen Strom 
von Konflikten, die zu bearbeiten und zu lösen die Akteure lernen müssen. 
Im Ergebnis werden permanente gesellschaftliche Such- und Lernprozesse 
stimuliert.’® Die Vitalität und Innovationsfähigkeit pluralistisch-marktwirt- 
schaftliche Gesellschaften bestünde demnach in ihrer Fähigkeit, sich aus 
sich selbst heraus permanent zu erneuern. Hirschman begründet dieser Ar- 
gumentationslogik entsprechend »den Verfall und den Verlust an Lebens- 
fähigkeit der kommunistisch regierten Gesellschaften mit dem 'Erfolg', mit 
dem offene gesellschaftliche Konflikte unterdrückt wurden.« (Hirschman 
1994, 300) 

Auf den prekären und für moderne Gesellschaften konstitutiven Zusam- 
menhang zwischen Konflikt sowie Kooperation und Harmonie hat auch 
Karl Popper in seiner »Offenen Gesellschaft« hingewiesen. Er warnte da- 
vor, daß offene Gesellschaften stets in der Gefahr stünden, sich zu 
»abstrakten, entpersönlichten Gesellschaften« zu entwicklen, in denen zu- 
nehmende Konflikte zwischen gesellschaftlichen Akteuren, Anonymität 
und Isolation die Individuen als soziale Wesen gefährdeten (Popper 1980, 
Bd. 1, 235). Aufgrund dieser latenten Bedrohung durch Zerfalls- und 
Auflösungserscheinungen, tendieren - so Popper - durch die »Offene Ge- 


?° Diese Argumentation ist aus der breiten Literatur über positive Effekte von Krisen geläu- 


fig. Im entwicklungstheoretischen Kontext hat z. B. Thomas Hurtienne (1986, 1987) auf 
die potentiell auch produktiven Effekte der Verschuldungskrise der lateinamerikanischen 
Länder hingewiesen. Hirschman hat in seinen frühen Arbeiten (1958) zur Modernisierung 
von Gesellschaften - entgegen der später populären, dependenztheoretischen Vorstellun- 
gen von der entwicklungshemmenden Wirkung »struktureller Heterogenität« - auf die 
Bedeutung von Ungleichzeitigkeiten, Ungleichgewichten und Konflikten für dynamische 
Entwicklung hingewiesen. Auch Dahrendorf (1957) beschäftigte sich mit den positiven 
Funktionen von Konflikt und Krise. Hirschman verweist zu Recht darauf, daß Dubiel und 
andere auf diese lange Geschichte sozialwissenschaftlicher Forschung über die Funktio- 
nen von Krisen und Konflikten in modernern Gesellschaften nicht eingehen. So wird stets 
»neu« erfunden, was provokativ bereits bei Heraklit (»Der Krieg ist der Vater aller 
Dinge«), brutal bei Nietzsche (»Was mich nicht umbringt, macht mich stärker«) und poe- 
tisch bei Hölderlin (»Wo aber Gefahr ist, wächst das Rettende auch«) angelegt war 
(Hirschman 1994). 
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sellschaft« überforderte Menschen dazu, sich auf die »geschlossene Ge- 
sellschaft« zurückzuorientieren, in der auf der Grundlage kollektiver und 
verbindlicher Werte wieder ein »organisches, harmonisches Ganzes« ent- 
stehen könne (Popper 1980, Bd. 1, 232ff). 

Eine solche Kehrtwende, zurück zur geschlossenen Gesellschaftsordnung, 
würde die persönliche Freiheit, Verantwortlichkeit und Kreativität der In- 
dividuen zerstören und damit die Entwicklungspotentiale der »Offenen Ge- 
sellschaft« unterminieren. Zugleich sei die Hoffnung, durch Harmonisie- 
rung und die Überwindung von Konflikt, den Risiken der »Offenen Ge- 
sellschaft« begegnen zu können, trügerisch - da sie in gesellschaftlicher 
Stagnation münde.”” Die »Offene Gesellschaft« müsse sich gegenüber die- 
sen beiden Bedrohungen - soziale Desintegration in der konfliktdominier- 
ten »abstrakten Gesellschaft« versus Rückbezug auf ganzheitliche Har- 
monie und geschlossene Kollektive in der organischen Gesellschaft - be- 
haupten. Popper schließt den ersten Band seiner Arbeit mit folgenden 
Überlegungen: 

»Je mehr wir versuchen, zum heroischen Zeitalter der Stammesgemeinschaft (der 'Geschlos- 
senen Gesellschaft‘, D.M.) zurückzukehren, desto sicherer landen wir bei der Inquisition, ... 
einem romantisierten Gangstertum (und) ... der Unterdrückung von Vernunft und Wahrheit. ... 
Wir müssen ins Unbekannte, ins Ungewisse, ins Unsichere weiterschreiten und die Vernunft, 
die uns gegeben ist, verwenden, um, so gut wir es eben können, für beides zu planen: nicht 
nur für Sicherheit, sondern zugleich auch für Freiheit« (Popper 1980, Bd. 1, 268). 

Wer dächte angesichts dieser Warnungen von Popper nicht an die neo- 
konservativen Fraktionen in der Kommunitarismusdebatte, aber eben auch 
romantisch verklärte Perzeption von Autoren, die Netzwerke als koopera- 
tiv-harmonisches Ganzes idealisieren. 

Die Argumentationen von Dubiel, Hirschman und Popper sollten überzo- 
gen kooperations- und harmonieorientierte Netzwerktheoretiker ernst neh- 
men. Die Ausschaltung jeglichen Konfliktpotentials unterminiert nicht nur 
in Gesamtgesellschaften, sondern auch in Netzwerken deren soziale, politi- 
sche oder auch ökonomische Innovations- und Reaktionsfähigkeit. Neben 
diesem quasi »innovationstheoretischen« Argument ist ein weiterer Hin- 
weis wichtig. Die Häufigkeit und Allgegenwart von Konflikten ist augen- 
scheinlich ein wichtiges Kennzeichen pluralistisch-marktwirtschaftlicher 
Gesellschaften. Marktwirtschaftliche und demokratisch verfaßte Gesell- 
schaften bringen notwendigerweise und in niemals endender Folge Spa- 


Dabei ist interessant, daß Popper (1980, 232) persönliche Verantwortung und Individua- 
lismus nicht gegen kollektive Identitäten und Gruppensolidarität ausspielt. Vielmehr stellt 
die Verantwortung des Individuums für die Folgen seines Handelns, welche andere be- 
treffen, die Grundlage für nicht zerstörerischen Individualismus dar. Diese Überlegungen 
erinnern nicht zufällig an den kategorischen Imperativ von Kant, dem Popper sein Le- 
benswerk »Die offene Gesellschaft« gewidmet hat. 
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nungen und Konflikte hervor, so daß jede Vorstellung von einer permanen- 
ten Ordnung und Harmonie unhaltbar ist. Die Hoffnung, Konflikte durch 
Kooperation neutralisieren zu können, ist demnach a priori ein aussichtlo- 
ses Unterfangen. 

Die Funktion von Netzwerken kann es demnach nicht sein, Konflikte 
»aufzuheben« und vollständige soziale Kohäsion durch möglichst weitge- 
hende Kooperation anzusteuern, sondern Konflikte handhabbar zu machen. 
Hirschman betont zu Recht, daß aufgrund der prinizpiell konflikthaften und 
spannungsgeladenen Strukturen moderner Gesellschaften der Problem- 
lösungsmodus des »Sichdurchwurstelns« außerordentlich erfolgreich sein 
kann.” Dies gilt auch für Netzwerkstrukturen, die hierzu möglicherweise 
besonders geeignet sind. 

Hirschman verweist jedoch auch darauf, daß Konflikte in Gesellschaften 
nicht nur als »Klebstoff« sondern eben auch als »Lösungsmittel« oder gar 
»Dynamit« wirken können, die soziale Beziehungen auflösen oder ausein- 
andersprengen (Hirschman 1994, 294). Dies heißt: 

- Erstens, daß untersucht werden müßte, unter welchen gesellschaftlichen 
Bedingungen Konflikte in welche Richtung wirken. Eine allgemeine Ant- 
wort kann es hier wohl kaum geben.”' 

- Zweitens, und dies ist im Kontext der zu behandelnden Frage der ent- 
scheidende Punkt, gelten all die Argumente gegen eine einseitig kooperati- 
ons- und harmonieorientierte Sichtweise auf Entscheidungs- und Problem- 
lösungsmechanismen auch für eine überzogene Glorifizierung des produk- 
tiven Potentials von Konflikten. 

In ausdifferenzierten Gesellschaften im Allgemeinen und Netzwerken im 
Speziellen wirkt also stets ein Spannungs- und zugleich Abhängigkeitsver- 
hältnis zwischen Konflikt und Kooperation sowie - worauf Popper früh 
hingewiesen hat - zwischen individueller Freiheit und Kreativität, Grup- 
penverantwortung und Sicherheit. Auch Fred Hirsch hat zu Recht darauf 
aufmerksam gemacht, daß gerade in auf Wettbewerb basierenden Markt- 
wirtschaften ein beachtliches Maß an Kooperation und Vertrauen zwischen 


®°  Hirschman (1994, 301). Hirschman verweist auf den klassischen Aufsatz »The Science of 


Muddling Through« von Lindblorn (1959). 

Hirschman (1994) unterscheidet zwischen »teilbaren«, »mehr oder weniger - Konflikten« 
(Verteilungskonflikte), die im Prinzip durch die »Kunst des Kompromisses und Verhan- 
delns« leichter zu lösen sind als »unteilbare«, »entweder oder - Konflikte« (z.B. Streit um 
multikulturelle Gesellschaft versus homogene Gesellschaft, Konflikt um Abtreibung). 
Letzterer trägt leicht den Keim dessen in sich, was Hirschman (1994, 304) als »Lösungs- 
mittel« oder »Dynamit« bezeichnet. Hirschman verweist aber auch darauf, daß oft Kon- 
flikte, mit denen Gesellschaften noch nicht umzugehen gelernt haben, zunächst mit dem 
Etikett »unteilbar, »entweder-oder-Probleme« versehen werden. Hirschman: »Diese Kon- 
flikte können nur allmählich verstanden werden, indem wir sie durchleben.« 
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den gesellschaftlichen Akteuren Bedingung für funktionsfähigen Wettbe- 
werb in Wirtschaft und Politik darstellt (Hirsch 1977). 

Möglicherweise sind gerade Netzwerke, inbesondere im Gegensatz zum 
Markt, Organisationsformen, deren Stärke in der Chance bestehen könnte, 
Logiken von »Konflikt und Kooperation« produktiv miteinander in bezug 
zu setzen. Sicher ist, daß die Leistungsfähigkeit von Netzwerken sowohl 
durch einseitige Konfliktorientierungen, als auch durch überzogen harmo- 
nistische Handlungsstrategien bedroht ist. Wie so oft, haben wir es im 
Hinblick auf die Funktionen und Folgen von »Kooperation« und »Kon- 
flikt« mit einem »Zwischenphänomen« (Narr 1994, 336) zu tun, welches 
nicht zu einer Seite hin auflösbar bzw. monokausal reduzierbar ist. 
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Wolfgang Zaschke 


Internationale Sozialpolitik als Netzwerkpolitik? 
Horizontale Vernetzung und vertikale Politikverflechtung im 
Aufgabenbereich der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 


Die Neuvermessung der Beziehungen zwischen Staaten, Weltmarkt und in- 
ternationalen Organisationen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts be- 
stätigt scheinbar eindrucksvoll die These vom Souveränitätsverlust der 
Nationalsiaaten und die Notwendigkeit neuer, internationaler Steuerungs- 
und Vernetzungsformen. Angesichts der Blockade und Ohnmacht natio- 
nalstaatlichen Handelns erscheinen die Kompetenzerweiterung internatio- 
naler Organisationen und die Einbeziehung sogenannter intermediärer 
Gruppen oder Nichtregierungsorganisationen als gangbarer Weg, einen ef- 
fektiveren und gerechteren Aushandlungsprozeß um die globalen Sachfra- 
gen der Unterentwicklung, Massenarbeitslosigkeit und Ökologie zu errei- 
chen. Die Reichweite und Triftigkeit solcher Vorstellungen hängt von den 
zugrundegelegten Netzwerkbegriffen, den berücksichtigten Akteuren, Po- 
litiksegmenten und Legitmationsansprüchen ab. Hieran knüpft sich die 
Frage nach den theoretischen, politischen und ideologischen Implikationen 
liberaler Netzwerkpolitik. 

Die Unschärfe des Netzwerkbegriffs erzeugt zunächst Klärungsbedarf im 
Hinblick auf dıe verwendeten Begriffe und Methoden der Politikfeldanaly- 
se. In der deutschen Politikwissenschaft wurde die Policy-Analyse bisher 
nur vorsichtig auf internationale Vergleiche und die Untersuchung von 
Verhandlungsstrukturen innerhalb der Europäischen Union angewandt 
(Schumann 1993). Umso freimütiger können offenbar Hypothesen bezüg- 
lich der globalen Politik formuliert werden, die zunehmend als Austra- 
gungsfeld transnationaler, dezentrierter Kooperationsformen jenseits von 
Markt und Staat gesehen oder gewünscht wird. Hier setzt der Versuch an, 
das empirische Konzept der Netzwerkanalyse theoretisch aufzuladen und 
als neues Paradigma der Internationalen Beziehungen zu präsentieren. Die 
Netzwerkmetapher wird auf makrosoziologische Entwürfe einer dezen- 
trierten Weltordnung ebenso angewandt wie auf Beziehungen zwischen in- 
ternationalen Organisationen und auf quantitative Analysen transnationaler 
Interaktion. Nicht zuletzt wird mit dem Netzwerkbegriff alternative Politik 
jenseits versäulter staatlicher Beteiligungsformen assoziiert. Den kleinsten 
gemeinsamen Nenner bildet die Definition internationaler Netzwerke als 
System nichtstaatlicher, intermediärer Beziehungen (Noelke 1994:2). 
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Weder die Ungleichzeitigkeit politischer und ökonomischer Internationali- 
sierung, noch die Schwäche nationalstaatlicher Strukturen in Entwick- 
lungsländern, die Krise der westlichen Wohlfahrtsstaaten oder die Globa- 
lisierung von Aufgaben des Umweltschutzes stellen aber historisch son- 
derlich neue oder unerwartete Entwicklungen dar. Zu oft wurde die Hoff- 
nung auf Friedensstiftung und Interessensausgleich durch nichtstaatliche, 
transnationale Wirtschafts- und Sozialkontakte enttäuscht. Vor der Über- 
tragung systemischer Netzwerkkonzepte auf konkrete Politikfelder oder gar 
die Weltordnung ist v. a. wegen der Vermischung der Analyseebenen 
System, Struktur, Prozeß, Teilprozeß und politisches Handeln zu warnen, 
die stattfindet, wenn von der Verdichtung nichtstaatlicher Beziehungen auf 
den Bedeutungsverlust nationalstaatlicher Aufgaben geschlossen wird. Die 
Soziometrie der Interorganisationskontakte zur Entwicklungshilfe mag 
Aufschluß über die Zentralstellung der Weltbank geben. Zur politischen 
Charakterisierung des Netzwerks werden zusätzlich struktur-, entschei- 
dungs- und demokratietheoretische Kriterien benötigt. Diese Integration 
von Theorie und Empirie stellt aber eine eingeführte Aufgabe der Politik- 
feld-, Policy- oder Regimeanalyse dar. 

Den Kontext der Politikfeldanalyse wahrt die liberale Steuerungstheorie 
mit ihrer Definition des Netzwerks als verfeinerte, aufgeklärte Form Korpo- 
rativer Willensbildung in einem sachlich abgrenzbaren Problemfeld 
(Mayntz 1993). Sie reflektiert die Grenzen des eigenen Erkenntnisrahmens 
und beachtet die Rückbindung vernetzter Aktivitäten an ihre soziale Legi- 
timation. Einschränkend wirkt hingegen die Annahme, daß relevante 
Netzwerke v. a. in der horizontalen Beziehung zwischen Organisationen zu 
suchen sind (Marin/Mayntz 1991). Sektoral werden bevorzugt Netzwerke 
im Zwischenbereich von marktbezogener Regulation und staatlicher Wirt- 
schaftsadministration berücksichtigt. Horizontale, marktnahe Netzwerke 
suggerieren eine Verallgemeinerung von Dezenirierung und Herrschafts- 
freiheit, die in anderen Politikfeldern möglicherweise nicht festzustellen 
wäre. Unkritische oder selektive Anwendung der Netzwerkanalyse kann 
daher auch im Falle der anspruchsvollen Konzepte liberaler Steuerung zu 
einer Überzeichnung des Bruchs im Vergleich zur Kontinuität der Interna- 
tionalen Beziehungen führen. 

Tatsächlich fand eine kontinuierliche Ausweitung internationaler Netz- 
werkpolitik, über die Konjunkturen liberaler und konservativer Außenpo- 
litik der westlichen Länder hinweg, schon lange vor der aktuellen Diskus- 
sion über eine neue Weltordnung und Netzwerkbildung statt. Ihr Ausbau 
wurde zum Gegenstand der seit nunmehr 20 Jahren währenden amerikani- 
schen Diskussion über internationale Regime. Die in Deutschland nicht 
allzu ausführlich rezipierte Diskussion schließt die Fragestellungen der 
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Netzwerkanalyse ein, stellt diese aber in den breiteren Kontext der inter- 
nationalen Politikfeldanalyse, zu dem auch die Wechselwirkungen von In- 
nen- und Außenpolitik, horizontaler und vertikaler Verflechtung zählen. 
Kontinuität und Verbindlichkeit dieser Diskussion als Bezugspunkt fast 
aller Erklärungsansätze oder Paradigmen in den Internationalen Beziehun- 
gen erleichtern die nötige Begriffsklärung (vgl. Teil 1). 

Die Einschätzung internationaler Netzwerke erfordert zusätzlich eine sek- 
torale Differenzierung. Netzwerkanalysen werden nicht nur für die ver- 
meintlich harten, marktnahen Felder technologischer Regulation, sondern 
auch und gerade für die ökonomisch randständigen Politikfelder Bildungs-, 
Kultur- und Sozialpolitik benötigt, die in soziologischer Hinsicht als harte, 
weil mit Herrschafts- oder Eingriffsverwaltung verbundene Aufgaben an- 
zusehen sind. Einen geeigneten Gegenstand für diese Untersuchung stellt 
die Sozialpolitik der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) dar, die im 
Vorfeld des geplanten Weltsozialgipfels 1995 nicht zum ersten Mal als 
Vorreiterin liberaler Netzwerkpolitik auftritt. Die ILO trägt ihre Forderun- 
gen explizit als Konzept alternativer Vernetzung im System der Vereinten 
Nationen vor, von der sie eine sozialpolitische Umorientierung der Ent- 
wicklungshilfe, soziale Auflagen für die internationale Handelspolitik, eine 
keynesianische Wende der internationalen Wirtschaftspolitik und, wie 
schon einmal in den 70er Jahren, eine Offensive der Weltbeschäftigungs- 
politik erwartet LO 1994). 

Programmatik, Legitimations- und Handlungsformen der ILO weisen sie 
als kritische Institution im Vergleich zu den wirtschaftspolitischen Organi- 
sationen Weltbank, Internationaler Währungsfonds und WTO (GATT) aus. 
Dem neoklassischen Konzept setzt die ILO in Standardsetzung und Maß- 
nahmepolitik eine keynesianische Programmatik entgegen. Sie verfügt über 
eine breitere Legitimation, die sich auf universelle Mitgliedschaft, von 
Einlagen unabhängige Stimmrechte sowie Beteiligung von Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertretern stützt. Die Perspektive einer staatsbezogenen, 
innenpolitisch zu legitimierenden Definition, Entwicklung und Vernetzung 
internationaler Aufgaben unterscheidet die Aktivitäten der ILO zudem 
grundsätzlich von marktbezogener Regulation. Die Handiungs- und Wir- 
kungsweise der ILO wirft ein Licht auf die horizontale Vernetzung zwi- 
schen den internationalen Organisationen, in der sie über vergleichsweise 
geringe Ressourcen und Sanktionsmittel verfügt. Ihr umfangreicher Appa- 
rat der Völkerrechtssetzung, Forschung und Evaluierung verweist auf die 
Kontinuität einer vertikalen Vernetzung zwischen nationaler und interna- 
tionaler Sozialverwaltung. Bei der Standardsetzung zu Sozial- und Arbeits- 
recht ist die ILO mehr als die übrigen Organisationen, auf innenpolitische 
Legitimation, korporative Willensbildung und fachliche Rechtfertigung 
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gegenüber nationalen Sozialbürokratien angewiesen. Dies ermöglicht einen 
Vergleich zwischen horizontaler und vertikaler Verflechtung der Sozialpo- 
litik und damit eine realistische Überprüfung der These vom Bedeutungs- 
verlust nationalstaatlicher Intervention (vgl. Teil 2). Die Vertiefung der 
Politikfeld- oder Regimeanalyse und die konkrete Untersuchung herr- 
schaftsnaher Politikfelder wie der internationalen Sozialpolitik ergänzen 
und bedingen sich gegenseitig. Hieraus ergeben sich in der Netzwerkanaly- 
se vernachlässigte Empfehlungen an Forschung und Politik (vgl. Teil 3). 


1. Internationale Politikfeldanalyse 


Die Anwendung von Netzwerkkonzepten gehört zum traditionellen Reper- 
toire der liberalen oder idealistischen Theorie der Internationalen Bezie- 
hungen. Der Grundgedanke einer Zivilisierung, Ordnungsbildung und 
Friedensstiftung im Staatensystem durch wirtschaftliche Integration, Auf- 
klärung der Elitebeziehungen und Institutionalisierung internationaler 
Sach- oder Prozeßpolitik der Internationalen Organisationen als Alternative 
zu realistischer Machtpolitik läßt sich vom Versailler Vertrag über den 
Völkerbund bis zur aktuellen Netzwerkpolitik internationaler Organisatio- 
nen verfolgen. Kooperative Vernetzung diente in zahlreichen Varianten 
zugleich als Rechtfertigungsideologie für ökonomische Durchdringung und 
Weltmarktexpansion. Der Wandel liberaler Deutungsmuster schritt von den 
optimistischen Völkerrechtstheorien der Zwischenkriegszeit über Varianten 
des sozialwissenschaftlichen Funktionalismus bis zu den modernen, 
politologischen Ansätzen der Regime- oder Politikfeldanalyse voran. Im 
raschen Wandel der liberalen Theorien, Ideologien und Paradigmen 
spiegeln sich weniger der Verfall als die Differenzierung und Erweiterung 
des nationalstaatlichen Instrumentariums und der Organisationsmittel in- 
ternationaler Organisationen, insbesondere der Ausbau einer internationa- 
len Maßnahme- oder Prozeßpolitik in Ergänzung der traditionellen Völker- 
rechtssetzung. Politikverflechtung wird von Organisationen wie der ILO 
als administrative Strategie angewandt und gemäß eigener Kriterien bewer- 
tet. Eine Überprüfung dieser konventionellen Bewertung setzt die Kritik 
des vorherrschenden, handlungsleitenden, selbst wiederum administrativ 
geprägten Konzepts liberaler Politikfeldanalyse voraus. Vor jeder Verfei- 
nerung des empirischen Instrumentariums und der Konzentration auf Teil- 
aspekte der interorganisatorischen Vernetzung sind demnach die Dimen- 
sionen und Bewertungskriterien der liberalen Politikfeldanalyse zu hinter- 
fragen. Hierzu sind die Begriffe zu rekonstruieren, die über Stärken und 
Schwächen empirischer Politikfeldanalysen entscheiden. 
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Als internationales Regime werden gemäß einer verbreiteten Definition die 
Normen, Regeln und Verfahren zur Regelung eines internationalen Pro- 
blemfelds verstanden (Krasner 1932). Hinter dieser Definition verbirgt sich 
als Hauptlinie internationaler Politikfeld- oder Regimeanalyse ein interpre- 
tativer, hermeneutischer Ansatz der Bewertung internationaler öffentlicher 
Aufgaben. Dies mag verwundern, da die kritisch-rationale Diskussionsform 
der Internationalen Beziehungen auch die Regimediskussion prägt. Fast 
alle Ansätze zur Internationalen Politik, von der neoklassischen Theorie 
der Wahlhandlungen (Frey 1984), der konservativen Spieltheorie 
(Axelrod/Keohane 1986) und der Theorie struktureller Hegemonie (Keo- 
hane 1986) über die Transnationalisierungstheorie (Keohane/Nye 1975) 
und die Theorie der Nichtentscheidungen (Rothstein 1984) bis zur keynes- 
ianischen Theorie (Cowhey/Long 1983) und den Ansätzen der marxistisch 
inspirierten Regulationsschule (Palloix 1979) bieten kognitive Erklärungs- 
modelle für internationale Zusammenarbeit an. Die Konstruktion neuer 
Paradigmen, die den Aspekt interaktiver Vernetzung betonen, erscheint aus 
dieser Sicht plausibel. Zudem könnten vernetzungsfreundliche von ver- 
netzungskritischen Paradigmen unterschieden werden. Um etwa die Ver- 
netzung internationaler Sozialpolitik zu erklären, kämen soziologischer 
Funktionalismus (Haas 1964, 1980), Behaviorismus (Puchala/ Hopkins 
1982), keynesianische Nachfragetheorie oder auch eine marxistische 
Hypothese über die internationale Reservearmee in Frage. Tatsächlich 
greift die administrative Praxis die wissenschaftlichen Paradigmen genau 
in diesem Sinne, nämlich als Rationalisierungen auf. So wurde das All- 
tagsbewußtsein der internationalen Sozialpolitik anfangs von einer neo- 
klassischen Sicht der Warenkonkurrenz geprägt, die internationale Har- 
monisierung von Sozialstandards als Mittel zur Herstellung gleicher Kon- 
kurrenzbedingungen verstand (Heyde 1960). Hinzu kamen funktionalisti- 
sche und modernisierungstheoretische Paradigmen, die soziale von wirt- 
schaftlicher Integration und wissenschaftlicher Beratung erhofften (Haas/ 
Babai 1975). Die Erklärung internationaler Vernetzung als Mittel zur Be- 
hebung nationaler Nachfragedefizite (Strange 1937) bietet sich zur Begrün- 
dung internationaler Beschäftigungspolitik an. Juristisch-institutionelle 
Ansätze können soziales Völkerrecht legitimieren (Young 1986). Und doch 
wäre eine Politikfeldanalyse aus der Perspektive der Paradigmen un- 
befriedigend. Sie bestätigt offenbar die administrative Praxis, ohne den 
Horizont konventioneller, affırmativer Politikbewertung zu überschreiten. 
Die Regimeanalyse wäre wissenschaftlich ohne Bedeutung, wenn es nicht 
noch eine andere Lesart gäbe. 

Zunächst frappiert jedoch die repressive Toleranz einer Disziplin, die Poli- 
tikbewertung auf der Grundlage eines gleichgültigen Nebeneinander Kog- 
nitiver Erklärungsmodelle betreibt und rituelle Selbstbeschränkung auch 
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der qualitativen, Kritisch-liberalen, keynesianischen und marxistischen An- 
sätze der Politikfeldanalyse unter dem Korsett der Paradigmenkonkurrenz 
erzwingt. Das sich abzeichnende Problem der Auflösung sozialwissen- 
schaftlicher Schulen, die Vermischung pseudoliberaler und pseudokonser- 
vativer Paradigmen und die Unkenntlichmachung ideologischer Begriffe in 
der kritisch-rationalen Diskussion verdienen eine eigene Auseinanderset- 
zung. Für die Diskussion der Politikfeldanalyse ist hier eine andere Beob- 
achtung entscheidend. Wertet man nämlich die relevanten Texte unter dem 
Gesichtspunkt für sie bezeichnender sozialwissenschaftlicher Grundbe- 
griffe aus, so ergibt sich das überraschende Bild einer stabilen, kontinuier- 
lichen sozialwissenschaftlichen Deutung der Internationalen Beziehungen, 
ein begrifflicher Rahmen, der im Gegensatz zur Willkür der Erklärungs- 
nodelle und Erhebungsmethoden steht. Möglich wird der Vergleich zwi- 
schen den konträren Erklärungsmodellen, wenn man nach ihren Positionen 
bezüglich soziologischer Konkretions- oder Analyseebenen fragt. Zu un- 
terscheiden sind begriffliche Implikationen im Hinblick auf Erkenntnis- 
theorie, soziale Systeme, Gesellschaft, Gesellschaftsform und konkrete Ge- 
sellschaft. Der so gegliederte Theorievergleich führt zur Isolation vier ge- 
meinsamer Grundbegriffe jenseits der Paradigmenkonkurrenz, die als 
Kennzeichen einer übergreifenden sozialwissenschaftlichen Deutung, einer 
liberalen Schule gelten können. Hierbei handelt es sich um eine mit jeweils 
unterschiedlichen politischen Konnotationen angereicherte strukturfunk- 
tionalistische Auffassung von internationaler Kooperation, Ordnung, 
Steuerung und Krise. Sieht man von den rein systemischen und neoklassi- 
schen Abweichungen ab, so geht die liberale Theorie von einem kritischen 
Kooperationsbegriff aus, der internationale Vernetzung in Abhängigkeit 
von der Aufklärung des nationalen Interesses sieht, das wiederum als de- 
mokratisch legitimiert vorgestellt wird. Internationale Ordnung wird in 
ausdrücklicher oder impliziter Anlehnung an die Soziologie Parsons' als 
Wertegemeinschaft gedacht, deren soziale Integration mehr von der Her- 
ausbildung einer internationalen politische Kultur als von der systemischen 
Integration durch Märkte abhänge. Dem korrespondiert eine modernisie- 
rungstheoretische Auffassung internationaler Steuerung, die Fortschritte 
der internationalen Zusammenarbeit als Funktion innenpolitischer Mobili- 
sierung und Demokratisierung versteht. Nicht zuletzt impliziert in sozio- 
logischer Hinsicht auch die keynesianische Krisentheorie einen struktur- 
funktionalistischen Ansatz, der internationale Verflechtung in Abhängig- 
keit von Verwaltung und gesellschaftspolitischer Legitimation nationaler 
Nachfragekapazität sieht. 

Die liberalen Grundbegriffe gehen demnach von einem grundsätzlichen, 
soziologisch begründeten Primat der Innenpolitik aus. Hierbei handelt es 
sich um eine sehr abstrakte, auf der Ebene der Epoche oder Gesellschafts- 
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form angesiedelte historische Einschätzung, die grundsätzlich offen für in- 
stitutionellen Wandel und seine empirische Untersuchung bleibt, mangels 
Konkretion der Institutionen oder Politikfelder jedoch von liberaler wie 
von konservativer Politik gleichermaßen benutzt und gewendet werden 
kann. Die Doppeldeutigkeit des Strukturfunktionalismus als Handlungs- 
und Systemtheorie ermöglicht das Ausweichen der politischen Bewertung 
von konfliktbeladenen, institutionellen Normen auf allgemeingültige 
Werte, eine ideologische Wendung, die liberale Politik in Form der unver- 
bindlichen Utopie eines internationalen Wohlfahrtsstaats kontinuierlich re- 
produziert. 

Die Untersuchung konkreter Politikfeider kann, wie am Beispiel der ILO 
zu zeigen ist, diese Indifferenz vermindern, wenn sie an den liberalen 
Grundbegriffen festhält. Die Regimeanalyse darf dann nicht hinter die so- 
ziologischen Begriffe internationaler Kooperation, Ordnung, Steuerung 
und Krise zurückfallen. Um einen möglichen Wandel internationaler 
Neizwerke zu erfassen, muß deren Analyse zwischen Tausch und Aus- 
handlung sowie zwischen kollektiven Gütern und öffentlichen Aufgaben 
unterscheiden. Andernfalls droht eine Verwechslung zwischen taktischer 
oder fiktiver und substantieller Kooperation. Phänomene der Dezentralisie- 
rung nationalstaatlicher Autorität und Aspekte der Reorganisation korpo- 
rativer Verhandlungsstrukturen sind von Ördnungs- oder Souveränitätsver- 
lust zu unterscheiden. Die Deutung konkreter Situationen und Handlungs- 
weisen muß zwischen epochalen, strukturellen Krisen und institutionellen 
Defiziten der öffentlichen Aufgabenwahrnehmung differenzieren. Zur Ver- 
meidung einer Ebenenverschränkung zwischen Struktur-, Prozeß- und Po- 
litikanalyse ist die Institutionenkritik aufzuwerten. Bei Annahme einer 
vollständigen Entkopplung zwischen innenpolitischer Legitimation und in- 
iernationaler Kooperation verlöre auch die Frage nach der Legitimation in- 
ternationaler Netzwerke ihren Sinn. Auf den Vergleich zwischen Innen- 
und Außenpolitik kann jedoch nicht verzichtet werden, wenn der Doppel- 
charakter sachlicher und herrschaftspolitischer Vernetzung erfaßt werden 
soll. Schließlich bleibt auch die Unterscheidung zwischen privaten und öf- 
fentlichen Aufgaben nötig, besonders dann, wenn es um die Charakterisie- 
rung von Mischformen oder intermediären Akteuren geht. Als übergrei- 
fende Anforderung an die Politikfeldanalyse ergibt sich deren Emanzipa- 
tion vom kritisch-rationalen Korsett. Wenn in der Politikberatung ohnehin 
die Bewertung öffentlicher Aufgaben zur Disposition steht, sollte auch de- 
ren Bewertungsgrundlage transparent und anhand der Quellen überprüfbar 
sein. 

Fragt man nach begrifflichen und theoretischen Konsequenzen für die Re- 
gimeanalyse, so muß die bei Autoren wie Parsons, Keynes und Poulantzas 
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gleichermaßen anzutreffende strukturfunktionalistische Logik der herr- 
schenden Lehre immanent kritisiert und auf der Ebene konkreter Prozeß- 
analysen weitergedacht werden. Von einem historisch-kritischen Prozeß- 
funktionalismus wäre v. a. eine verfeinerte Auffassung der sogenannten 
Medien Geld, Recht, Macht und Wissen zu erwarten, die in der strukturali- 
stischen Sicht häufig nur als deskriptive Anhängsel globaler Funktionsbe- 
schreibungen fungieren. Urteilsverzerrungen, wie sie z. B. in der Über- 
schätzung wissenschaftlicher Beratung als Motor der internationalen Ko- 
operation zum Ausdruck kommen (Haas 1980), beruhen auf einer Ebenen- 
verschränkung zwischen abstrakter Struktur und kKonkretem Handlungs- 
prozeß, die das Prozeßmedium (hier: Wissen) selbst wiederum als ver- 
dinglichte Struktur begreift. Die unzureichende Formanalyse der sogenann- 
ten Medien verleitet zu ideologischer, vom politischen Handeln abhebender 
Bewertung und bildet den Hintergrund der wissenssoziologischen, wie 
auch der demokratie-, steuerungs- und krisentheoretischen Schwächen 
zahlreicher Regimeanalysen. Qualifizierung der Regimeanalyse erfordert 
demgegenüber eine historisch-kritische Theorie der Formalisierung 
institutioneller Handiungsweisen in den Dimensionen der Vermarktung, 
Verrechtlichung, Partizipation und Professionalisierung, eine Formanalyse 
der Formalisierung. Was die Wertformanalyse im Hinblick auf Märkte 
leistet, ist von der Politikfeldanalyse im Hinblick auf die öffentlichen 
Aufgaben zusätzlich für Rechts-, Partizipations- und Professio- 
nalisierungsformen einzufangen. 

Vergleicht man die Bewertungskriterien der liberalen, strukturfunktionali- 
stischen Theorie mit der Netzwerkanalyse im Rahmen der Regime-Dis- 
kussion, zeigen sich deren Stärken und Schwächen. Der Übergang von der 
Struktur- zur Politikfeldanalyse erweitert den Horizont kritischer Analysen 
um institutionelle Kritik und Praxis, ohne notwendig in Gegensatz zur po- 
litisch-ökonomischen Analyse zu geraten. Mit der Perspektive dezentraler 
Steuerung gibt er zugleich Anregungen für eine dezentrierte, von versäul- 
ten Formen der Interessenrepräsentation unabhängige Durchsetzung oder 
Opposition. Die liberale Politikfeldanalyse liefert, bei allen begrifflichen 
Mängeln, ein Grundgerüst hermeneutischer Aufgabenbewertung, indem sie 
strukturelle Problembeschreibungen (die Problemlage) mit einer Formana- 
lyse der Medien (den Werten, Normen und Verfahren der Regimeanalyse) 
konfrontiert. Eine entscheidende Schwäche der meisten Regimeanalysen 
stellt die unzureichende Transparenz hinsichtlich der Interpretation von 
Problemlagen, der zugerechneten Akteure, der Auswahl der betrachteten 
Politiksegmente und der empfohlenen Handlungsschritte dar, die sich aus 
der Übersetzung von Prozeßanalysen- und Bewertungen in Sprache und 
Wahrnehmungsweise kritisch-rationaler Erklärungsmocelle ergibt. Hinzu 
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kommen eine Überschätzung der horizontalen im Vergleich zur vertikalen 
Politikverflechtung, der Vorrang der Untersuchung technoiogischer im Un- 
terschied zu sozialen Netzwerken und die erwähnte Überschätzung von 
Expertenwissen als Motor der Aufklärung des nationalen Interesses. Die 
Diskussionsweise der Paradigmenkonkurrenz behindert grundsätzlich die 
produktiven Möglichkeiten der Netzwerkanalyse im Feld der Internationa- 
len Beziehungen. Zu empfehlen sind historisch kritische Regimeanalysen, 
die, ausgehend von einer transparenten Problem- und Aufgabenbeschrei- 
bung, Quellen ihrer Bewertung diskutieren und in Form einer Reformulie- 
rung der für maßgeblich erachteten internationalen öffentlichen Aufgaben 
(anstelle der sogenannten öffentlichen Güter) auswerten. 


2. Internationale Sozialpolitik als Gegenstand der Regimeanalyse 


Die Regimeanalyse internationaler Sozialpolitik erfordert die Darstellung 
ihrer institutionellen Ressourcen und Handlungsweisen auf zumindest drei 
Ebenen der Politikverflechtung. Zu unterscheiden sind Aufgaben der 
Normierung oder Standardsetzung bezüglich der nationalen Sozialpolitik 
(vertikale Verflechtung), Aufgaben internationaler Programm- oder Maß- 
nahmepolitik im Zusammenwirken mit anderen internationalen Organisa- 
tionen (horizontale Verflechtung) und informelle Aufgaben internationaler 
Sozialpolitik im Hinblick auf die Außenpolitik der Staaten. Hierbei sind die 
unterschiedlichen Eigenschaften der Politiksegmente Beschäftigungs-, 
Arbeitsmarkt-, Sozialversicherungs-, Migrations- und Grundrechtspolitik 
zu beachten. Zusätzlich ist nach der Herrschaftsfunktion der Sachaufgaben 
und ihrer politischen Legitimation zu fragen, die in der Formalisierung der 
Aufgabenwahrnehmung durch Recht, Professionalisierungs- und Partizi- 
pationsformen zum Ausdruck kommt. 


Institutionelle Ressourcen der ILO 


Die ILO wurde 1919 als Organ des Völkerbunds gegründet, um eine inter- 
nationale Friedensordnung auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit zu 
schaffen. Als Sonderorganisation der Vereinten Nationen behielt sie ihre 
Zuständigkeit für soziales Völkerrecht. Zu den offiziellen Aufgaben gehö- 
ren der Normsetzung die Überwachung sozial- und arbeitsrechtlicher Stan- 
dards, Entwicklungshilfe und die Verbreitung fachlicher Informationen und 
Forschungsergebnisse (BMAS 1994:113). Mit diesen scheinbar wertfreien 
Aufgaben sind in der Praxis erhebliche herrschafts- und außenpolitische 
Implikationen verbunden, die jedoch erst aus der Perspektive der Po- 
litikverflechtung transparent werden. Für die vertikale Verflechtung der 
Sozialpolitik ist die internationale Standardsetzung von besonderer Bedeu- 
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tung. Die horizontale Vernetzung der ILO betrifft die internationale Maß- 
nahme- oder Programmpolitik. Vor jeder politischen Betätigung leistet die 
Organisation v. a. umfangreiche Verwaltungs- und Forschungsarbeit. 

170 Mitgliedsländer (1994) entsenden jährlich rund 1800 Delegierte zur In- 
ternationalen Arbeitskonferenz (IAK), die im Juni als oberstes Be- 
schlußgremium der ILO in Genf tagt. Die IAK verabschiedet völkerrechtli- 
che Übereinkommen und Empfehlungen auf der Grundlage von problem- 
bezogenen Erhebungen, Berichten, Entwürfen und vorausgehenden Befra- 
gungen der Mitgliedsländer. Sie beschließt über Budget und Programmpo- 
litik, Durchführungsberichte zur Einhaltung der Standards und Resolutio- 
nen zu allgemeinen Schwerpunktthemen wie Apartheid oder Palästina- 
konflikt. Auch die politischen Erklärungen werden durch eigene Recher- 
chen und Berichte vorbereitet. In der Zeit zwischen den Tagungen führt ein 
Verwaltungsrat die Geschäfte der Organisation. Als Internationales Ar- 
beitsamt (LAA) wird der Verwaltungs- und Forschungsapparat der Organi- 
sation bezeichnet. An seiner Spitze steht ein vom Verwaltungsrat gewählter 
Generaldirektor. Neben den Abteilungen zur Beobachtung und Beratung 
nationaler Sozial- und Arbeitspolitik unterhält die ILO Industrieausschüsse 
zum Erfahrungsaustausch über branchenspezifische Entwicklungen und 
Forschungen, daneben Fachabteilungen zu den Schwerpunkten der 
Maßnahmepolitik. Zur internationalen Sozialstatistik trägt die ILO 
Standards und Grundlagenarbeit bei. Sie betreibt dauerhaft ein Internatio- 
nales Institut für Arbeitsfragen und ein externes Ausbildungszentrum in 
Turin. Die ILO verfügt über einen Jahresetat in Höhe von 233 Mio. US- 
Dollar (1994). Die Größenordnung entspricht 5% des Etats der Vereinten 
Nationen oder 1% des Etats, der vom deutschen Arbeitsministerium ver- 
waltet wird. Aus diesen Mitteln sind 2000 Mitarbeiter des Internationalen 
Arbeitsamts (UN zum Vergleich: 50000) und die Programmaktivitäten zu 
finanzieren. Zur Finanzierung aus Mitgliedsbeiträgen steuern die USA mit 
25%, Japan mit 12,5 %, Deutschland mit 9% und Rußland mit 7% die 
größten Anteile bei. 

Die Standardsetzung der ILO, die zeitweilig als Internationales Arbeitsge- 
setzbuch zusammengefaßt wurde (ILO 1941, 1951), umfaßt bisher 175 
Übereinkommen und 182 Empfehlungen zu allen Bereichen des Sozial- 
und Arbeitsrechts. Die wichtigsten der weltweit verbreiteten Normen sind 
das Koalitionsrecht, die gleiche, produktive und frei gewählte Beschäfti- 
gung, der Aufbau nationaler Sozialversicherungen und öffentlicher Ar- 
beitsverwaltungen, die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der 
Schutz benachteiligter Gruppen (IAO 1966). Die Übereinkommen bieten 
zum Teil Alternativfassungen für Industrie- und Entwicklungsländer an, 
um eine Ratifikation trotz ungleicher nationaler Bedingungen zu ermögli- 
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chen, so etwa bei den Übereinkommen zur Sozialen Sicherung (Ü 102 und 
Ü 117). Zudem werden häufig die weniger zwingenden Empfehlungen er- 
gänzend oder anstelle von Übereinkommen verabschiedet (vgl. zuletzt die 
E 169 zur Beschäftigungspolitik). Mit dem Beitritt in die Organisation ver- 
pflichten sich die Staaten gemäß ILO-Verfassung zur regelmäßigen Be- 
richterstattung über ihre Sozialpolitik, zur Benennung von Delegierten für 
die IAK und zur Mitwirkung in den Gremien des Internationalen Arbeits- 
amts. Mitglieder müssen über die Möglichkeit, ILO-Übereinkommen ein- 
zuhalten und zu ratifizieren, regelmäßig berichten. Diese Berichtspflicht 
gilt auch für nicht-ratifizierte Übereinkommen und Empfehlungen. Mit der 
Ratifikation verpflichtet sich ein Land zusätzlich zur Anpassung der natio- 
nalen Gesetzgebung und Verwaltungspraxis innerhalb einer festgesetzten 
Frist. Verstößt eine Regierung gegen Bestimmungen eines ratifizierten 
Übereinkommens, sind andere Regierungen, Gewerkschafts- oder Arbeit- 
geberverbände befugt, ein Beschwerde- oder Klageverfahren beim Verwal- 
tungsrat zu beantragen. Delegierte können während der IAK die Konferenz 
selbst anrufen. Im Falle einer Beschwerde holt der Verwaltungsrat Stel- 
lungnahmen der betroffenen Staaten ein, beauftragt einen Sachverständi- 
genausschuß aus den eigenen Reihen mit der Begutachtung und veröffent- 
licht den Vorgang, falls begründete Vorwürfe von den kritisierten Regie- 
rungen nicht ausgeräumt werden. Er kann dann zusätzlich ein Klageverfah- 
ren eröffnen. Dies verlangt die Hinzuziehung dreier unabhängiger Juristen. 
Der Untersuchungsausschuß veröffentlicht das Gutachten und die Empfeh- 
lungen der Experten. Nimmt das beklagte Land die Empfehlungen nicht 
innerhalb von drei Monaten an, kann der Streit dem Internationalen Ge- 
richtshof zur Entscheidung vorgelegt werden. Theoretisch ist die Klage 
auch ohne vorherige Beschwerde möglich. Praktisch überwiegen Be- 
schwerden über Dritte und direkte, informelle Kontakte zwischen Verwal- 
tungsrat, Untersuchungsausschuß und betroffenen Staaten (Haase 1991). 
Unabhängig von Beschwerden und Klagen wird die Einhaltung der Über- 
einkommen von einem Expertenausschuß, dem 20 qualifizierte Sozial- und 
Arbeitsrechtler aus Mitgliedsländern angehören, regelmäßig überwacht. 
Der jährliche Bericht dieser Expertenkommission dient als Arbeitsgrundla- 
ge eines Konferenzausschusses, der während der Jahrestagung weitere 
Stellungnahmen von seiten der kritisierten Länder einholt. Als Sanktion 
droht die Aufnahme der Kritik in einen Sonderabsatz des Konferenzbe- 
richts. Ein besonderes Kontrollverfahren besteht für die Überwachung der 
Bestimmungen zur Vereinigungsfreiheit. 

Für die Netzwerkpolitk der ILO ist diese vielschichtige, teils administrati- 
ve, teils korporative Fachberatung und Kompromißbildung maßgeblich. Sie 
steht in Gegensatz zum Bild einer internationalen Konferenzdiplomatie. 
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Internationale Vernetzung von Sozialpolitik vollzieht sich, zumindest im 
Feld völkerrechtlicher Standardsetzung, vorrangig als Verflechtung 
zwischen nationaler und internationaler Sozialbürokratie. 

Die Tendenz einer sich internationalisierenden Verwaltung ist in geringe- 
rem Umfang ebenfalls in der Programmpolitik der ILO zu beobachten. De- 
ren Gewicht nahm im Vergleich zur älteren Standardsetzung stetig zu, was 
sich in einem Anstieg des Budgetanteils von 14% im Jahre 1950 auf 66% 
im Jahre 1991 niederschlägt. 1991 standen der ILO insgesamt 169 Mio. 
US-Dollar für Maßnahmen der technischen Hilfe zur Verfügung, die sie 
zum geringsten Teil selbst bezahlt, sondern durch Mischfinanzierungen 
mobilisiert. Der überwiegende Teil stammt aus der bilateralen und multila- 
teralen Entwicklungshilfe und dem Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP). Hinzu kommen Treuhandmittel der internationalen Fi- 
nanzagenturen und der Empfängerländer sowie Mittel aus dem bevölke- 
rungspolitischen Programm der Vereinten Nationen (UNFPA). Von den 
1315 im Jahr 1991 laufenden Projekten wurde die Mehrzahl in Afrika, 
Asien und Lateinamerika durchgeführt. Dauerhafte Schwerpunkte der Pro- 
grammpolitik sind die Hilfe beim Aufbau von Berufsbildung, Beratermis- 
sionen zur Einführung von Sozialversicherungen, Projekte zur Arbeitsum- 
welt oder zum Arbeitsschutz, Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung und 
Genossenschaftsförderung, Managementausbildung sowie die Schulung 
von Arbeitnehmervertretern. Regionale Programme werden im Zusam- 
menhang mit den Regionalkonferenzen für Europa, Asien, Afrika und 
Amerika durchgeführt (ILO 1993). 

Auf dem Weg über konzertierte Programmaktivitäten bemüht sich die ILO 
um Einfluß auf Programmatik und Maßnahmeschwerpunkte der Vereinten 
Nationen. Aus der Initiative für ein Weltbeschäftigungsprogramm gingen 
in den 70er Jahren neben eigenen Beschäftigungsmissionen und Untersu- 
chungen Anregungen zur Umgestaltung der Entwicklungshilfe hervor (ILO 
1976). Die Berücksichtigung von Beschäftigungsmaßnahmen im Grundbe- 
darfskonzept der Vereinten Nationen wurde erreicht. Ein Forschungspro- 
gramm zum Verhalten multinationaler Konzerne und die Verabschiedung 
eines Verhaltenskodex kamen hinzu. Bezogen auf die Strukturanpassungs- 
politik der wirtschaftspolitischen Organisationen trägt die ILO alternative, 
keynesianische Konzepte heute nicht nur auf der programmatischen Ebene 
der Standardsetzung vor, sondern auch hinsichtlich der Programmgestal- 
tung und Evaluierung in der Entwicklungshilfe. In eigenen Projekten macht 
sie die Förderung der Maßnahmen von der Einhaltung ihrer Standards 
abhängig, oder sie versucht, verbesserte Bedingungen für deren Einhaltung 
durchzusetzen (Mayer 1989). Der Vorschlag, Maßnahmen der 
Strukturanpassung für Teilgruppen der betroffenen Armutsbevölkerung 
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durch soziale Maßnahmen abzufedern, wurde punktuell von der Weltbank 
aufgegriffen. Darüber hinaus wurden auch umfassende, nachfrageorientier- 
te Konzepte der Strukturanpassung als Alternative zur Politik des IWF 
entworfen (Eshag 1989). Die ILO unterstützt derzeit nicht nur die Reform 
der Entwicklungshilfevergabe im System der Vereinten Nationen mit dem 
Ziel einer verbesserten Koordination der Träger und Aktivitäten auf Lan- 
desebene (ILO 1993:45). Sie bietet ihre eigenen Maßnahmen und ver- 
gleichbare Projekte kooperierender UN-Organisationen gegenüber Ent- 
wicklungsländern offensiv als Alternativkonzept zur sozialpolitischen 
Auflagenpolitik der Bretton-Woods-Organisationen an (ILO 1993:529). 


Konventionelle Bewertung 


Geht man von den institutionellen Ressourcen und der offiziellen Pro- 
grammatik aus, so sind die Aktivitäten der ILO an der Legitimation, Ver- 
breitung und Wirksamkeit ihrer Standards sowie am fachlichen und mora- 
lischen Einfluß ihrer Programmpolitik auf die internationale Wirtschafts-, 
Handels- und Entwicklungspolitik zu messen. Das Ergebnis fällt dann be- 
scheiden aus. 

Die Partizipationsformen der ILO sind trotz der universellen Mitglied- 
schaft und der korporativen Verhandlungsmuster umstritten. In Konferenz 
und Verwaltungsrat verfügen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter je- 
weils über 25%, die Regierungsvertreter über 50% der Sitze bzw. Stimm- 
anteile. Damit räumt die ILO als einzige Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen eine Mitentscheidung von Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
organisationen ein. Dreigliedrige, sogenannte tripartistische Verhandlungen 
zwischen Regierungs-, Gewerkschafts- und Arbeitgebervertretern, werden 
bei allen Entscheidungen bis hin zur Projektgestaltung in der Ent- 
wicklungshilfe angeregt und auch in der Standardsetzung als Modell natio- 
naler Konflikregelung empfohlen. 

Die Dominanz der westlichen Industrieländer (Cox/Jacobson 1973: 423{f) 
wurde durch eine Organisationsreform der ILO in den 80er Jahren, die 
noch auf den Gruppenkonflikt zwischen Ost und West zurückgeht, gemil- 
dert, die eine breitere, nach Regionen gegliederte Repräsentation im Auf- 
sichtsrat vorsieht und den formellen Einfluß der reichen Länder begrenzt. 
Die entscheidende Begrenzung der Kompromißbildung geht im Hinblick 
auf informelle Beschäftigung und Armutsfragen von der begrenzten 
Reichweite und Fachkompetenz des dreigliedrigen Korporatismus aus. 
Gemessen am Erfolgskriterium der Ratifikation war die Standardsetzung 
erfolgreich, ihre Maßgeblichkeit jedoch gering. Die Zahl der Ratifikationen 
stieg in der Zeit von 1984 bis 1992 von 5148 auf 5691 (ILO 1992:19-1). 
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ILO-Kontrollverfahren bewirkten in der Zeit von 1963 bis 1992 in 1948 
Fällen eine Anpassung der nationalen Gesetzgebung. Diese subtile, verwal- 
tungsförmige Einflußnahme ist in den Länderberichten, so auch für die 
Bundesrepublik, ausgewiesen (ILO 1976; Schnorr 1974). Regional ist die 
Anerkennung der Normen in westlichen Industrieländern hoch, in ehemals 
sozialistischen Ländern systembedingt geringer, v. a. wegen der früher feh- 
lenden Arbeitslosenversicherung. Die USA haben keines der relevanten 
Übereinkommen ratifiziert. Japan erkannte die Standards zur Sozialversi- 
cherung an, nicht aber zum Diskriminierungsschutz. Normen zu allgemei- 
nen sozialen Grundrechten sind mit Ausnahme der Golfstaaten stark, Nor- 
men prozeßhafter Sozialpolitik weniger verbreitet. In Lateinamerika sind 
die Standards der Sozialversicherung kaum anerkannt. Das beschäfti- 
gungspolitische Übereinkommen (Ü 122 von 1964) wurde mit Ausnahme 
der USA, der Schweiz und Luxemburgs von allen westlichen Industrielän- 
dern ratifiziert und mit ihm der Anspruch, staatliche Konjunktur- und Ar- 
beitsmarktpolitik durchzuführen. Seit 1983 stagnierte die Ratifikation von 
ILO-Übereinkommen in den westeuropäischen Ländern. Die Bundesre- 
publik ratifizierte lediglich noch Übereinkommen zur Sozialstatistik und 
zum Arbeitsschutz. Japan vollzog die Ratifikation des beschäftigungspoli- 
tischen Übereinkommens 122 (Strang/Chang 1993). Eine nachholende Ra- 
tifizierung ist ebenfalls in den spät beigetretenen EG-Mitgliedsländern 
Griechenland, Portugal und Spanien festzustellen. Die Schweiz, Schweden, 
Finnland und Norwegen haben als einzige Länder das jüngste Überein- 
kommen über Beschäftigungsförderung und soziale Sicherung (U 168 von 
1988) ratıfiziert. 

Die regionale Verbreitung der Übereinkommen sagt wenig über ihre 
Durchführung und Legitimation aus. Ihre Wirkung beruht weniger auf der 
bescheidenen Sanktionsgewalt der ILO als auf der Qualifizierung der 
Fachöffentlichkeit (Mentzel 1964). Die Grundlage der subtilen, verwal- 
tungsförmigen Einflußnahme bildet die Fachkompetenz der ILO hinsicht- 
lich der weltweiten Beobachtung und Bewertung nationaler Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Tarifpolitik. Als permanente Aktivität ist die Fachbe- 
ratung nicht nur im Streitfall von Bedeutung. Nationale Regierungen, Ar- 
beitgeberverbände, Gewerkschaften, aber auch Europarat und EG greifen 
in ihrer Praxis auf die Kompetenz der ILO zurück. Die entscheidenden 
Grenzen der internationalen Standardsetzung resultieren aus der Innenpo- 
litik der Mitgliedsländer. Sie sind am typischen Konfliktverlauf abzulesen. 
Die Mehrzahl der Fälle, in denen eine Anpassung der nationalen Gesetzge- 
bung aufgrund einer Ratifizierung oder eines Kontrollverfahrens nötig 
wurde, betraf Normen, deren Anpassung innenpolitisch nicht umstritten 
war. Bei der ILO eingereichte Beschwerden dienen in der Regel der innen- 
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politischen Auseinandersetzung, so etwa die Beschwerden gegen das deut- 
sche Berufsverbot oder den Streikparagraphen AFG 116. Eine andere Frage 
ist es, ob die Abhängigkeit internationaler Standardsetzung von der 
innenpolitischen Legitimation als Schwäche ausgelegt werden darf, zumal 
in anderen Zusammenhängen gerade der autoritäre Durchgriff internationa- 
ler Organisationen auf die Innenpolitik problematisch erscheint. 

Der Programmpolitik der ILO wird in struktureller Hinsicht zu recht vor- 
geworfen, daß sie sich, trotz rhetorischer Differenzen, im Rahmen der 
herrschenden alten Weltordnung bewegt. So war dem von Weltbank, ILO 
und Brandt-Kommission gleichermaßen befürworteten Grundbedarfskon- 
zept entgegenzuhalten, daß es den Kapitalinteressen langfristig nütze, in- 
dem es eine privilegierte Reservearmee der arbeitenden Armen schaffe 
(Senghaas-Knobloch 1979:253ff). Ebenso könnten auch die neuen Maß- 
nahmen zur Linderung des mit der Strukturanpassung verbundenen Sozial- 
abbaus als Mittel der Befriedung politisch mobiler, bessergestellter Ar- 
mengruppen benutzt werden (Kasch 1993:93f). Die Reformvorschläge der 
ILO zur Strukturanpassung akzeptieren als Ausgangspunkt die Kriterien 
Rentabilität und Sicherheit der internationalen Finanzgewährung. Ange- 
sichts der geringen Sanktionsgewalt der ILO bieten sich im Feld der inter- 
nationalen Maßnahmepolitik v. a. Handlungsmöglichkeiten im bescheide- 
nen Feld einer Reformierung der Verwaltungspraxis, die bei der Evaluie- 
tung der eigenen Projekte zu beginnen hätte (Galenson 1981). 

Faßt man die konventionelle, institutionalistische Bewertung zusammen, so 
ist die ILO eine kritische Instanz der internationalen Vernetzung, insofern 
sie durch eine mühevolle Detailkritik an Bürokratien, Kooperationsformen 
und Evaluierungen zur Aufklärung der Verwaltungskultur beiträgt. Sowohl 
Standardsetzung als auch Programmaktivitäten verdienen dann zumindest 
eine permanente Reflexion über den Stellenwert, den diese niedrig 
ansetzende Institutionskritik für die Auseinandersetzung mit der großen 
Politik und den wirtschaftspolitischen Institutionen haben kann. Indessen 
wird damit das strukturalistische Vorurteil, daß die ILO keinen Einfluß auf 
die großen Probleme besitzt, nicht ausgeräumt. Eine weitergehende Be- 
wertung im Sinne einer politisch reflektierten Gewichtung von System-, 
Organisations- und Maßnahmekritik (Cox 1992) muß neben der offiziellen 
auch die informelle Politikverflechtung der internationalen Sozialpolitik 
hinterfragen. 


Die Perspektive der vertikalen Politikverflechtung 


Der Perspektivenwechsel auf die Politikfeldanaiyse ist nötig, um die skiz- 
zierten institutionellen Handlungsmöglichkeiten angemessen zu bewerten 
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und zu gewichten. Im Falle der Standardsetzung betrifft dies v. a. die verti- 
kale Dimension. Daneben ist zu berücksichtigen, daß die internationalen 
Standards, ebenso wie die nationalen, auch untereinander in Beziehung 
stehen und sich in einem übergreifenden sozialpolitischen Konzept ergän- 
zen. Die ILO-Standards verlangen die Vernetzung sozialpolitischer Einzel- 
regelungen im Sinne der Beschäftigungspolitik. Dieses Vernetzungskon- 
zept ist aus der Innenpolitik der Bundesrepublik wohlvertraut als funktio- 
nale Hierarchie von fünf nach Gegenstand und Formalisierungsweise klar 
unterschiedener Aufgabengruppen. An der Spitze stehen indirekte Maß- 
nahmen zur Verwirklichung der im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz fest- 
gelegten Ziele Außenhandelsgleichgewicht, Wachstum, Vollbeschäftigung 
und Preisstabilität. Hierauf beziehen sich vier weitere Aufgabengruppen in 
einer Abstufung gemäß Arbeitsmarktnähe. Arbeitsschutz- und Arbeits- 
marktpolitik sollen ausreichenden Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt her- 
stellen, soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit gemäß Arbeitsförderungsge- 
setz (AFG) den Austausch zwischen Beschäftigten und vorübergehend Ar- 
beitslosen erleichtern. Dem folgt die konjunkturelle Regelung der Ar- 
beitsmigration über Ausländer- und Arbeitsrecht. Nachrangig hierzu ist 
wiederum die soziale Grundsicherung eingestuft, zu der v. a. die Sozial- 
hilfe gemäß Bundessozialhilfegesetz (BSHG), die Jugendhilfe gemäß Kin- 
der- und Jugendhilfegesetz (KJHG), die lokale Bürgerrechtspraxis und die 
Praxis sozialer Dienstleistungen zu zählen sind. Beschäftigungspolitik in 
der Bundesrepublik ist demnach keineswegs als »Summe« aus Wirtschafts- 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik zu interpretieren (Engelen-Kefer 1976:26), 
sondern als eine wirtschaftspolitische Hierarchie, in der die Wirtschafts- 
vor der Arbeitsmarktpolitik, diese vor der Politik der sozialen Sicherung 
bei Arbeitslosigkeit, vor der Migrationspolitik und der sozialen Grund- 
rechtspraxis rangieren. Diesem Vorrang der Arbeits- vor der Armutspolitik 
entspricht ein abgestufter Einsatz finanzieller Anreize, sozialer Kontrollen 
und Dienstleistungsformen. In Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik über- 
wiegt das Moment indirekter, den Markt flankierender Steuerung unter 
Einsatz finanzieller Anreize. Auch das Arbeitslosengeld. stellt noch eine 
Leistung auf der Basis gleichen Rechts dar. Dagegen ist schon der Bezug 
von Arbeitslosenhilfe mit Bedürftigkeitsprüfungen verbunden, Migranten- 
beschäftigung zusätzlich mit der Einschränkung von Bürgerrechten. Das 
höchste Maß an machtförmiger, mit Fürsorge und Klientelisierung einher- 
gehender sozialer Kontrolle findet sich in der Sozialhilfe- und Grund- 
rechtspraxis. Neben der offiziellen, beschäftigungs- oder wirtschaftspoli- 
tischen Hierarchie der Interventionsformen existiert demnach eine umge- 
kehrte, informelle Hierarchie der Verflechtung sozialer Kontroll- und Herr- 
schaftsformen. An der Spitze dieser sozialpolitischen Hierarchie steht die 
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Grundrechtspraxis vor der Migrationspolitik, diese über der sozialen Si- 
cherung bei Arbeitslosigkeit sowie der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs- 
politik. Eine zusätzliche Absicherung für die herrschaftspolitische Hierar- 
chie leistet die vertikale Politikverflechtung. Die kontrollstarken Interven- 
tionen sind der unteren Ebene des Sozialstaats, den Kommunen und Ver- 
bänden, zugeordnet, während für die sanften, mit finanziellen Anreizen 
operierenden Interventionen die zentralstaatliche Ebene zuständig ist. 

Diese Doppelstruktur sozialstaatlicher Vernetzung verdeutlicht die zuvor 
theoretisch angesprochene Problematik einer Analyse der Formalisierungs- 
formen von Eingriffs-, Leistungs- und Dienstleistungsverwaltung. Falsche 
Vorstellungen über die Zentralität der Sozialkontrolle verstellen den Blick 
auf die langfristig prägenden und stabilisierenden Wirkungen lokaler, sub- 
nationaler Sozialpolitik. 

Die ILO-Normen ähneln dem beschäftigungspolitischen Instrumentarium 
in der Bundesrepublik, an dessen Ausbau zu Ende der 60er Jahre die ILO- 
Fachberatung maßgeblich mitwirkte. Historisch schritt die Entwicklung der 
ILO-Normen von Einzeiregelungen zu programmierten Aufgaben fort. Alt 
sind die Standards zu sozialen Grundrechten und zur Arbeitsvermittlung. 
Jüngeren Datums sind die Bestimmungen zur Arbeitslosenversicherung. In 
den 60er Jahren wurden erstmals Konjunktur- und Strukturpolitik erfaßt. 
Das Übereinkommen 122 (Beschäftigungspolitik) und die Empfehlung 122 
von 1964 erhoben das keynesianische Instrumentarium zur völkerrechtli- 
chen Norm. Das Idealbild staatlicher Beschäftigungspolitik umfaßt seither 
das skizzierte Instrumentarium. Indirekte Steuerung der Investitions- und 
Nachfragetätigkeit, strukturpolitische Hilfen für Problembranchen und 
Regionen und ein aktives arbeitsmarktpolitisches Instrumentarium sollen 
Strukturwandel und Mobilität der Arbeitskräfte fördern. Die Sozialversi- 
cherung soll materielle Arbeitsanreize, v.a. Lohndifferenzierung und Lei- 
stungsprinzip, in Arbeitslosigkeit und Rentenalter hinein verlängern. Mi- 
grationspolitik wurde zunächst konjunkturpolitisch, d. h. als Funktion der 
Arbeitskräftenachfrage begründet. Beschäftigungspolitik gemäß der klassi- 
schen ILO-Konvention beinhaltet nicht zuletzt auch eine Differenzierung 
des Bürgerrechtsstatus’ und der Vertretungsrechte von Arbeitnehmern ge- 
mäß ihrer Nähe zum Arbeitsmarkt. Bürgerrechte von Fürsorgeempfängern 
und Ausländern dürfen eingeschränkt werden. Der Ausschluß von Arbeits- 
losen oder Nichtbeschäftigten aus dem Tarifvertragssystem und dem Spek- 
trum der Kollektivverhandlungen wird toleriert TAO 1966:1253ff; TAO 
1984). Während die ILO-Normen für die offizielle, wirtschaftspolitische 
Hierarchie eine demokratische Legitimation auf parlamentarischer Ebene 
und in Form der korporativen Interessenvertretung (durch die Tarifpar- 
teien) fordern, werden Legitimationsansprüche gegenüber der informellen 
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Verflechtung sozialer Kontrollen nicht erhoben. Das von der ILO positiv 
sanktionierte Sozialstaatsmodell sichert den Vorrang der Arbeits- vor der 
Armutspolitik, indem sie die herrschaftsförmigen Eingriffe entthematisiert 
und die Legitimationsbasis auf den dreigliedrigen Kompromiß von Regie- 
rungs-, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen verengt. 

Diese Normen wurden seit 1964 nicht grundsätzlich verändert. Gemessen 
an den ILO-Zielen der Hebung, Verbreitung und Vereinheitlichung von 
Normen waren sie erfolgreich. In den 80er Jahren wurde das ILO-Konzept 
durch die Sparpolitik der Industrieländer und das Ausbleiben von Erfolgen 
bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Frage gestellt. Die ILO rea- 
gierte mit der ergänzenden Empfehlung 169 zur Beschäftigungspolitik 
(1984) nur unzureichend. Diese geht davon aus, daß sich die beschäfti- 
gungspolitische Konzeption und damit auch die etablierte Vernetzung von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik bewährt hat. Ein Zusammenhang zwischen 
der Abwälzung von Krisenlasten auf die schwächsten Gruppen und der un- 
zureichenden Legitimation korporativer, tripartistischer Interessenvertre- 
tung wird nicht gesehen. In der ILO-Empfehlung wird lediglich angeregt, 
informelle Beschäftigung (z. B. auf einem »zweiten Arbeitsmarkt«) als In- 
strument der Arbeitsmarktpolitik zuzulassen. Regionale Beschäftigungs- 
politik soll verstärkt, sektorale Strukturpolitik intensiviert werden. Ziel- 
gruppenprogramme für besonders benachteiligte Gruppen (Jugendliche, 
Frauen, Alte) werden trotz der damit verbundenen Defizitzuschreibung 
empfohlen. Eine Wanderungspolitik nach wirtschaftlichen Erfordernissen, 
d. h. Rückkehrförderung für Ausländer, wird erwogen (statt Eingliederung 
»return migration«) (TAO 1984). Eine Richtungsänderung unterblieb auch 
bei dem zuletzt verabschiedeten Übereinkommen zur Sozialen Sicherung 
bei Arbeitslosigkeit und der begleitenden Empfehlung (U 168 und E 176 
aus 1988), die eine noch engere Verzahnung oder Funktionalisierung der 
Einkommenssicherung für kurzfristige Ziele der Beschäftigungsförderung 
vorsehen. Im Mittelpunkt stehen erneut Zielgruppenmaßnahmen für soge- 
nannie Problemgruppen des Arbeitsmarkts sowie zusätzliche Anreize für 
Teilzeitarbeit, wie sie in Deutschland mit der AFG-Änderung 1994 einge- 
führt wurden. Der von einer Expertengruppe des Internationalen Arbeits- 
amtes vorgetragene Gedanke, daß soziale Sicherung auch auf arbeitsmarkt- 
ferne oder informell beschäftigte Arme ausgedehnt werden sollte, wurde in 
das maßgebliche Übereinkommen nicht übernommen (IAO 1986:36). 

Der bisherige völkerrechtliche Erfolg der ILO-Normen könnte vor diesem 
Hintergrund langfristig in eine institutionelle Krise der ILO-Politik um- 
schlagen. Während die formale Einhaltung und die Programmatik der 
Normen erhalten bleiben, nehmen Diskrepanzen zwischen internationalen 
Standards und nationaler Praxis zu. Gleichzeitig ist zu fragen, ob die in der 
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nationalen Öffentlichkeit der Industrieländer geführten Diskussionen über 
den Umbau des Sozialstaats genügend Substanz besitzen, um die interna- 
tionale Normsetzung voranzutreiben. Nach wie vor beherrschen zentralisti- 
sche Konzepte die Diskussion, selbst in den Alternativvorschlägen zu einer 
einkommensunabhängigen Grundsicherung. Die Kritik am korporativen, 
dreigliedrigen Kompromiß bleibt abstrakt, so lange sie nicht die Herr- 
schaftsmomente staatlicher Sozialpolitik zum Ausgangspunkt wählt, deren 
starke Mittel in der örtlichen Verfahrens- und Dienstleistungspraxis, nicht 
an der Spitze der Vernetzung angesiedelt sind. Fürsorge und Vereinzelung 
sind überwiegend von lokalen Verwaltungen, Wohlfahrtsverbänden und 
restriktiver Professionalisierung im Feld sozialer, personenbezogener 
Dienstleistungen zu verantworten. Eine produktive Grenzüberschreitung 
der ILO-Standardsetzung bestünde darin, die Mißstände professioneller 
Sozialarbeit in Industrieländern, den Zusammenhang zwischen restriktiver 
Ausländer- und Arbeitsmarktpolitik, die Wechselwirkung von Arbeits- 
marktorientierung und Entprofessionalisierung, die Mängel der Sozialhilfe 
und die Demokratisierung örtlicher Sozialpolitik zu thematisieren. 
Zusammenfassend verweist die vertikale Perspektive auf die fortbestehen- 
de Relevanz nationaler Sozialpolitik, die sich v. a. in der Wechselwirkung 
von Sach- und Herrschaftspolitik und in der vielschichtig getrennten For- 
malisierung von Interventions- und Legitimationsformen niederschlägt. Die 
Entkopplung zwischen zentralen Sanktionsmitteln und lokaler Sozial- 
kontrolle deutet weniger auf einen Souveränitätsverlust als auf Intensivie- 
rung und Neukonstitution staatlicher Eingriffsverwaltung auf der subtilen 
Ebene ungleichzeitiger und getrennter Formalisierung von Intervention und 
Legitimation. Die liberale These vom Souveränitätsverlust des Natio- 
nalstaats ist grundsätzlich zu überdenken, wenn auf der konkreten Ebene 
institutionalisierter Sozialkontrolle tatsächlich ein dezentraler Ausbau 
stattfindet. Die grobe These von der Spaltung des Sozialstaats in Armuts- 
und Arbeitspolitik ist ebenfalls zu verfeinern. Verlagerung der Auseinan- 
dersetzung von Einzelregelungen auf Netzwerkpolitik impliziert zugleich 
Generalisierung aber auch Öffentlichkeit von Sozialkontrolle. Eine Reform 
der internationalen Standardsetzung im Sinne alternativer Formalisierung 
setzt allerdings eine Artikulation dieser Perspektive vor Ort voraus. 


Horizontale Verflechtung 


Eine doppelte Hierarchie aus herrschafts- und sachpolitischen Aufgaben ist 
ebenfalls in der horizontalen Verflechtung der ILO-Poltik zu erkennen. 
Auch hier vollzieht sich eine Spaltung des Sozialstaats durch separierende 
Formalisierung. Globale, in der UN-Vollversammlung verankerte Legiti- 


616 Wolfgang Zaschke 


mation besitzen nur die karitativen Maßnahmen der Vereinten Nationen zur 
Not- und Katastrophenhilfe, allgemeine zielgruppenspezifische Maß- 
nahmeprogramme zur Förderung von Frauen, Kindern oder alten Men- 
schen sowie Resolutionen, in denen allgemeine Wertvorstellungen vor 
konkreten, handlungsrelevanten Normen rangieren. Verfahrenskonsens 
herrscht gegenüber sachlichem Konsens vor (Köhler 1987:1093). Ver- 
bindliche Normen des Völkersozialrechts fallen in die Zuständigkeit der 
Sonderorganisationen, insbesondere der ILO. Deren Legitimationsgrundla- 
ge ist durch die Beteiligung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern 
neben den Regierungsvertretern zwar erweitert, was eine Besonderheit im 
Vergleich zu allen anderen Sonderorganisationen darstellt. Die Universali- 
tät der Mitgliedschaft in der ILO führt dennoch nicht zu einer ausreichen- 
den demokratischen Legitimation, wie die Ausgrenzung von Armutsfragen 
aus dem korporativen Kompromiß zeigt. Indem die Standardsetzung regio- 
nalspezifische Normen zuläßt, verringert sie die Legitimation für das emp- 
fohlene Netzwerk. Wie weit die stille Überredung der wirtschaftspoliti- 
schen Organisationen durch administrative Strategien und multilaterale Fi- 
nanzierungsmodelle trägt, bleibt zu beobachten (Guha/Singla 1992). 

Die Frage nach der Legitimation der horizontalen Verflechtung ist zu ver- 
tiefen, wenn nach der sektoralen Zuständigkeit der beteiligten Akteure ge- 
fragt wird. Geht man von der im beschäftigungspolitischen Konzept ange- 
legten doppelten Hierarchie von fünf Aufgabengruppen aus, ergibt sich, 
daß die horizontale Vernetzung internationaler Sozialpolitik in hohem Ma- 
ße eine Scheinverflechtung darstellt, die einer getrennten Formalisierung 
von Interventions- und Legitimationsformen dient. Wirtschafts- und be- 
schäftigungspolitische Interventionen sind den oligarchischen, wirtschafts- 
politischen Organisationen zugeordnet. Internationale Arbeitsmarktpolitik 
findet vorwiegend auf der Ebene der ILO-Standardsetzung statt. Gleich- 
zeitig werden die ILO - Normen zu Arbeitsmarktpolitik, Arbeitslosenversi- 
cherung, öffentlicher Arbeitsverwaltung und Migrationspolitik durch die 
Regierungsberatung der CECD, die einen Abbau von Interventionen for- 
dert, konterkariert. Internationale Sozialversicherungspolitik stellt, da sie v. 
a. über bilaterale Abkommen gesteuert wird, in rechtlicher und politischer 
Hinsicht eine fast ausschließliche Domäne nationaler Regierungen dar. 
Migrationspolitik und Grundrechtspraxis, d. h. die mit den stärksten sozia- 
len Kontrollen und Legitimationsproplemen belasteten Interventionsfor- 
men, sind ebenfalls ganz der nationalen und subnationalen Ebene zugeord- 
net. Während sich sanktionsstarke internationale Sachpolitiken, wie die 
Entwicklungshilfe, die Bevölkerungspolitik, Zielgruppenprogramme, die 
Not- und Katastrophenhilfe und perspektivisch zunehmend auch militäri- 
sche Interventionen der UN, in eine wirtschafispolitische Hierarchie einfü- 
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gen, sind sozialpolitische Standardsetzung und Programmpolitik zugleich 
Bestandteil einer umgekehrten, sozialpolitischen Hierarchie, an deren Spit- 
ze die lokalen vor den nationalen und internationalen Handlungsfeldern 
stehen. Die Trennung von Interventions- und Legitimationsbereich der in- 
ternationalen Sachpolitik entlastet von Legitimationsansprüchen und er- 
möglicht das Nebeneinander gegensätzlicher Konzepte und Programme. 
Die UN-Bevölkerungspolitik kann scheinbar harmonisch neben der ILO- 
Beschäftigungspolitik bestehen, die ILO-Programmpolitik mit ihrem Fokus 
auf der Erschließung von Arbeitsmärkten in Entwicklungsländern neben 
der ILO-Standardsetzung, die das Zentrum des Beschäftigungsproblems in 
der Innenpolitik der Industrieländer verortet. Die vertikale Verflechtung in- 
ternationaler und nationaler Sozialpolitik sichert, wie die von nationaler 
und lokaler Ebene, die bestehende Arbeitsteilung (oder besser: Formalisie- 
rung) zwischen den internationalen Organisationen zusätzlich ab. 

Der Überblick bestätigt die Relevanz der Formalisierungsformen auch im 
Feld der Beziehungen zwischen den internationalen Organisationen. Ein- 
gebettet in diese Perspektive erscheint möglicherweise die Bedeutung einer 
Reform internationaler Verwaltungskultur in einem anderen Licht. Zumin- 
dest ist zu fragen, ob die Beschränkung politischer Mobilisierung auf die 
Programmatik der wirtschaftspolitischen Organisationen das Problem der 
getrennten Formalisierung von Legitimation und Intervention, das Spek- 
trum verantwortlicher Akteure und deren spezifische Verantwortung aus- 
reichend verdeutlicht. 


Außenpolitische Implikationen 


Die These vom weltgeschichtlichen Umbruch ist vor dem Hintergrund der 
Politikverflechtung auch hinsichtlich der Bedeutung des Zusammenbruchs 
der sozialistischen Länder zu relativieren. Dies ergibt die Reformulierung 
der teils offiziellen, teils informellen außenpolitischen Aufgaben der ILO. 
Sie waren im Verlauf der Organisationsgeschichte in wechselndem Um- 
fang von der Blockkonfrontation geprägt. Zu den Motiven für die Grün- 
dung der ILO gehörte die »Eindämmung des Bolschewismus« (Cox 
1975:102). Zur Zeit des Kalten Krieges waren die außen- oder blockpoliti- 
schen Motive auch tatsächlich mit sachpolitischen Positionen zur Sozial- 
politik verknüpft. Die Auseinandersetzung um den Einbezug der sozialisti- 
schen Länder in die ILO während der 50er Jahre war begleitet von einer 
kritischen Diskussion des westlichen Wohlfahrtsmodells, speziell der kor- 
porativen Interessenvertretung (Jacobson 1960). Ost-West-Differenzen 
dienten als Feld der Artikulation von Nord-Süd-Konflikten. Neben dem in- 
teresse an der politischen Einbindung von Entwicklungsländern auf beiden 
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Seiten fand eine sachliche Kontroverse um die internationale Programm- 
politik, v. a. über die technische Hilfe statt. So forderte etwa die Sowjet- 
union in den 50er Jahren eine Exporterlösstabilisierung, wie sie tatsächlich 
erst ın den 70er Jahren von der EG praktiziert wurde (Köhler 1987:346). 
Mit der Einengung des Ost-West-Konflikts auf sicherheitspolitische Fragen 
und dem Aufkommen der Blockfreienbewegung verlor die Blockkon- 
frontation innerhalb der ILO ihren Stellenwert als Austragungsfeld sozial- 
und entwicklungspolitischer Konflikte. Die sozialistischen Länder akzep- 
tierten die ILO-Standards, obwohl sie, wie etwa das Übereinkommen zur 
Beschäftigungspolitik, nicht systemkonform waren (ILO 1964:447). Zwar 
führte die Organisationsdebatte 1986 zu einem späten Erfolg mit der er- 
wähnten Reform der ILO-Verfassung (TAA 1988). Doch zeichnete sich ein 
Funktionsverlust des Ost-West-Konflikts schon lange vor dem endgültigen 
Zusammenbruch in Form einer zunehmenden Indifferenz der sozialisti- 
schen Länder gegenüber Sachfragen der internationalen Sozialpolitik ab. 
Einen maßgeblichen Beitrag zur Entpolitisierung der außenpolitischen 
Koalitionsbildung leisteten die Ausweitung der technischen Hilfe und der 
»Entwicklungspolitizismus« der UN, d. h. der Versuch, alle Fragen inter- 
nationaler Sachpolitik als Probiem einer scheinbar unpolitischen, nachho- 
lenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung zu interpretie- 
ren (Cox/Jacobson 1975). Wie sich am Scheitern der Verhandlungen um 
eine neue Weltwirtschaftsordnung erwies, begünstigte der Übergang von 
der politisch motivierten zur ökonomischen Koalitionsbildung eine Spal- 
tung der Koalition der Armen (Rothstein 1934:320), und damit eine zu- 
sätzliche Absicherung der wirtschaftspolitischen Hierarchie (Cox 1986). 


3. Ausblick 


Die Regimeanalyse vermittelt einen Zugang zur nötigen Relativierung und 
Dimensionierung internationaler Netzwerkpolitik der ILO. Demnach kann 
die internationale Sozialpolitik als Korrektiv zur internationalen Wirt- 
schaftspolitik wirken, wenn sie ihre vertikale Verflechtung mit Innen- und 
Außenpolitik umgestaltet und eine breitere Legitimation auf subnationaler 
Ebene sucht. Der Machtvorsprung der wirtschaftspolitischen Organisatio- 
nen kann nicht eingeholt, sondern nur unterlaufen werden, indem die de- 
mokratisch nicht legitimierte, informelle Herrschaftspraxis, deren Schwer- 
punkt auf der dezentralen, lokalen Sozialpolitik liegt, mit der offiziellen, 
wirtschaftspolitischen Hierarchie konfrontiert wird. Die Legitimationsbasis 
der internationalen Vernetzung darf dann nicht nur in einem korporativen 
Kompromiß bezüglich der Arbeitspolitik gesucht werden. Reform- und 
Demokratisierungsbedarf muß vielmehr ausgehend von den herrschaftsge- 
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prägten, dezentralen Praktiken, speziell den harten Feldern der sozialen 
Grundrechtspraxis, der Armuts- und Ausländerpolitik ermittelt und be- 
gründet werden. Für die ILO-Standardsetzung bedeutet dies, daß sie die 
Armuts- gegenüber der Arbeitspolitik aufwerten muß, indem sie neue 
Normen zur Grundsicherung, zum Erhalt des Bürgerrechtsstatus bei Sozial- 
hilfebezug und zu einer konjunkturunabhängigen Einwanderungspolitik 
entwickelt. Die Programmpolitik der ILO sollte neben der Beschäftigungs- 
förderung in Entwicklungsländern Maßnahmen zur stillen Überredung der 
Industrieländer fördern, die zur Demokratisierung und Entklientelisierung 
nationaler und lokaler Sozialpolitik beitragen können. Die Sozialpolitik der 
Europäischen Union stellt nicht nur eine Herausforderung für die ILO - 
Standardsetzung dar, die nun auch auf supranationales Recht anzuwenden 
ist. Der Vorrang der Maßnahmepolitik in der EU und die dort zu beobach- 
tende Einbeziehung der Wohlfahrtsverbände bestätigt zugleich die Not- 
wendigkeit einer Erweiterung des korporativen Kompromisses auch in der 
ILO. Als Zwischenschritt bietet sich der Einbezug von Initiativen und Ver- 
bänden aus dem Feld der Armutsbekämpfung an. Damit sind zugleich die 
sozialen Grenzen der Reform internationaler Sozialpolitik benannt, die auf 
der Ebene innenpolitischer Mobilisierung und lokaler Umsetzung aber 
auch der Reform und Öffnung nationaler und örtlicher Bürokratien zu su- 
chen sind. 

Der korporative Kompromiß erweist sich ebenso auf nationaler Ebene als 
sozialpolitischer Filter, dem alternative Netzwerkkonzepte nur schwer bei- 
kommen. Diese besitzen gleichwohl ihre Berechtigung wegen der fakti- 
schen Verlagerung der sozialpolitischen Auseinandersetzung von Einzelre- 
gelungen auf Maßnahmeprogramme. Unkritisch angewandt erfüllen sie je- 
doch eher die Funktion eines Multiplikators von Verwaltungsstrategien mit 
allen Unwägbarkeiten einer generalisierten Sozialkontrolle. Dies gilt selbst 
für die Vernetzung von Arbeits-, Bildungs- und Sozialverwaltung im 
Rahmen beschäftigungspolitischer Initiativen, die einerseits Grenzen zwi- 
schen Arbeits- und Armutspolitik aufweichen, was zur Reduzierung von 
Zwangsarbeit zugunsten anderer Formen der Arbeitsbeschaffung führen 
kann, zugleich aber zur Indienstnahme einst offener sozialer Dienste oder 
Bildungsmaßnahmen für die fachfremden Zwecke der Arbeitsmarktinte- 
gration. Die Transformation nationaler Sozialpolitik vollzieht sich in Län- 
dern wie der Bundesrepublik in erheblichem Umfang auf der subtilen 
Ebene der Veränderung und Funktionalisierung von Berufsauffassungen, 
von Therapeutisierung und Zielgruppenkonstruktionen im Zusammenhang 
mit funktionaler Vernetzung. Das Problem einer kontraproduktiven Ver- 
netzung von Sozialpolitik tritt selbst noch auf der Ebene der Regionalpoli- 
tik in Erscheinung, v. a. bei den EU-Maßnahmen für Regionen, deren Ar- 
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beitsmarktorientierung Funktionalisierung und Entprofessionalisierung lo- 
kaler Sozialpolitik an der örtlichen Politik vorbei forciert. Wird hier nur 
Vernetzung an sich als Ziel unterstützt, bewirkt dies paradoxerweise quali- 
tativen Sozialabbau durch Ausbau der Beschäftigungspolitik. Die Ambiva- 
lenz sozialpolitischer Vernetzung wird von der Verwaltung selbst hervor- 
gebracht. Setzt die Kritik nur von außerhalb, sozusagen aus der Perspektive 
der Bewegung an, erzeugt dies Unsicherheit bei der nötigen Gewichtung 
ökologischer und sozialer, globaler und örtlicher Themen. Die Vernetzung 
der Internationalen Sozialpolitik stellt die Kritik der Interorgani- 
sationsbeziehungen und die Skandalisierung von Konferenzdiplomatie 
durch intermediäre Organisationen nicht grundsätzlich in Frage. Sie ver- 
weist aber auf die vernachlässigten Aufgaben einer Kritik von unten. Die 
Reform der ILO-Politik muß zusätzlich beim administrativen Vollzug und 
in der Kommune ansetzen. 

Zusätzliche Untersuchungen sind auch der Politikfeldanalyse zu empfeh- 
len, insbesondere der Vergleich zwischen Interventions- und Legitimati- 
onsformen der internationalen Sozialpolitik (Zaschke 1990). Die Überar- 
beitung des vorherrschenden Konzepts der Politikfeldanalyse und eine Kri- 
tische Rezeption der Regimediskussion sind nötig, um die vertikale und 
herrschaftspolitische Dimension internationaler Netzwerkpolitik zu erfas- 
sen. Nicht nur in der internationalen Sozialpolitik wäre der Schwerpunkt 
auf den vertikalen Vergleich nationaler und internationaler Maßnahmen zu 
legen. Das Anliegen des DGB, die nationale Sozialpolitik verstärkt aus der 
Perspektive der ILO zu spiegeln, verdient Unterstützung durch den Ver- 
gleich zwischen deutschem und internationalem Sozialrecht. Diese Kon- 
ventionelle Bewertung könnte durch einen Vergleich nationaler und inter- 
nationaler Berufsstandards und die Beachtung scheinbarer Nebenthemen 
wie Jugend-, Berufs-, Dienstleistungs- oder Professionalisierungspolitik an 
Tiefe gewinnen. Nötig erscheint weiterhin die Auseinandersetzung mit 
Formen und Bedeutung internationaler Verrechtlichung als Quelle herme- 
neutischer Deutung und Bewertung internationaler Aufgaben (Tudyka 
1994). Im Vorfeld der geplanten Weltbeschäftigungsinitiative der ILO wä- 
re die kritische Auswertung der meist grauen Evaluierungsliteratur zum 
problematischen, früheren Weltbeschäftigungsprogramm der ILO von In- 
teresse. Die Einschätzung von Nichtregierungsorganisationen im Feld der 
Sozialpolitik erfordert die Aufnahme der historischen Verbändekritik, vor- 
rangig also Auseinandersetzung mit Kirchen und Wohlfahrtsverbänden. 
Die Untersuchung der internationalen Verwaltungskultur der ILO sollte die 
Rolle der nationalen Ministerien und der Spitzenverbände bzw. ihrer Fach- 
abteilungen beim Prozeß der Öffentlichen Wahrnehmung und Filterung 
sozialpolitischer Aufgaben hinterfragen. Nicht zuletzt wäre auch die Ana- 
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lyse außenpolitischer Koalitionen aus der Perspektive sozialpolitischer 
Kontroversen in der ILO zu verfeinern. 
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Heike Walk, Achim Brunnengräber 


Motivationen, Schwierigkeiten und Chancen 
der Nicht-Regierungs-Organisationen bei der 
Bildung von Netzwerken 


1. Einleitung 


Die UNCED-Konferenz 1992 in Rio de Janeiro machte den Bedeutungszu- 
wachs der Nicht-Regierungs-Organisationen (NROn) als Akteure einer 
neugestalteten und verknüpften Umwelt- und Entwicklungspolitik deutlich. 
Die Schnittfelder und Überkreuzungen der beiden Politikbereiche zeichne- 
ten sich verstärkt seit Beginn der 90er Jahre ab, als die globalen Dimensio- 
nen der ökologischen Krise nicht mehr zu übersehen waren (Wöhlcke 
1991, Harborth 1991, Ullrich/Kürzinger-Wiemann 1991, Messner 1993). 
Weder kann die Umweltpolitik die Nord-Süd-Problematik ausklammern 
noch kann die Entwicklungspolitik auf die notwendigen ökologischen An- 
passungsleistungen in den Industrieländern verzichten. 

Die Globalisierung der ökologischen Problemkonstellationen und die In- 
terdependenz von Umwelt- und Entwicklungspolitik machen für die NROn 
veränderte Organisationsstrukturen und Handlungskonzepte erforderlich, 
die sich nicht zwangsläufig und eigendynamisch ergeben werden. Für den 
zukünftigen Einfluß der NROn wird es entscheidend darauf ankommen, 
wie sich ihre nationale und internationale Zusammenarbeit zukünftig ge- 
staltet, welche Formen der Kooperation und Vernetzung sich dabei her- 
ausbilden werden. Einerseits ist es plausibel, daß die NROn durch die Bil- 
dung und Erweiterung von Netzwerken (»Verbundsystemen der Problem- 
verarbeitung«) Kosteneffizient, duplikationsvermeidend und ressourcentei- 
lend arbeiten und ihren politischen Einfluß erhöhen können. Andererseits 
besteht aber auch die Gefahr, daß bei einer vorschnellen Vernetzung gerade 
die Qualitäten verloren gehen, die die NROn besonders auszeichnen. 
Ausgehend von Überlegungen zum »Innenleben« von NROn sollen des- 
halb die Motivlagen, Möglichkeiten, Hemmnisse und Illusionen diskutiert 
werden, die sich aus einer lokalen, nationalen und internationalen Zusam- 
menarbeit der Organisationen ergeben. Drei zentrale Fragen stehen dabei 
im Vordergrund: erstens, was sind die wesentlichen Problemlagen bei der 
Netzwerkbildung bzw. welche Voraussetzungen müssen dafür erfüllt sein, 
zweitens, welche Rolle können Netzwerke überhaupt spielen und drittens, 
wie können die NROn dadurch ihre Einflußmöglichkeiten erhöhen? 
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2. Die Rahmenbedingungen nach UNCED 


Für die NROn kann die Rio-Konferenz als wichtiger Meilenstein in ihrer 
Entwicklungsgeschichte verbucht werden. Erstmals gelang es den Organi- 
sationen, sich in dem Vorbereitungs-, Veranstaltungs- und Nachfolgepro- 
zeß einer UN-Konferenz »nachhaltig« Gehör zu verschaffen und von den 
Medien als ernstzunehmende Größe wahrgenommen zu werden. Zwar sind 
die NROn noch weit von direkten Möglichkeiten der Einflußnahme 
entfernt, doch die gute Zusammenarbeit der zahlreichen NROn ım »Global 
Forum«, der parallel verlaufenden Alternativ-Konferenz zur UNCED, 
sowie die Erfahrungen der Parallelveranstaltungen zur Weltbevölkerungs- 
konferenz in Kairo und zur Weltbanktagung in Madrid bestärkten viele 
Organisationen in ihrer umwelt- und entwicklungspolitischen Arbeit. 
NROn stellen jedoch kein neues Phänomen dar, sondern sind seit jeher eng 
mit der Entwicklung des Systems staatlicher, internationaler und transna- 
tionaler Organisationen verbunden. Sie haben in der Vergangenheit bereits 
an vielen internationalen Verträgen mitgewirkt, ohne jedoch einen forma- 
len Status zu besitzen. Es bildete sich ein informeller Arbeitsmodus heraus, 
der als »Partizipation ohne Stimmrecht« bezeichnet wurde (Anheier 1992: 
1424). US-amerikanische NROn hatten bereits 1945 bei der Gründungs- 
konferenz der Vereinten Nationen einen offiziellen Beraterstatus und traten 
als Beobachter auf. Ihre Forderungen nach Partizipation schlug sich im 
Artikel 71 der UN-Charta nieder, der die NROn zwar vom engeren politi- 
schen Bereich der UN ausschloß, ihnen aber im Bereich des Wirtschafts- 
und Sozialrates eine konsultative Rolle zugestand. Anheier (1992: 1424) 
bewertet diese Rolle als »symptomatisch für (die) Beteiligung von NROn 
in anderen internationalen und supranationalen Organisationen«. Diese 
Einschätzung hat sich aufgrund der unzulänglichen staatlichen Bemühun- 
gen, die NROn stärker in den Konferenzprozeß einzubeziehen, auf dem 
Rio-Gipfel erneut als richtig erwiesen. Trotzdem kann es als eine neue 
Qualität der NROn bewertet werden, daß sie verstärkt als eigenständige 
Akteursgruppe mit eigenen Handlungsvorschlägen aufgetreten ist. 

Dem Erstarken der global agierenden NRO-Community trägt die »Agenda 
21i« Rechnung, das in Rio verabschiedete »Aktionsprogramm für das 21. 
Jahrhundert«. Darin wird gefordert, daß »die Gesellschaft, die Regierungen 
und internationale Gremien Mechanismen entwickeln (sollen), die den 
nichtstaatlichen Organisationen die Möglichkeit geben, ihrer partner- 
schaftlichen Rolle im Rahmen eines umweltverträglichen und nachhaltigen 
Entwicklungsprozesses in verantwortlicher und wirksamer Weise gerecht 
zu werden« (BMU 1992: 228). Abgesehen davon, daß in dem völkerrecht- 
lich unverbindlichen Vertragswerk keine konkreten Mechanismen zur Un- 
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terstützung der NROn genannt werden, kann diese Formulierung auch so 
interpretiert werden, daß es um die effektivere Nutzbarmachung der NRO- 
Fähigkeiten für die staatliche und suprastaatliche Umwelt- und Entwick- 
lungspolitik geht. 

Für das Erstarken der »NRO-Community« sind noch weitere Faktoren von 
Bedeutung. Das »verlorene Jahrzehnt« der Entwicklungspolitik, die Ver- 
schuldungskrise und die neoliberale Offensive haben zu desaströsen sozia- 
len Schäden geführt, die zunehmend der Nachbesserung und Nachsorge 
bedürfen. Gleichzeitig wurden mit der sich abzeichnenden Ökologiekrise 
und mit dem Scheitern des langanhaltenden Modernisierungsschubes, der 
nach dem »zweiten Weltkrieg einsetzte und an die Grenzen der prinzipiel- 
len Nichtverallgemeinerbarkeit des modernen westlichen Lebensstils stößt« 
(Simonis 1994: 480), neue Konfliktdimensionen aufgeworfen, die in den 
tradierten Organisationen von Politikprozessen kaum noch zu lösen sind. In 
diesem Sinne sind »die internationalen Netzwerke von Nicht-Re- 
gierungsorganisationen der politisch förmliche Ausdruck der Globalität der 
ökologischen Krise« (Altvater 1994: 221) und der kapitalistischen Produk- 
tionsweise. Bei der Diskussion um eine »grassroots world order« sind diese 
Zusammenhänge zu berücksichtigen (vgl. dazu Bruckmeier 1994a). 


3. NROn zwischen Markt und Staat 


»NROn sind formalisierte Gebilde außerhalb von Markt und Staat, die ihre Ressourcen aus 
Solidaritätsbeiträgen der Gesellschaft auf der Basis von Freiwilligkeit erhalten und sie zur Be- 
arbeitung von gesellschaftlichen Problemlagen in Kollektivgüter umformen. Soweit das NRO 
des Nordens tun, handelt es sich bei dem Transfer um einen länderübergreifenden und trans- 
kulturellen Vorgang« (Glagow 1992: 311). 

Bei dieser Charakterisierung der NROn bleibt zwar die zunehmende Ten- 
denz der Süd-NROn, das herrschende Konsumtions- und Produktionsver- 
halten in den Industrienationen der Kritik zu unterziehen, außer acht; es 
wird aber deutlich, daß NROn intermediär im öffentlichen, zwischenstaat- 
lichen und transnationalen Bereich operieren, daß sie einerseits als Service- 
Institutionen für Drittparteien und Klientel fungieren und andererseits als 
Koalition und Verband die Interessen der Mitglieder vertreten (Anheier 
1992: 1423). Damit sind die NROn ein Teil des »dritten Sektors« zwischen 
Markt und Staat. Allerdings ist eine genauere Verortung der Süd- und 
Nord-NROn in diesem Sektor notwendig, um die unterschiedlichen poli- 
tischen und ökonomischen Rahmenbedingungen und damit die Ausgangs- 
situation der NROn für eine Vernetzung angeben zu.können. 

Schon vor mehr als 100 Jahren wurden in den sich industrialisierenden 
Ländern die öffentliche Wohlfahrtseinrichtungen als ein Mittel zur 
Abfederung der Auswirkungen der kapitalistischen Produktionsweise 
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benutzt. Soziale Spannungen, die das System hätten übermäßig 
strapazieren können, sollten so verhindert werden. Diese »Ventilfunktion« 
gewinnt in den Nationen der kapitalistischen Peripherie in dem Maße an 
Bedeutung, in dem sich dort die Lebensbedingungen der Menschen 
zunehmend verschlechtern. Ausgehend von dieser Entwicklung gewinnen 
die Süd-NROn erheblich an politischem Einfluß und finanziellem Gewicht, 
sie stellen aber keineswegs einen neuen Organisationstypus dar (Anheier 
1992: 1424). 

Die Süd-NROn sind vorwiegend im sozialen Bereich tätig, fördern die 
Selbsthilfe und zielen auf die Eigenleistungen der Bevölkerung ab. Inso- 
fern der Markt oder der Staat diese Dienste nicht erbringen kann oder will, 
übernehmen die NROn die Rolle einer ausgleichenden Macht zwischen 
diesen Sektoren, sind aber selbst wiederum abhängig von der kapitalisti- 
schen Überschußproduktion oder von staatlichen und supranationalen Sub- 
ventionen und damit vom globalen politischen und ökonomischen System. 
Für die Entwicklungshilfe stellt Fowler daher die Forderung auf: »NGOs 
need to make a radical reappraisal of their development strategies and ro- 
les, as well as taking decisions on how to secure the autonomy of their 
funding base« (Fowler 1992: 9). 

Die Zunahme an NRO-Neugründungen wird nicht selten als Folgeerschei- 
nung des Versagens von Markt oder Staat interpretiert. Daraus wird abge- 
leitet, daß NROn zur Staatsentlastung und politischen Stabilisierung po- 
tentiell instabiler Gesellschaften und internationaler Systeme beitragen 
(Anheier 1992: 1427). Bei einer solchen Sichtweise bleiben aber andere 
Zusammenhänge außer acht: In den Entwicklungsländern behandeln NROn 
Problemlagen mit Ressourcen und Instrumenten, die weder vom Markt 
noch vom Staat zur Verfügung gestellt werden können (Glagow 1992: 
305). Ebenso bleibt unberücksichtigt, daß auch ein politisches Kalkül damit 
verbunden sein kann, wenn beispielsweise der Wohnungsbau, das 
Erziehungswesen oder die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung den 
NROn überlassen wird. Dadurch werden einerseits für Staatsaufgaben 
indirekt (über die NROn) Gelder aus dem Ausland akquiriert und gleich- 
zeitig staatliche Gelder eingespart, die für andere (beispielsweise militäri- 
sche) Zwecke verwendet werden können. Um dem entgegenzuwirken, 
müßten NROn vom Staat fordern, daß er seine Aufgaben in diesen Sekto- 
ren wahrnimmt. Aber auch dies wirft ein Problem auf: vor allem viele Süd- 
NROn würden sich dadurch selbst überflüssig machen, weshalb die politi- 
sche Einforderung staatlicher Sozialaufgaben auch nicht immer ernsthaft 
betrieben wird. 

NROn können zudem systemgefährdend wirken, wenn zu viele Aufgaben 
an NROn übertragen werden oder sie beispielsweise bei der Aushandlung 
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internationaler Abkommen »übermäßiges« Gewicht erhalten, womit »jen- 
seits aller praktischen Fragen ein staatstheoretisches Problem aufgeworfen« 
wird (Altvater 1994: 217). Ein weiterer Aspekt, der über das Markt- und 
Staatsversagen hinausweist, ist darin zu sehen, daß NROn als »revolu- 
tionäre Subjekte« erscheinen können, wenn sie versuchen, den zerstöreri- 
schen Tendenzen des Kapitalismus entgegenzuwirken. Vor allem von fi- 
nanzschwachen und instabilen Regierungen können NROn daher als »herr- 
schaftsgefährdend« eingestuft werden, wenn sie nicht nur im sozialen Be- 
reich tätig sind, sondern sich explizit als Vertreter der politischen Opposi- 
tion oder einer alternativen Machtelite verstehen (Wegner 1994: 332f). Vor 
allem die NROn in Europa und Nordamerika haben ihre gesellschaftspo- 
litische Integrationskraft und Stärke dieser besonderen Stellung zu verdan- 
ken. Ihr Einfluß beruht nicht auf der Großzügigkeit des Staates, sondern 
auf dem Widerstand, den sie gegen ihn entwickelt haben (vgl. auch Glagow 
1992: 3145). Die Arbeit der umwelt- und entwicklungspolitisch 
ausgerichteten NROn in den Industrieländern zielt nicht mehr allein auf die 
materielle Versorgung marginalisierter Bevölkerungsgruppen (im Süden) 
ab, sondern auch auf politische Bildung und Lobbying. 

Auf internationaler Ebene sind die NROn mit den verschiedenen UN-Or- 
ganisationen, wie der Weltbank und dem IWF, durch verschiedene In- 
teraktionsformen »verwoben«. Durch diese weitaus finanzkräftigsten unter 
den »Geberorganisationen«, die der NRO-Community immer aufgeschlos- 
sener gegenüberstehen, entsteht die Gefahr, daß die NROn in die ausgetre- 
tenen Pfade bisheriger Entwicklungspolitik gedrängt werden. Wegner 
vermutet beispielsweise in der NRO-Förderpraxis der Weltbank »einen 
wirkungsvollen Hebel bei der Kontrolle, Marginalisierung oder völligen 
Ausschaltung von lokalen, staatskritischen Organisationen« (Wegner 1994: 
336). Monitoring-NROn bilden mit den supranationalen Institutionen da- 
gegen ein globales Diskussionsforum, in denen Politiken formuliert und 
Entscheidungen vorbereitet werden (Anheier 1992: 1425). Teilweise wurde 
auch eine »global community« um die Institutionen herum gebildet, um 
Projekte zu verändern, zu stoppen oder wenigstens öffentlich zu machen. 
Dadurch befinden sich die NROn in dem Dilemma, daß sie den interna- 
tionalen Institutionen einerseits zuarbeiten, sich ihnen aber auch entge- 
genstellen und entgegen den realen Gegebenheiten den Eindruck demo- 
kratischer Verhältnisse vermitteln. 


4. Möglichkeiten einer Typologisierung 


Die NRO-Community boomt. Daran besteht mittlerweile kein Zweifel 
mehr. Bei allen Definitions- und Abgrenzungsproblemen von NROn ist 
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festzustellen, daß sich ihre Zahl seit Ende des zweiten Weltkrieges kontinu- 
ierlich erhöht hat. Das Yearbook of International Organizations listet für 
Ende der 80er Jahre etwa 25 000 international tätige NROn (global players) 
auf, deren Zahl jährlich um 2 bis 4 Prozent steigt (vgl. auch Anheier 1992). 
Viele der national tätigen NROn in den Peripherie-Ländern werden oft 
nicht registriert, so daß ihre Zahl nur geschätzt werden kann. Nuscheler 
(1991: 297) nennt allein für Indien 7000, die Philippinen mehrere 1000 und 
für Thailand mehr als 1000 Organisationen. 

Um nun die Motivationen, Schwierigkeiten und Hemmnisse von NROn bei 
der Netzwerkbildung aufzeigen zu können, sollen zunächst die wesentli- 
chen Merkmale der Organisationen betrachtet werden, die über die Nega- 
tiv-Definition der »Nichtstaatlichkeit« hinausweisen. Dabei stehen weniger 
die »etablierten« NROn, wie politische Stiftungen, kirchliche Hilfswerke, 
Wohlfahrtsverbände und wissenschaftliche Institute im Zentrum der 
Überlegungen, sondern die institutionalisierten sozialen Bewegungen, die 
weniger strukturiert sind und kaum formelle Mitgliedschaften und formale 
Organisationsformen aufweisen, die aber durch eine enge Bindung an ihre 
Basis gekennzeichnet sind (vgl. auch Bruckmeier 1994a: 228). 

Eine Betrachtung der Handlungsebenen, der Ziele und Instrumente dieser 
NROn, des Grades ihrer Institutionalisierung, der personellen Kapazitäten, 
der fachlichen Kompetenzen und der technischen sowie finanziellen Mög- 
lichkeiten können Erkenntnisse über Gemeinsamkeiten liefern, die eine 
Vernetzung ermöglichen bzw. über Unterschiede, die eine Vernetzung 
verhindern. Neben den lediglich auf nationaler Ebene agierenden NROn 
gibt es nach Anheier (1992: 1423) zwei weitere Organisationsformen, die 
international operieren: erstens die im Rahmen des Systems der UNO agie- 
renden NROn und zweitens die NROn, die auf dem Gebiet der Entwick- 
lungspolitik und -hilfe tätig sind. Für die vorliegenden Überlegungen greift 
dieser Ansatz zu kurz. Zum einen werden dadurch die international agie- 
renden Umweltorganisationen nicht erfaßt und andererseits bleiben die in- 
ternational auftretenden Süd-NROn ausgeblendet. Bei Glagow (1992: 304) 
findet sich eine für die Untersuchung der Netzwerkbildung ebenso unzu- 
längliche Beschreibung des Tätigkeitsspektrums durch »Kleinräumigkeit, 
soziale Überschaubarkeit (und) lebensweltnahe Problemlagen«. Dadurch 
wird zwar die Verankerung der NROn, d. h. ihre Basisnähe und deren 
unmittelbare (Problem-)Betroffenheit erfaßt, nicht aber, daß sie auch in die 
globale Systemwelt eingebettet sind. 

Als übergeordnete Ziele der NROn können die Durchsetzung von Partiku- 
larinteressen, die Intervention in den historisch-politischen Prozeß oder die 
Errichtung neuer zivilgesellschaftlicher Strukturen, also die Herbeiführung 
von sozialem Wandel, benannt werden. NROn dienen dabei als Sprach- 
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rohr, Vermittlungs- und Verteilungsstellen von Geld an Selbsthilfegruppen, 
leisten Projektarbeit, arbeiten als Menschenrechts- und Frauenverbände, 
sind in der Umwelt- oder Flüchtlingspolitik tätig oder wirken auf die 
Mobilisierung von Gegenmacht hin etc. In diesen Bereichen zeigen sich die 
Vorteile von NROn: Ihre Stärke liegt zweifellos in der Artikulierung der 
Bedürfnisse und Interessen ihrer Klientel innerhalb der lokalen, kulturellen 
und sozialen Gegebenheiten (Anheier 1992: 1424). Auch daß NROn 
meistens »partizipativ«, »sozial-integrativ«, »klientelnah«, »unbürokrati- 
sch« und »kulturell eigenständig« sind, hat zum Gründungsboom dieses 
Organisationstypus beigetragen. Allerdings liegen über diese »komparati- 
ven Vorteile«, zu denen auch Freiheit von politischen Zwängen, Innovati- 
onsbereitschaft, Flexibilität sowie eine Orientierung an Arbeitsinteressen 
und nicht an Kapitalinteressen zählen, kaum empirische Untersuchungen 
vor. Das gleiche gilt für die Schwächen der NROn, zu denen die perma- 
nente Finanzknappheit, die mangelnde technische Infrastruktur oder die 
hohe Arbeitsbelastung der meist unbezahlten Arbeitskräfte gehören. 

NROn gründen sich häufig aus normativen Motiven heraus und verfolgen 
vielfältige Ziele wie Bewußtseinsbildung, Einstellungsveränderung oder 
»capacity building«. Sie bieten zwar in manchen Fällen auch Dienstlei- 
stungen und Sachgüter an, ihre Arbeit ist aber nicht an Gewinnmaximie- 
rung, sondern am Wohl ihrer Klientel orientiert. Die Zieldefinitionen sind 
häufig moralisch bestimmt und folgen oft vagen, ambivalenten Zieläuße- 
rungen. Die Instrumente zur Realisierung der Ziele reichen von Mobilisie- 
rung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit bis hin zu Lobbying sowie der 
Partizipation in Experten- und Entscheidungsgremien, wobei die Aktions- 
formen meist wichtiger sind als professionelle Expertise und Qualifizie- 
rung. Roth/Rucht weisen darauf hin, daß es 


»für die neuen sozialen Bewegungen um die Entfaltung einer politischen Gegenöffentlichkeit 
(geht), die den Eigensinn der Protestmotive und Situationsbeschreibungen gegen die Definiti- 
onsmacht der Medien- und Verbandsöffentlichkeit zur Geltung bringt. Öffentlichkeitsformen 
der Bewegungen sind zugleich ihre Seibsterzeugung. Sie bilden das Medium zur Anerken- 
nung und Verallgemeinerung von Protestmotiven, erzeugen und verbreiten 'alternative‘ 
Orientierungen, Werte und Normen und sie stellen ein Terrain dar, auf dem Opposition, 
Selbstbehauptung und Gegenkonzepte sich bewähren müssen« (Roth 1987: 74). 

Viele Gruppen gründen sich spontan oder verlagern ihre Schwerpunkte 
entsprechend dem gesellschaftlich-historischen Veränderungsprozeß, was 
gegenüber tradierten und bürokratischen Organisationsstrukturen mit er- 
heblichen Vorteilen verbunden ist. Während die Integration über gemein- 
same Wertvorstellungen und verbindliche Programme bei fast allen NROn 
ähnlich ist, variiert der Grad der Institutionalisierung zwischen den ver- 


schiedenen Gruppen erheblich. Wesentliche Unterschiede zwischen NROn 
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ergeben sich schließlich auch aus ihrem jeweiligen politischen, kulturellen 
oder religiösen Hintergund. 

Hey/Brendie (1992) treffen bei den Umweltverbänden die Unterscheidung 
in eher »erfolgsorientierte« und eher »wertorientiertex Gruppen. Bei den 
»erfolgsorientierten« steht die Machbarkeit und der strategische Einsatz 
verschiedener Instrumente im Vordergrund, während bei den »wertorien- 
tierten« die Identität der NROn und Grundsatzfragen von größerer Bedeu- 
tung sind. Unabhängig von dieser Unterscheidung hängt das Überleben der 
NROn von deren Fähigkeit ab, externe finanzielle Ressourcen zu mobili- 
sieren. Der Spendenmarkt in Verbindung mit entwicklungs- und umwelt- 
politischer Bildungsarbeit ist dabei eine der Haupteinnahmequellen der 
NROn. »Eıst auf diese Weise«, so faßt Nuscheler (1991: 291) zusammen, 
»wurden sie zum Organisationskern einer außerparlamentarischen 'Ent- 
wicklungs-Lobby', die auf die staatliche Entwicklungspolitik Einfluß zu 
nehmen versucht«. Das gleiche kann auf die Umwelt-NROn bezogen wer- 
den. Andere Finanzierungsmöglichkeiten, wie etwa durch staatliche oder 
suprastaatliche Institutionen, erfordern dagegen oft Abstriche bei den ei- 
genen Vorstellungen zur entwicklungs- und umweltpolitischen Arbeit, ent- 
sprechend dem afrıkanischen Sprichwort: »If you have your hand in 
another man's pocket, you have to move when he moves«. So lassen sich 
NROn auch anhand ihrer externen Finanzierungsquellen und ihren Fähig- 
keiten zur Selbstfinanzierung typologisieren. 


5. Die Zusammenarbeit von Umwelt- und Entwicklungs-NROnr 


Spätestens seit der Umweltkonferenz 1972 in Stockholm besteht ein all- 
gemeiner Konsens, daß es eine armutsbedingte Umweltzerstörung gibt 
(Harborth 1991: 45). Die »ernsthafte« Verknüpfung der umwelt- und ent- 
wicklungspolitischen Fragestellung terminiert Messner (1993: 39) aber erst 
auf die 90er Jahre, »als die globale Dimension der Ökologiekrise offenbar 
wurde und als außerdem auch zunehmend Umweltprobieme in Periphe- 
riestaaten 'entdeckt' wurden, die sich als global relevant herausstellten« 
(Messner 1993: 39). Mit der UNCED-Konferenz ist dann ins Bewußtsein 
gelangt, daß es eine reichtumsbedingte Umweltzerstörung gibt, so daß sich 
die verknüpften umwelt- und entwicklungspolitischen Lösungsstrategien 
von ihrer vorwiegend südlichen Ausrichtung lösen und damit globalisieren 
können. Für Altvater (1994: 191) steht Rio deshalb auch für die »begin- 
nende Erkenntnis von der ökonomisch-ökologischen Paradoxie«. 

Die Umweltbewegungen in den Industrienationen kämpften zunächst in er- 
ster Linie gegen Verschmutzungsprobleme in lokalen und nationalen Räu- 
men. In dem Maße wie die Probleme auf der internationalen Ebene wahr- 
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genommen wurden, erfolgte auch eine Berücksichtigung entwicklungspo- 
litischer Belange. Die Forderung nach einer Ökologisierung der Entwick- 
lungshilfe verband erstmals Umwelt-NROn und Entwicklungs-NROn. 
Schließlich konnte es sich auch die Umweltbewegung nicht mehr »erlau- 
ben, ihre Ziele unabhängig von der sozialen Frage (Kampf gegen Armut) 
und unabhängig von der politischen Frage (dem Kampf um Menschen- 
rechte und Demokratie) zu verfolgen« (Ullrich/Kürzinger-Wiemann 1991: 
168). Mit dem Begriff des »sustainable developement«, wie er im 
Brundtlandbericht (Hauff 1987) und dann auch im wissenschaftlichen Dis- 
kurs große Verbreitung fand, wurde schließlich ein Konzept von Entwick- 
lung umrissen, das sowohl umweltverträglich als auch nachhaltig sein soll. 

Durch die Verknüpfung von Umwelt-NROn und Entwicklungs-NROn 
wurde ein enormer Anstieg im Mobilisierungspotential und der Einfluß- 
nahme auf die Öffentlichkeit erreicht. Ullrich/Kürzinger-Wiemann stellen 
dazu fest: »Die Verletzung der Natur durch Projekte der Entwicklungszu- 
sammenarbeit bringt die öffentlichen Gemüter weit stärker auf als etwaige 
Unverträglichkeiten und Schäden im sozialen und ökonomischen Bereich« 
(Ullrich/Kürzinger-Wiemann 1991:167). Damit besteht nach Ansicht der 
Autoren aber auch die »Gefahr einer euro- und ökozentristischen Sicht- 
weise«. Umweltpolitik kann in diesem Sinne dazu genutzt werden, die 
gescheiterte »Entwicklungshilfe« der verlorenen Jahrzehnte unter dem 
Vorsatz der Rettung der Natur weiterhin salonfähig zu halten, d. h. ihr eine 
neue Legitimationsgrundlage zu verschaffen. Damit besteht dann die Ge- 
fahr, daß die NROn des Nordens bestimmen, welche Teile der Natur unter 
welchen ökologischen Gesichtspunkten zu schützen sind. Andererseits gibt 
es aber auch die Chance, durch die Einbeziehung der Umwelt-NROn zu 
verbesserten entwicklungspolitischen Ansätzen zu gelangen. 


6. Das Verhältnis zwischen Süd- und Nord-NROn 


Mit der Abnahme des Übergewichts der nordamerikanischen NROn auf- 
grund der vermehrten Teilnahme europäischer NROn an den internationa- 
len Aktivitäten und der Zunahme von NROn in afrikanischen, asiatischen 
und lateinamerikanischen Staaten wurde die Globalisierung der NRO- 
community eingeleitet. Allerdings beschränkt sich diese Globalisierung 
noch weitgehend auf die Entwicklungszusammenarbeit (Anheier 1992: 
1424). Die Süd-NROn werden »geradezu (zum) Gegenstand einer weltweit 
organisierten Zugriffsjagd« (Glagow 1992: 314). Sie werden verstärkt von 
Nord-NROn als Implementationsorgane in die Entwicklungszusammenar- 
beit einbezogen (Wegner 1994: 326). Diese »Maklerrolle« zwischen loka- 
len NROn und ausländischen Gebern verlängert die »Hilfskette vom ei- 
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gentlichen Geldgeber, dem Spender oder Steuerzahler in den industrie- 
ländern bis zu den Zielgruppen in den Entwicklungsländern« (ebd.: 341). 
Damit sind die potentiellen Konflikte schon angedeutet. 

Die Nord-NROn treten dabei als Geberorganisationen auf, die den Verwal- 
tungsaufwand und vor allem die Projektarbeit finanziell fördern und absi- 
chern. Sie sind damit ein »gewichtiges Organisationselement einer interna- 
tionalen und zunehmend international vernetzten NGO-Bewegung« 
(Nuscheler 1991: 297), die jedoch zur Umsetzung ihrer konkreten Aus- 
landsarbeit wiederum auf die Zusammenarbeit mit den Süd-NROn ange- 
wiesen ist. Das hat für die Süd-NROn positive wie negative Folgewirkun- 
gen: die einseitige Ressourcenübertragung kann von der solidarischen Un- 
terstützung bis zur paternalistischen Kontrollfunktion reichen. Immer aber 
handelt es sich um ein Abhängigkeitsverhältnis. 

Bei der direkten Unterstützung durch die Nord-NROn können jedoch noch 
weitere Probleme auftreten. Erhalten die Süd-NROn keine zusätzlichen 
Gelder, sondern treten sie bei der Verteilung der Mittel in Konkurrenz zu 
ihren Regierungen, so ist mit einer Verschlechterung der Beziehung zwi- 
schen den NROn und dem Staat zu rechnen." Dadurch kann dann die Er- 
langung oder Aufrechterhaltung ihrer Autonomie, gerade hinsichtlich ei- 
gener Entwicklungsstrategien gefährdet werden und an deren Stelle eine 
»Empfängermentalität« treten. Eine Überforderung der Süd-NROn kann 
außerdem zu einer ungesteuerten und chaotischen Distribution von Ser- 
viceleistungen führen. Schließlich besteht die Gefahr, daß die Süd-NROn 
den Entscheidungen der Geberorganisationen untergeordnet und am Ent- 
scheidungsprozeß über die Projektarbeit nicht beteiligt werden. Während 
die Süd-NROn mit diesen Problemen konfrontiert sind, können die Nord- 
NROn übergeordnete Probleme aufgreifen, Entwicklungsperspektiven er- 
arbeiten und dadurch die Definitionsmacht über die Ziele, Strategien und 
Konzepte erlangen. 

Eine größere Autonomie können die Süd-NROn dadurch erreichen, daß sie 
mit mehreren Nord-NROn oder staatlichen Organisationen kooperieren, 
wodurch die Abhängigkeit aber nur umverteilt und nicht aufgehoben wird. 
Die Spendenakquisition vor Ort mit dem Ziel der finanziellen Unabhän- 
gigkeit dürfte für die Süd-NROn auf absehbare Zeit nur schwer möglich 
sein, zumal durch die Zunahme der Organisationen auch die Konkurrenz 
auf dem Spendenmarkt wächst. Das gleiche gilt für die Konzentration der 
Aktivitäten auf den produktiven Sektor, um selbst Gelder zu erwirtschaf- 


Auf diese Situation reagieren die Nationen der kapitalistischen Peripherie nicht selten mit 
der Gründung eigener Organisationen, den sog. Quasi-Non-Governmental-Organizations 
(QUANGOs) oder den Governmental-Owned-NGOs (GONGOSs), um selbst Spenden und 
NRO-Zuwendungen von Geberländern und internationalen Organisationen zu erhalten. 
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ten. Bei letzterem besteht auch die Gefahr, zu sehr in Marktnähe zu geraten 
und den ursprünglichen Organisationscharakter zu verlieren. 

Diese Einseitigkeit in den entwicklungspolitischen Nord-Süd-Beziehungen 
der NROn, die sich nicht nur über den Ressourcenfluß sondern auch über 
die Einflußnahme bei der konkreten Projektarbeit zeigt, erfährt aber auch 
schon erste korrigierende Impulse. Dazu trägt bei, daß es den Süäd-NROn in 
der Entwicklungspolitik gelungen ist, ihre Abhängigkeit vom Geld zu 
reduzieren und vermehrt »nicht-materielle« Hilfestellung zu geben. 
Gleichzeitig werden in dem Maße, wie das in den kapitalistischen Indu- 
strienationen vorherrschende Konsumtions- und Produktionsmodell von 
den Süd-NROn kritisiert wird, auch die Nord-NROn reagieren müssen - 
und zwar nicht nur mit verbalen Zugeständnissen, sondern durch konkrete 
Maßnahmen. Die »Projektionen über eigene politische Träume, die sich im 
eigenen Land nicht verwirklichen lassen« (Nuscheler 1991: 299) haben 
damit ausgedient und bieten möglicherweise die Chance für eine Demo- 
kratisierung der internationalen NRO-Beziehungen. 

Diesem Prozeß werden sich die entwicklungspolitischen Nord-NROn zu- 
künftig verstärkt stellen müssen, um nicht in ihrer politischen oder projekt- 
bezogenen Arbeit an Glaubwürdigkeit zu verlieren. In diesem Zusammen- 
hang ist es auch wichtig, daß Kompetenzen an die NROn im Süden über- 
tragen werden und deren Eigenständigkeit gefördert wird, so daß die 
»nördliche« Definitionsmacht über Probleme, Lösungskonzepte und Hand- 
lungsstrategien abgebaut werden kann. Nach Freyhold (1987: 105) muß ein 
Rahmen geschaffen werden, in dem »soziale Bewegungen mündig werden 
können und Initiativen von unten die Chance bekommen, sich dem Zugriff 
von Staat und Kapital zu entziehen«. 

Die Nord-Süd-Beziehungen von Umwelt-NROn sind noch im Entstehen 
begriffen und daher weniger ideologisch vorbelastet, als dies bei den ent- 
wicklungspolitisch ausgerichteten NROn der Fall ist. Am Beispiel von 
Mexiko weisen Ullrich/Kürzinger-Wiemann (1991: 176f) auf einige Pro- 
blemlagen hin. Vielen Organisationen fehlt es an entsprechenden Struktu- 
ren sowie an finanzieller und fachlicher Konsolidierung, was zu einer in- 
stabilen innerorganisatorischen Demokratie und fehlender Partizipation 
führt. »Die Verhandlungsmacht gegenüber dem Staat kann nur durch die 
Bildung eines Netzwerkes gestärkt werden, das nicht nur den Informati- 
onsaustausch intensivieren, die Möglichkeiten der Arbeitsteilung aus- 
schöpfen, sondern auch Diskussionen über die Rolle der Umweltbewegung 
führen und Ansätze zu einer pragmatischen, alternativen Wirtschaftspolitik 
entwickeln kann« (Ullrich/Kürzinger-Wiemann 1991: 178). 
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7. Ansätze der Netzwerkanalyse 


Bei der Untersuchung kooperierender Organisationen kann die Netzwerka- 
nalyse ein sinnvolles Hilfsmittel darstellen. Der Begriff des Netzwerkes ist 
aus der Politikfeldanalyse hervorgegangen und bezeichnet das Bezie- 
hungsgeflecht der politischen Akteure, die an einem Entscheidungsprozeß 
unmittelbar oder in weiterem Sinne beteiligt sind. Die Netzwerkanalyse 
soll in diesem Kontext einen Einblick in die Entscheidungsfindung geben 
und Rückschlüsse auf mögliche Politikergebnisse zulassen. So läßt sich 
während des UNTED-Prozesses, und dort spezieli bei der Aushandlung des 
Klimaregimes, ein »inneres Netzwerk«, in dem die Delegationen der 
einzelnen Länder vertreten waren, die die Entscheidungsmacht über die 
Vereinbarungen hatten, von einem »äußeren Netzwerk« unterscheiden, zu 
dem neben den internationalen Regierungsorganisationen und den Unter- 
organen der Vereinten Nationen auch die NROn gehörten und das vor al- 
lem Informations- und Lobbyarbeit leistete (vgl. auch Oberthür 1994: 28f). 
Innerhalb der Organisationssoziologie werden Netzwerke nicht als festge- 
fügte Einheiten betrachtet, da sie ständiger Veränderung unterliegen. 
Netzwerke werden sozial und kulturell von ihrer Umgebung geprägt. Keil 
(1992) führt hier als einfachste Beziehung zwischen zwei Organisationen 
die »dyadische Verbindung« auf, die auf Kooperation oder Absprache zur 
Angebotskoordination und -verbesserung dient. Die Erweiterung auf eine 
Gruppe von Organisationen führt zu dem Ansatz des Action Sets (Whetten 
1987), der komplexere Interaktionsbeziehungen zwischen mehreren Orga- 
nisationen untersucht. Action Sets werden auch als Teile oder Subsysteme 
einer Organisationspopulation betrachtet. Je größer die Anzahl der Teil- 
nehmer einer Vernetzung ist, desto schwieriger werden eindeutige Aussa- 
gen über die Interaktionsstrukturen. Durch leistungsfähige Computerpro- 
gramme ist es zwar möglich geworden, die Interaktionsformen von Netz- 
werken mit vielen Teilnehmern zu modellieren, doch bleiben ın solchen 
Untersuchungen Umwelteinflüsse, historische Dimensionen und spezifi- 
sche Strukturen von Netzwerken unbeachtet. 

Zur tieferen Analyse der Organisationsrealität dient das Konzept der 
Organısationskultur (Ouchi/Wilkens 1985). Die Organisationsgruppen 
werden dabei als Gesamtheit betrachtet, die spezifische soziale Strukturen 
besitzen. Hierzu werden Praktiken, Riten, Mythen und Wertvorstellungen 
gezählt. Durch das Konzept der Organisationskultur wird die formal-quan- 
titativ orientierte Vernetzungsforschung zwar erweitert. Um Vernetzung 
auf der internationalen Ebene zu untersuchen und den dabei auftretenden 
Problemen der interkulturellen Kommunikation gerecht zu werden, muß 
die Netzwerkanalyse aber noch erheblich weiterentwickelt werden. 
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8. Der NRO-Beitrag zur Regimebildung 


Aufgrund der anhaltenden Verelendung großer Bevölkerungsteile der Erde 
- nicht nur in den Ländern des Südens - und der globalen Ökologiekrise, 
steigt die Nachfrage nach neuen internationalen entwicklungs- und um- 
weltpolitischen Konzepten. Die unzulängliche Durchsetzungsfähigkeit 
tradierter, internationaler Organisationen bewirkte die Suche nach neuen 
Organisationsformen, die für die Globalisierung der Problemlagen entspre- 
chende Lösungen anzubieten haben. Damit fand auch die Mitte der 80er 
Jahre einsetzende Diskussion um die Bildung von internationalen Regimen 
zunehmend Beachtung, da solche Regime als Bausteine für die Errichtung 
einer Neuen Weltordnung angesehen werden können (Simonis 1994: 459). 

Bei dem politikwissenschaftlichen Regimeansatz steht die Frage im Vor- 
dergrund, unter welchen Bedingungen sich Formen der Kooperation zur 
Bearbeitung von Konflikten entwickeln können und wie es zur Herausbil- 
dung, Institutionalisierung und Internalisierung von Prinzipien, Normen 
und Regeln kommt (vgl. Krasner 1982). Darüber hinaus erscheint es sinn- 
voll, die »Erfolgsbedingung« zu einer Komponente der Regimedefinition 
zu machen. Demnach wird nur dann von einem internationalen Regime ge- 
sprochen »wenn zwischenstaatlich vereinbarte Normen- und Regelsysteme 
das Handeln der beteiligten Staaten wirksam beeinflussen« (Simonis 1994: 
475;vgl. auch Haggard/Simmons 1987). 

In diesem Kontext bewertet Sıimonis (1994: 459) die UNCED-Konferenz 
als einen wichtigen Beitrag zur Entstehung eines Weltklimaregimes und 
anderer globaler Umweltregime. Bei der Aushandlung und Implementation 
der Vereinbarungen von Rio stehen zwar noch die Regierungen der Natio- 
nalstaaten im Zentrum, gerade im Bereich der Umwelt- und Entwicklungs- 
politik kommt aber auch den NROn sowie deren politischen Netzwerken 
eine eigenständige Rolle zu. NROn übernehmen eine wichtige Aufgabe bei 
der politischen und bewußtseinschaffenden Rückkopplung zwischen der 
internationalen und der nationalen Ebene. 

Damit kommt den NROn bei der Herausbildung internationaler Regime ei- 
ne wichtige Funktion zu, die sehr stark von den neuen institutionellen Ar- 
rangements abhängt, d. h. von den politisch-institutionellen Voraussetzun- 
gen für einen umfassenden Systemwandel. Eine langfristige Perspektive 
kann - entsprechend der Regimetheorie - nur dann verfolgt werden, wenn 
sich grenzüberschreitende, trans- und internationale Formen der Koopera- 
üon auch unter den NROn bilden und institutionalisieren lassen. »Institu- 
tion-building ist das Zauberwort, das nun auch auf die NRO Anwendung 
findet« (Glagow 1992: 306). Dabei besteht allerdings die Gefahr, daß 
Netzwerkstrukturen mit übergeordneten Gremien, wenn sie sich einmal in- 
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stitutionalisiert haben, eine eigenständige Handlungsautonomie und Hand- 
lungslogik gewinnen und damit den Bezug zur lokalen und nationalen Ba- 
sis verlieren. 

Ein möglicher Beitrag der NROn zur Regimebildung wird durch die große 
Anzahl der unterschiedlichen Akteure sowie deren unterschiedliche The- 
menbereiche erschwert. Eine weitere Schwierigkeit, die schon angespro- 
chen wurde, liegt in dem Konsensprinzip, das auch für Regime die übliche 
Entscheidungsfindung prägt. Dies kann dazu führen, daß es eine lange Zeit 
dauert, bis Entscheidungen getroffen werden und diese dann oft nur den 
kleinsten gemeinsamen Nenner der Beteiligten repräsentieren. Andererseits 
schafft die Regimebildung wiederum die institutionellen Voraussetzungen 
für kollektive Lern- und Konsensbildungsprozesse. Allerdings dürfte noch 
einige Zeit vergehen, bevor die NROn soweit an politischer Stärke gewon- 
nen haben, daß sie nachhaltig auf Entscheidungen einwirken können und 
damit zu einer gewichtigen Regime-Komponente geworden sind. 


9. Der steinige Pfad der Vernetzung 


Der gemeinsame Feldzug der NROn gegen die erfolglosen Entwicklungs- 
modelle der letzten Jahrzehnte und gegen die weltweite ökologische Zer- 
störung der Lebensräume - ob mit dem Ziel einer eher kosmetischen Scha- 
densbegrenzung oder mit dem Ziel einer radikalen Veränderung - gestaltet 
sich äußerst schwierig. Im Hinblick auf unsere eingangs gestellten Fragen 
nach der Rolle, den Schwierigkeiten und den Einflußmöglichkeiten der 
NROn durch Netzwerkbildung sollen nun wesentliche Charakteristika, 
Verläufe und Eigendynamiken diskutiert werden, die für bzw. gegen eine 
lokale, nationale und internationale Netzwerkbildung sprechen. 

Die Vorteile von Netzwerken in der Arbeitsorganisation sind zunächst evi- 
dent: Durch den Austausch und die Bereitstellung von Informationen, das 
Abstimmen von Aktivitäten, den Aufbau einer gemeinsamen Infrastruktur 
und die Vermeidung von Doppelstrukturen kann das Durchsetzungspoten- 
tial und die Strategiefähigkeit beträchtlich erhöht werden. Dies kann zur 
optimalen Ressourcenausschöpfung und Effektivierung der politischen 
Arbeit beitragen. Umgekehrt kann auch die Interessenbündelung zur Stär- 
kung der einzelnen Gruppen führen. Auf der inhaltlichen Ebene kann durch 
die Erarbeitung gemeinsamer Forderungen und Strategieentwürfe 
(Konflikt- oder Kooperationsstrategien), durch eine horizontale Integration 
(fachliche Zusammenhänge) und eine vertikale Integration (Weitergabe der 
Informationen von oben nach unten) sowie durch die Verbesserung des 
Informationsstandes Rückhalt und Stärke vermittelt werden. 
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Als Vorteil einer möglichen NRO-Vernetzung kann auch deren pluralisti- 
sche Bandbreite gewertet werden, die durch das Netzwerk repräsentiert 
wird. Das große Spektrum der Tätigkeitsfelder der NROn stellt in diesem 
Zusammenhang eine Stärke ihres Organisationstypus dar. Die »Bünde- 
lung« unterschiedlicher Gruppierungen zum gleichen (Teil-}Thema dürfte 
um so beeindruckender wirken, je heterogener die Gruppen sind. Wenn 
darüber hinaus nicht nur auf lokaler und nationaler Ebene, sondern auch in- 
ternational die »Maschen« gestrickt werden, kann das Netzwerk zum 
Rahmen trans- und interkulturellen Kommunikation werden (vgl. 
Bruckmeier 1994: 135). Netzwerke können dadurch ein Gefühl des 
Zusammenhalts und der (internationalen) Solidarität vermitteln, was sich 
wiederum auf das Engagement und die Motivation der Mitglieder, die zum 
großen Teil ehrenamtlich arbeiten, positiv auswirkt. 

Trotz dieser Argumente, die für eine Netzwerkbildung sprechen, lassen 
sich die Probleme und Nachteile nicht von der Hand weisen, die der Ver- 
netzung widersprechen oder diese verhindern. Nicht selten sind auch eigen- 
tümliche Solidarisierungen und Rivalitäten in der NRO-Szene aus- 
zumachen. Die offensichtlichen Vorteile einer lokalen, nationalen und in- 
ternationalen Vernetzung wurden in der Vergangenheit oft durch Gruppen- 
egoismen zurückgedrängt. Da ein Beitritt zum Netzwerk auch die Redu- 
zierung von vereinspolitischen Souveränitätsrechten, Übertragungen von 
Kompetenzen und die Zunahme von Arbeitsaufwand impliziert, wird den 
Zusammenschlüssen gegengesteuert. In der Folge kann es dann zu Kon- 
kurrenz unter den NROn oder gar unter den Netzwerken beispielsweise um 
Informationsvorsprünge kommen, anstatt durch das schnelle Kopieren, Fa- 
xen und Weiterleiten durchgesickerter Memos gemeinsam eine angemes- 
sene Haltung gegenüber der Weltbank (adequate position) abzusprechen 
(Fetscher 1994). Der Versuch, NRO-Netzwerke aufzubauen, so resümiert 
Nuscheler (1991: 294), scheitert jedoch nicht selten an der »Eigenbrötelei« 
vieler NROn. 

Ein eher »erfolgsorientierter« Politikstil könnte dagegen verstärkt auf ein 
versöhnliches Verständnis hinwirken, so daß eine Zusammenarbeit unter 
NROn erleichtert wird. Vor allem bei der Suche nach einem Konsens dürf- 
te sich diese Ausrichtung bewähren. Sie birgt jedoch die Gefahr in sich, 
daß durch die Aushandlung eines Minimalkonsenses und dem dabei ent- 
stehenden »Verlust an den eigenen Inhalten« der Kontakt mit der Basis 
bröckelt. Die informellen Zugangsmöglichkeiten zu den politischen Ent- 
scheidungsträgern spielen bei den »erfolgsorientierten« NROn eine größere 
Rolle. Ein wertorientiertes Politikverständnis dagegen dürfte tendenziell 
eher polarisierend auf die Zusammenarbeit von NROn mit den staatlichen 
Stellen wirken, hat aber unter Umständen den Vorzug der erleichterten 
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Identitätsbildung der Basis gegenüber der Organisation. Dem Selbstver- 
ständnis dieses Typus widerspricht meist die direkte Beeinflussung des 
politischen Entscheidungsprozesses. In beiden Fällen kann hingegen eine 
allzu starke Position oder Führungsrolle der ehrenamtlichen Mitarbeiter 
und der »oberen« Organisationsebene in den NROn den Aufbau von Kon- 
takten und Netzwerken erschweren. 

Die »menschliche Dimension« stellt ein besonderes Merkmal bei der Netz- 
werkbildung dar. Persönliche Beziehungen der RepräsentantInnen der 
NROn prägen oft die Vernetzung. Der starke persönliche Bezug und die 
zentrale Rolle der Gründer können die Kollektivität und die Kommunika- 
tion zwar in vielen Fällen erleichtern. Wenn die Vernetzung einzelner Or- 
ganisationen sich aber vor allem am Engagement, den Außenkontakten und 
Freundschaften einzelner Personen festmacht, kann eine solche Vernet- 
zungstruktur mit den einzelnen Personen zusammenbrechen. Das immer 
häufigere Auftreten von »top-campaignern« in der NRO-Szene weist 
bereits auf diese Schwierigkeit hin. 

Die zunehmende Formalisierung, Professionalisierung und Institutionali- 
sierung der NROn erhöhen zwar die Arbeitseffektivität und die Durchset- 
zungsfähigkeit, sie kann aber auch zu unerwünschter Bürokratisierung 
führen. Wegner (1994: 340) sieht »eine der auffälligsten Bürokratisie- 
rungstendenzen ... in der beschleunigten Entstehung von Netzwerken, 
NRO-Konsortien und sonstigen metropolitanen Vermittlungsinstitutionen«. 
Allerdings diskutiert Wegner nur Netzwerke der Entwicklungszu- 
sammenarbeit, und diese wiederum nur unter den Kriterien der Bürokra- 
tisierung und der Kosten, die sie erzeugen, nicht aber unter den Chancen, 
die sie bieten. Er sieht auch eher eine »institutionelle Zersplitterung des 
NRO-Sektors«, der durch teils gegensätzliche politisch-ideologische Ori- 
entierungen, aber vor allem durch die Konkurrenz um externe Mittel und 
Consultancy-Aufträge bedingt ist und sich in der geringen Neigung vieler 
Organisationen ausdrückt, ihre Vorhaben zu koordinieren (ebd.: 330). 
Unter dem Blickwinkel der Maximierung von Fördergeldern, der intelli- 
genten Einbindungsstrategie der »kleinen«, finanzschwachen NROn durch 
die »großen«, des Profilverlustes und des Verlustes an eigener Identität 
sind organisatorische Zusammenschlüsse meistens problembehaftet. Vor 
allem die internationale Vernetzung bei gleichzeitiger Beibehaltung des 
Basisbezugs bewertet Bruckmeier (1994a: 236) als schwieriges Unterfan- 
gen. Gerade aber Süd-NROn, die weniger in der entwicklungspolitischen 
Projektarbeit, sondern mehr im Lobbying tätig sind, plädieren verstärkt da- 
für, die Fähigkeit der gegenseitigen Absprache und Koordination zu ver- 
bessern, um langfristig das eigene Gewicht und das zivilisatorische Inter- 
ventionspotential in internationalen Prozessen zu erhöhen. 
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Da es bei der Entscheidungsfindung über Strategien und Inhalte keine 
Sanktionsmöglichkeiten gibt, ist die Vernetzung auf das Konsensprinzip 
angewiesen, was langwierige Verhandlungen erforderlich macht. Wenn 
diese Diskussionen dazu führen, daß sich die im Netzwerk zusammenge- 
schlossenen NROn lediglich auf einen Minimalkonsens einigen, kann dies 
für viele Gruppen eine immer größere Entfernung von ihren eigentlichen 
Zielen und vor allem von ihrer Basis bedeuten. Gleichzeitig wird dadurch 
die Entstehung von »NRO-Dinosauriern« mit der Folge des Verlustes an 
Glaubwürdigkeit, an Altruismus und sozialem Engagement (Wegner 1994: 
34]) wahrscheinlicher. Wenn schließlich diese Netzwerke mit hierarchisch 
aufgebauten Dachverbänden verwechselt werden, wird auch die politische 
Aussagekraft der NROn verringert. 

Sowohl die entwicklungs- als auch die umweltpolitischen NROn bewegen 
sich nicht im »herrschaftsfreien Raum«, sondern sind mit den Machtstruk- 
turen und den Systemrestriktionen konfrontiert, die sie für eine erfolgreiche 
Arbeit realistisch einschätzen müssen. Die »Vorstellung, internationale 
Umweltprobleme durch internationale Kooperation zu lösen, klingt ein- 
leuchtend, darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß das Gros der in- 
ternationalen Umweltproblematik das Ergebnis unzureichender nationaler 
Umweltpolitik in den einzelnen Staaten ist« (Wöhlcke 1991: 118). Dabei 
besteht die »Gefahr der Verschleppung zahlreicher Probleme« und »einer 
Anonymisierung der Verantwortung« (ebd.: 118). Entsprechend wird in der 
»Entwicklungsproblematik« durch die internationale Zusammenarbeit das 
Bild der »Einen Welt« gezeichnet, durch das die Spezifika der sich ge- 
genseitig bedingenden »Über- und Unterentwicklung« verwischt werden. 
Zumindest auf der Grundlage des technischen Niveaus globaler Kommu- 
nikation wirft die Netzwerkbildung keine größeren Probleme mehr auf, 
sondern scheint zahlreiche Chancen zu bieten, weshalb das Worldwatch 
Institute (1994: 157) ın seinem neuesten Bericht »Zur Lage der Welt« die- 
sem Thema einen eigenen Abschnitt widmet: »Durch Vernetzung zu einer 
ökologisch nachhaltigen Entwicklung«. Diese optimistische Einschätzung 
begründet sich u.a. auf folgender Feststellung: 


»Die elektronische Post ist ein unerläßliches Hilfsmittel für Initiativen geworden, die sich für 
ökologische und soziale Belange einsetzen. Tausende von Aktivisten und Organisationen 
rund um die Welt koordinieren ihre Kampagne heute über Rechnernetze und tauschen auf 
diesem Wege Nachrichten aus« (ebd.: 158). 

Die Computer-Netzwerke leisteten beim Rio-Gipfel einen wichtigen Bei- 
trag zur Beteiligung der Öffentlichkeit an dem Diskussionsprozeß. Die 
NRO-VertreterInnen vor Ort konnten die Geschäftsstellen in ihren Her- 
kunftsländern problemlos über den Fortgang der Konferenz informieren, 
gemeinsam die Positionen für das Lobbying ausarbeiten und weltweit mit 
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der Presse kommunizieren. Wie Meadows u.a. (1993: 271) schreiben, kann 
eingewendet werden, daß die Menschen in den Peripherie-Nationen viel 
Wichtigeres zu tun haben, als Informationen zu verbreiten: 


»Aber gerade ihre Probleme können die Unterrepräsentierten ohne Nachrichten-Netzwerke 
nicht angemessen formulieren. Und umgekehrt kann die Welt auch von den Leistungen der 
Unterrepräsentierten nicht profitieren, wenn ihre Stimmen nicht zu hören sind« (ebd.). 


10. Perspektiven der Netzwerkbildung 


Aufgrund der bisherigen Überlegungen soll eine Beurteilung zukünftiger 
Vernetzungsperspektiven von NROn vorgenommen werden. Dabei ist zu- 
nächst vom Diskussionsstand über die Vor- und Nachteile der Vernetzung 
innerhalb der NRO-Szene auszugehen. So schreibt Hermle”: »Bekanntlich 
haben große, starke und gut organisierte Interessen die beste Durchset- 
zungschance. Wer am nachdrücklichsten auf sich aufmerksam machen 
kann und über die direkten Zugänge zur Administration und Exekutive 
verfügt, gestaltet Politik entscheidend mit« (Hermle 1994: 18). 

Hilliges’ begegnet der mit dieser positiven Einschätzung verbundenen 
Forderung nach mehr und leistungsfähigeren Netzwerken mit Vorsicht und 
warnt vor der »Irrelevanzfalle«: »Der Zusammenschluß mehrerer Netz- 
werke zu einem Gesamtverband folgt dem ökonomischen Dino-Trend, 
spart sicher Doppelreisen, Zeit in unterschiedlichen Konferenzen mit glei- 
chen Kosten zu gleichen Themen. Zur Nord-Süd-politischen Lobby-Arbeit 
und ihrer gesteigerten Durchschlagskraft sagt dieser Zusammenschluß aber 
erst dann etwas aus, wenn sich die tragenden Mitgliedsorganisationen in- 
tern über die Ziele ihrer Arbeit im Verbund und in Abgrenzung zu ihren 
eigenen Aufgaben Klarheit verschafft haben« (Hilliges 1994: 37). Die Auf- 
fassung von Hermle, nach dessen Ansicht das »wahlbeeinflussende Ge- 
wicht« ein bedeutsames Argument für die Vernetzung darstellt (1994: 17), 
orientiert sich an dem »Machbaren« und kann damit als eher »erfolgsori- 
entiert« eingeschätzt werden. Hilliges hingegen tendiert zur Bedächtigkeit 
und stellt die »Wertediskussion« in den Vordergrund seiner Überlegungen. 
Die bisherige Diskussion zeigt, daß sich die Netzwerkbildung als Grat- 
wanderung erweist. Zum einen muß von den NROn die Chance genutzt 
werden, eine kraftvolle Stimme zu entwickeln, die sich auch politisches 
Gehör verschaffen kann. Diese Orientierung an dem Machbaren führt aber 


Als Leiter der Abteilung Entwicklungspolitik bei Misereor und als Sprecher der »Platt- 
form deutscher Nichtregierungsorganisationen bei der EG« hat Reinhard Hermle den 
Entwurf für ein »Entwicklungspolitisches Forum« mitverfaßt. 
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kaum zu den notwendigen, radikalen Veränderungen in der Umwelt- und 
Entwicklungspolitik, weil einer solchen Veränderung ökonomische und 
politische Herrschaftsinteressen entgegenstehen. Zum anderen werden sich 
stark wertorientierte NROn mit der Netzwerkbildung schwer tun, was zwar 
die Authentizität der Organisationen gewährleistet, aber womöglich die 
politischen Einflußmöglichkeiten schmälert. Allzugroßer Optimismus ist 
also unangebracht. Sinnvoll ist aber, zunächst auf intraorganisatorischer 
Ebene den Weg für die Vernetzung der NROn zu ebnen: »Wenn sie ihr In- 
terventionspotential vergrößern wollen, müssen sie versuchen, durch or- 
ganisatorische Beständigkeit und Sachkunde der Irrelevanzfalle zu entge- 
hen« (Nuscheler 1991: 294). Erst darauf aufbauend kann Netzwerkbildung 
erfolgsversprechend sein. 

Vor dem Hintergrund der diskutierten vielfältigen Problemkonstellationen 
muß die Strategiesuche der NROn fortgesetzt werden. Eine allgemeine Lö- 
sung für die Probleme der Netzwerkbildung wird es wohl kaum geben. Je 
nach den spezifischen Charakteristika der beteiligten Organisationen und 
der zu bearbeitenden Probleme wird dann zwischen den unterschiedlichen 
Formen und Dimensionen von Netzwerken gewählt werden müssen: den 
dicht geknüpften oder losen, den partiellen oder langfristigen, den vertika- 
len oder horizontalen, den intensiven oder unverbindlichen. 
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Sabine Lang 


Geschlechterforschung, Postmoderne und die Wissen- 
schaft von der Politik - Ansichten aus einem aktuellen 
Paradigmenstreit 


1. Einführung 


Unter dem Dach von Geschlechterpolitik und -forschung rumort es: Das 
politische Projekt »Neue Frauenbewegung«, das in den vergangenen Jahren 
gleichsam spiegelbildlich zur wachsenden Zahl feministisch-theoretischer 
Arbeiten in die Krise geriet, hat sich zusehends akademisiert - mit dem 
Resultat, daß die Grundsatzfrage nach den Parametern und Zielen von 
Geschlechierforschung wieder ins Zentrum der Diskussion gerät. Praktike- 
rinnen beklagen, im feministischen Haus herrsche inzwischen eine Wis- 
senschaftlerinnenmehrheit, die den Kopf nicht mehr vor die Tür stecke und 
deren ehemals politisches Engagement in der Besenkammer verstaube. 
»Eine Vermittlung von feministischer Theorie und Praxis, ein Essential 
feministischer Politik, findet nicht mehr statt« (beiträge 1993: 6). Die als 
Humanistinnen oder Essentialistinnen bezeichneten Geschlechterforsche- 
rinnen unterstellen die Zugehörigkeit zu einem »gemeinsamen« Geschlecht 
der Hausbewohnerinnen und irritieren damit die wachsende Zahl derer, die 
diese Identifizierung für fragwürdig oder gar verzichtbar halten. Postmo- 
derne Feministinnen knüpfen die Unterkunft im feministischen Haus statt- 
dessen an den Grad jeweiliger Dezentriertheit und Subversivität und wollen 
im übrigen nicht mehr umstellt von den kategorialen Gerüsten einer 
Pairiarchats- und Kapitalismuskritik leben - dieses sei zu schweres und an- 
tiquiertes feministisches Mobiliar. Und inmitten dieses Konflikts drängt es 
schließlich auch eine Reihe von männlichen Standesvertretern zur sporadi- 
schen Untermiete in der feministischen Geschlechterforschung. 

Den Kern der Auseinandersetzung zwischen postmodernen und struktur- 
kritischen Feministinnen markieren erkenntnistheoretische wie auch politi- 
sche und strategische Konfliktlinien. Während in der bisherigen Diskussion 
um die Beziehung von Kapitalismus und Patriarchat, um die Verwendung 
von psychoanalytischen oder soziologischen Theorien oder um die 
Definitionen von Geschlechterpolitik immerhin noch eine schnittmengen- 
hafte Übereinkunft über Ziele feministischer Arbeit bestand! , scheint die- 


Diese Übereinkunft läßt sich für die Anfänge der Neuen Frauenbewegung und ihrer 
Theorie mit Seyla Benhabib so umschreiben: »...there is consensus around a minimal 
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ser Konsens inzwischen zunehmend fragwürdig: Paradigmen, Begriffe und 
Erkenntnisinteressen haben sich auseinanderentwickelt und treten oft nur 
noch unter größten Sprachproblemen in einen Dialog. Wenn Seyla Ben- 
habib und Drucilla Cornell den um das Jahr 1987 diagnostizierten Para- 
digmenwechsel in der feministischen Theorie als »displacement of the pa- 
radigm of production« bezeichnet haben (Benhabib/Cornell 1987: 1), so 
kann der jetzt keimende Konflikt als Auseinandersetzung um das »dis- 
placement of the paradigm of sex/gender« - die Verschiebung/V erdrän- 
gung? des Geschlechtsparadigmas - beschrieben werden. Die Herausgebe- 
rinnen der Feministischen Studien, Hilge Landweer und Mechthild Rumpf, 
vermerken in ihrer Einleitung zum Band Kritik der Kategorie »Geschlecht« 
von 1993 wachsende »wechselseitige Irritationen« zwischen den 
sogenannten postmodernen Feministinnen und Vertreterinnen der Ge- 
schlechterforschung. Und während Frigga Haug die Ursachen des Kon- 
flikts in einer »zum besseren Begreifen vorgenommenen Absehung von 
Praxis, Verhältnissen, Herrschaft usw« der Postmodernen sieht, meinen 
Landweer und Rumpf als Ursprung des potentiellen Schismas einen Gene- 
rationenkonflikt zu erkennen, ausgelöst durch das Unverständnis einer älte- 
ren und noch frauenbewegten Forscherinnenriege gegenüber dem Erfah- 
rungshintergrund junger WissenschaflerInnen und Studentinnen, die mit 
den »Kampfverhältnissen« der alten Generation nicht mehr viel anfangen 
können (Landweer/Rumpf 1993: 4). 

In diesen unübersichtlichen Wohnverhältnissen im »Haus der Geschlech- 
terforschung« versucht sich nun auch eine feministische Politikwissen- 
schaft zu verorten. Denn obwohl der Feminismus als »politische Theorie« 
gilt (List 1989: 17)’, kam der politikwissenschaftlichen Disziplin bis vor 
nicht allzu langer Zeit noch das zweifelhafte Verdienst zu, eine der letzten 
frauen-unbewegten Bastionen in den Sozial- und Geisteswissenschaften zu 
sein. Die Gründe hierfür sind in den Forschungsgegenständen der politi- 
schen Wissenschaften (Pateman 1989: 3) genauso wie in einer nach wie 
vor männerbündischen Selektion (Sauer 1992: 98) zu suchen. Die klassi- 
schen Domänen der Politologie, also Staat, Herrschaft und politische Insti- 
tutionen, erwiesen sich zunächst sperriger gegenüber feministischen Posi- 
tionen als die meisten soziologischen Arbeitsfelder. In der klassischen De- 


utopia of social life characterized by nurturant, caring, expressive and nonrepressive rela- 
tions between self and other, self and nature.« (Benhabib/Cornell 1987: 4) 
»Verdrängung« weist hier in der Tat auf die Ambiguität eines noch Unentschiedenen hin: 
auf einen Status zwischen Abschaffung und Verbannung in ein Un-Bewußtes. 

Auch wenn strittig ist, in welchen Bereichen politischer Theoriebildung dieser Anspruch 
bereits eingelöst ist. So argumentiert z. B. Catharine A. MacKinnon zurecht: »Feminism 
has no theory of the state. Just as feminism has a theory of power but lacks a specific 
theory of its state form« (MacKinnon 1989: 157). Vgl. auch v. Beyme (1992: 296). 
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finition Max Webers, für den Politik stattfand im »Streben nach Machtan- 
teil oder nach Beeinflussung der Machtverteilung, sei es zwischen Staaten, 
sei es innerhalb eines Staates zwischen den Menschengruppen, die er um- 
schließt« (Weber 1921: 397) wurden machtbewußte Individuen und Grup- 
pen unterstellt, die auch tatsächlich und öffentlich Ansprüche in diesem 
Sinne artikulierten; Frauen waren solche Artikulationsformen lange Zeit 
verstellt. Darüber hinaus hat aber auch das Selbstverständnis feministischer 
Politik, sich zunächst jenseits und außerhalb etablierter politischer Institu- 
tionen zu definieren und zu politisieren, dazu beigetragen, daß sich in der 
Politikwissenschaft lange der Mythos geschlechtsneutraler Forschung be- 
haupten konnte und in Teilen noch kann. Zu lange übte sich deshalb die 
Geschlechterforschung primär am Objekt »Gesellschaft« und gestattete 
sich damit auch weitgehend unreflektiert eine Auflösung von politologi- 
schen Fragestellungen in soziologischen und sozialpsychologischen Theo- 
rien. Dies änderte sich erst, als im Zuge einer zunächst philosophischen 
feministischen Kritik androzentrischer politischer Theorien auch zentrale 
Begriffe wie Macht, Herrschaft, Demokratie und Institutionen in den Blick 
von Geschlechterforscherinnen rückten.‘ 

Den theoretischen Rahmen für das »Engendering« (Phillips 1991) politi- 
scher Institutionen und Kategorien lieferte die seit Beginn der achtziger 
Jahre anhaltende feministische Debatte um Gleichheit und/oder Differenz, 
die auf der einen Seite den Blick schärfte für Ungleichbehandlung, Margi- 
nalisierung und Ausgrenzung von Frauen, auf der anderen Seite Kritik an 
falscher Vergleichgültigung und dem schlichten Insistieren auf Chancen- 
gleichheit transportierte. Die politologische Gleichstellungsforschung ver- 
knüpfte beide Ansätze im Versuch, sowohl ein verfassungsgemäß verbrief- 
tes Recht auf Gleichbehandlung argumentativ zu festigen wie auch den 
Anspruch auf geschlechtsbezogene Differenz da einzuklagen, wo zum Bei- 
spiel biologische oder sozialisationsbedingte Unterschiede zwischen Män- 
nern und Frauen manifest werden. 

Erst mit der feministischen Rezeption poststrukturalistischer und postmo- 
derner Theorien erscheint die Fokussierung auf die weibliche Differenz als 
Grundlage der Geschlechterforschung in neuem Licht: Das Denken in bi- 
nären Rationalitätsstrukturen genauso wie die falsche Vereinheitlichung, 
die Frauen als das »andere« Geschlecht einerseits sichtbar machte, ande- 
rerseits aber auch unzulässig homogenisierte, werden von poststrukturali- 
stischen Positionen aus kritisiert. Geschlecht als Konstrukt zu begreifen, 


* _U.a. Pateman (1986, 1988), Benhabib/Cornell (1987), Schaeffer-Hegel (1988), MacKin- 
non (1989), Phillips (1991), Young (1992), Knapp (1992). 

Vgl. z. B. Maihofer (1990) sowie die feministischen Positionen innerhalb der Verfas- 
sungsdebatte 1990. 
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mündete in eine »Politik« radikaler Dekonstruktion, die das biologische 
Geschlecht (sex) wie auch die Geschlechtsidentität (gender) einschließt 
(Butler 1991). Das Subjekt feministischer Theoriebildung steht damit wie- 
der zur Disposition. 

Die einleitende Schilderung unübersichtlicher »Wohnverhältnisse« in der 
Geschlechterforschung bezeichnet denn auch mehr als einen gleichsam 
naturwüchsigen Ausdifferenzierungsprozeß innerhalb einer komplexen 
Forschungslage: Es handelt sich vielmehr um einen Paradigmenkonflikt 
zwischen normativ-strukturkritischen Ansätzen und poststrukturalisti- 
sch/postmodernen Theoriekonzepten, der die politologisch-feministische 
Forschungsarbeit der nächsten Jahre nachhaltig prägen wird. Auf der einen 
Seite gruppiert sich eine Reihe von Feministinnen, für die die kritisch-in- 
terpretative Arbeit an und in systemischen Kategorien zentral ist, auf der 
anderen Seite argumentieren Forscherinnen, denen jedes System vor allen 
Dingen Zurichtung meint und die dagegen die libertäre Arbeit sprachlicher 
Dekonstruktion und identitätsnegierender Subversion setzen. Unverständ- 
nis und Unmut bleiben auf beiden Seiten nicht aus. So merkt Frigga Haug 
kritisch an: 

»Nach langjährigen Kämpfen um die Wahrnehmung des weiblichen Geschlechts in den Wis- 
senschaften - zunächst unter der Frage der Gleichheit, später der Differenz - ist die Diskussion 
spätestens mit J. Butlers Arbeit Gender Trouble, (deutsch: Das Unbehagen der Geschlechter, 
1991) an dem Punkt angelangt, wo nicht mehr für die Einführung, sondern für Abschaffung 
des Geschlechtsbegriffs gestritten wird« (Haug 1993: 899). 

Auf der anderen Seite erklären postmoderne Feministinnen, daß die kate- 
gorische Ablehnung des postmodernen Diskurses dem Verharren in fal- 
scher Aufklärungspose und einer Absolutsetzung der Wahrnehmung west- 
licher und weißer Frauen geschuldet sei und - dies sei Ausdruck solcher 
Herrschaftsattitüde - die neue Denkbewegung mit dem Argument politi- 
scher Inkorrektheit zum Schweigen gebracht würde (Flax 1992: 459). 

In diesem schwelenden Paradigmenstreit positionieren sich ex- oder im- 
plizit eine Reihe von neuen politologischen Beiträgen zur Geschlechter- 
politik, die die Grundlage der nachfolgenden Überlegungen bilden. Ich 
beziehe mich zunächst primär auf Beiträge aus den USA’, die die Postmo- 


Unterschiedliche Schwerpunktsetzungen in der sozialwissenschaftlichen Geschlechterfor- 
schung lassen gleichwohl als Gemeinsamkeit die empirische oder theoretische Analyse 
der sozialen und politischen Verhältnisse erkennen, die Ungleichheiten zwischen den Ge- 
schlechtern bedingen (in Abwandlung von Nunner-Winkler 1994: 40). Strukturkritik 
heißt Analyse dieser »Verhältnisse«, indem sie Strukturen und Institutionen genauso zum 
Untersuchungsobjekt macht wie die Art und Weise, in der sich Strukturen in Akteure ein- 
schreiben bzw. Akteure diese Strukturen dynamisieren und verändern. 

US-amerikanische Arbeiten stellen in ihrer Rezeption der französischen Poststrukturali- 
sten das Verhältnis von Geschlecht und Politik mehr ins Zentrum als deutschsprachige 
Ansätze, die eher erkenntnistheoretisch angelegt sind. 
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derne für eine feministische Politikwissenschaft nutzbar machen wollen. 
Hier ist zu fragen, welche Optionen für die Beziehungen zwischen Indivi- 
duum und politischer Sphäre die Dekonstruktion des Geschlechts freisetzt, 
welche Vorstellung von Politik sie transportiert und welchen Erklärungs- 
gehalt diese Ansätze beanspruchen. In einem zweiten Teil stelle ich exem- 
plarisch Neuerscheinungen in der deutschen feministischen Politikwissen- 
schaft vor, die am Geschlechterparadigma als Ausgangspunkt einer struk- 
turkritischen Auseinandersetzung mit Demokratie und Herrschaft festhal- 
ten. In einem exkurshaften dritten Teil findet anschließend der Umstand 
Erwähnung, daß die immer noch spärliche, aber in den vergangenen Mona- 
ten wachsende Rezeption feministischer Theorien durch männliche Stan- 
desvertreter überraschend häufig an genau den Beiträgen ansetzt, die eine 
postmoderne Subversion von Wissen und Macht proklamieren. Abschlie- 
ßend wird zu fragen sein, was die jeweiligen Stärken und Schwächen der 
Ansätze für die Untersuchung von »politics, policies und polity« als Ein- 
heit des politologischen Gegenstands ausmacht und wo möglicherweise 
starre Fronten aufzubrechen, wo Brücken zu bauen wären. 


2. Politik im postmodernen Feminismus 


Der zentrale Konfliktpunkt zwischen postmodernen und strukturkritischen 
Forschungsansätzen betrifft die Bedeutung der Kategorie Geschlecht. So- 
wohl in kompensatorischen Analysen zur Gleichberechtigung wie auch in 
den sich anschließenden Differenztheorien wird Geschlecht als Zugehörig- 
keit zu einer auf der Basis von biologischen Merkmalen sozial und kultu- 
rell konstituierten Gruppierung »Männer« oder »Frauen« definiert. Die 
Ausprägungen des Verhältnisses der beiden Geschlechter zueinander bil- 
den die zentrale Achse, auf der sich Erscheinungsformen von Herrschaft 
und Macht, d. h. zum Beispiel strukturelle Diskriminierungen, individuell 
erlebte Gewalt gegen Frauen, aber auch weibliche Aneignungs- und 
Machtstrategien, eingeschrieben haben. 

Graduelle Unterschiede in den feministischen Definitionen der Kategorie 
Geschlecht ergaben sich erst bezüglich der Frage, ob und inwieweit die 
soziale/historische Produktion von »gender« primär auf der weiblichen 
Gebärfähigkeit und essentialistischer Mütterlichkeit basiert oder vorrangig 
männlich-kulturellen Askriptionen bzw. patriarchalen oder kapitalistischen 
Strukturen geschuldet ist. Während Vertreterinnen gynozentrischer/essen- 
tialistischer Feminismen den weiblichen Geschlechtsbegriff an biologische 
Kategorien bzw. an die Fähigkeit zur Fürsorge binden, zeigt für Materiali- 
stinnen wie Sandra Harding dıe Kategorie Geschlecht, 


»wie männliche und weibliche Kleinkinder verschiedene Erfahrungen der geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsteilung, mit der sie konfrontiert sind, machen; und dadurch reproduzieren sich 
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von Generation zu Generation gewisse allgemeine und beinahe universelle Differenzen, die 
das männliche und weibliche Verständnis des eigenen Ich, der anderen und der angemesse- 
nene Beziehung zwischen sich selbst und den anderen prägen« (Harding in List 1989: 435). 
Carole Pateman hat aufgezeigt, wie der »sexual contract« als rechtlich le- 
gitimierter Ausdruck dieser geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zur 
Grundformation moderner Gesellschafts- und Staatenbildung wird 
(Pateman 1988). 

Mit dem Aufkommen von zunächst in Frankreich entwickelten poststuktu- 
ralistischen Theorien etabliert sich inzwischen jedoch ein Strang feministi- 
scher Theorie, der sowohl die gynozentrische wie auch die materialistische 
Variante des Geschlechtsbegriffs als falsche Identifizierung und Identitäts- 
fixierung von Frauen ablehnt und stattdessen die Dekonstruktion der Ge- 
schlechtskategorie forciert. Zwar haben unter anderem Judith Butler und 
Chantal Mouffe darauf hingewiesen, daß in der derzeitigen Diskussion oft 
eine falsche Einheitlichkeit zwischen den postmodernen oder poststruktu- 
ralistischen Positionen von Lacan, Derrida, Foucault, Irigaray und Lyotard 
konstruiert wird (Butler 1992: 4; Mouffe 1992: 370). Butler zum Beispiel 
lehnt eine solche theoretische Schulenbildung entschieden ab als »gesture 
of conceptual mastery that groups together a set of positions under the 
postmodern, that makes the postmodern into an epoch of a synthetic 
whole« (Butler 1992: 5). Doch auch wenn Unterschiede im Denken der 
genannten AutorInnen und dementsprechend auch in der Rezeption zwar 
schon qua Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Disziplinen vorhanden sind, 
stehen sie für einen Paradigmenwechsel in der Erkenntnistheorie. Es lassen 
sich drei übergreifende Motive ausmachen, die den Poststrukturalismus als 
spezifische analytische Praxis ausweisen, der wiederum eine Kulturtheorie 
theoretisch fundiert, die nach Lyotard als Postmoderne bezeichnet werden 
kann. Dies sind 1. Die Dekonstruktion von Binarität und geschlossenen 
Systemen/Theorien in eine Piuralität von Differenzen; 2. Die Dekonstruk- 
tion von Sprache als System mit eindeutigen Referenten und gleichzeitig 
die Position, daß es jenseits von Sprache und Text keine Realitäten und Er- 
fahrungen gibt; 3. Die Dekonstruktion sozialer Systeme mit Hilfe der 
entsubstantialisierten Kategorien Macht und Begehren. 

Dekonstruktion beschreibt die poststrukturalistische Praxis, mit der mate- 
rielle Realitäten als multiple Zeichen- und Bedeutungssysteme entziffert 
werden sollen - und als solche ist sie zunächst eine geschlechtsblinde 
sprachliche Aktivität. Auf die feministische Theorie wird die Dekonstruk- 
tion in der Absicht angewandt, binäre Zuschreibungen zwischen den Ge- 
schlechtern zu unterlaufen und Diskurse zu produzieren, in denen Diffe- 
renzen und beliebige Rollen für beide Geschlechter möglich sind. »Das 
Geschlecht wird dekonstruiert, weil der Dualismus zwischen männlich und 


Geschlechterforschung, Postmoderne und die Wissenschaft von der Politik 649 


weiblich als solcher zurückgewiesen wird« (Ferguson 1992: 873). Vermit- 
tels der Ablehnung von identifizierbaren Geschlechterattributen will post- 
modernes feministisches Denken also neue Spielräume für dezentrierte 
Subjekthaftigkeit schaffen, Spielräume, in denen auch politische Subjekte 
nicht mehr mit dem Beharren auf authentischer Erfahrung und daraus ab- 
geleiteten Handlungspostulaten befrachtet sein sollen. 

Das weibliche Subjekt wird in poststrukturalistischer Sicht vorgestellt als 
Produkt aus »signifying practices which precede her« (Ebert in Sylvester 
1994: 13). Oder anders, von Judith Butler formuliert: »No subject is its 
own point of departure« (Butler 1992: 9). Aus der Spannung »zwischen 
dem Vorhaben, Frauen mit eigener Stimme sprechen zu lassen, und dem 
einer Dekonstruktion des Geschlechts« (Ferguson 1992: 373) entsteht im 
Poststrukturalismus der Akt der Subversion: Es sprechen zwar Individuen, 
doch sie entziehen sich falscher Identifizierung durch Ironie, Spiel, strate- 
gischen Positionswechseln oder Travestie. 

Dementsprechend ist auch die Rolle der Sprache in Anlehnung an Derrida 
definiert als »ein beständiges Ausweichen vor dem Endgültigen, als ein 
endloses Verschieben der Bedeutung« (ebd.: 879). Den Vertreterinnen ei- 
nes strukturkritischen oder hermeneutischen Theorierahmens hingegen 
unterstellen Vertreterinnen des Poststrukturalismus, Sprache sei für sie »ein 
unproblematisches Vehikel zur Bedeutungsübermittlung« (ebd.). Das 
Ringen um Begriffe und Ausdrucksformen wird mit dem Macht-Akt einer 
falschen Identifizierung zwischen Zeichen und Bezeichnetem gleichsetzt. 
Im offenen Prozeß der Dekonstruktion hingegen meinen Poststrukturali- 
stinnen mit besseren Chancen auf das Hintergründige, Verschobene, ober- 
flächlich Verschlossene von Sprache und damit auch von Welt und Politik 
zu stoßen. 

Beispielhaft für die poststrukturalistische Beschäftigung mit dem Politi- 
schen ist der Ansatz von Judith Butler. Als Mitherausgeberin des Bandes 
»Feminists theorize the Political« erläutert sie ihre Theorie der Dekon- 
struktion explizit bezüglich des darin eingelagerten Politikverständnisses. 
Den Kern dieses Politikbegriffs bildet die kontinuierliche Infragestellung 
von Autoritäten, die dem politischen Prozeß fundamentalistische Ansich- 
ten, universale Kategorien oder eindimensionale Interpretationen unterle- 
gen: »It is this movement of interrogating that ruse of authority that seeks 
to close itself off from contest that is, in my view, at the heart of any radi- 
cal political project« (Butler 1992: 8). Poststrukturalismus kann, muß aber 
nicht, als politisches Projekt definiert werden (ebd.). 

In welcher Weise poststrukturalistisch an der Dekonstruktion politischer 
Autoritäten gearbeitet wird, erläutert Butler anhand des Golfkrieges. Sie 
fokussiert ihren Blick auf die mediale Darstellung des Krieges und die 
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scheinbar zunächst mühelos stattfindende Erfüllung einer politischen In- 
tention durch militärisch-instrumentelle Aktionen auf der US-Seite (Butler 
1992: 9). Das Projekt der Dekonstruktion fängt dort an, wo der vermeint- 
lich ursächliche Zusammenhang zwischen Intention und Aktion hinterfragt 
wird. Denn die Macht der Kriegsbilder soll, so Butler, nicht nur militäri- 
sche Erfolge zeigen, sondern auch das westlich-männliche Subjekt in sei- 
ner kriegerischen, technischen und kulturellen Überlegenheit. Doch die 
Intentionalität der kriegerischen Auseinandersetzung kann selbst von den 
scheinbaren Akteuren nicht gewahrt werden. Nichtintendierte Effekte ge- 
nauso wie »hidden agendas« produzieren Folgen, die nicht kalkulierbar 
sind. Doch mehr noch als die in Anlehnung an Foucault präsentierte Hin- 
tergehbarkeit jeder Aktion ist Butler an der visuellen Komplizenschaft der 
Fernsehzuschauer am Krieg interessiert: »...as viewers, we veritably enact 
the allegory of military triumph: we retain our visual distance and our bo- 
dily safety through the desembodied enactment of the kill« (Butler 1992: 
11) mittels des Fernsehgeräts und der direkt an die Bombe angeschlossenen 
Fernsehkamera. 

Butlers postmoderne Beschreibung erhält ihre Stärke aus der sprachlichen 
Vergegenwärtigung dessen, daß Krieg nicht mehr auf einem Männer- 
schlachtfeld ausgetragen wird, sondern geschlechtsneutral ZuschauerInnen 
erhält, die in bestimmte Sichten auf den Krieg einbezogen werden, aber 
denen reale Effekte verschlossen bleiben. Die Grenzen postmoderner De- 
konstruktionsarbeit erweisen sich aber darin, daß Butler die Frage nach 
»agency«, nach Akteuren, nicht parallel zur Dekonstuktionsarbeit im Blick 
hat, sondern erkenntnistheoretisch weit hinten anstellt. Warum bleiben 
denn den ZuschauerInnen gewisse Ansichten auf den Krieg verschlossen? 
Wer zensiert, welche Bilder produziert werden? Die vom Pentagon aus in- 
szenierte US-amerikanische Kriegsberichterstattung folgte Kalkülen und 
Strategien, die identifizierbar zu machen intellektuelle, wissenschaftliche, 
politische Anstrengung bleiben muß. Sprachlich deutlich läßt sich die Be- 
grenzung der postmodernen Fragerichtung zeigen: »But the action conti- 
nues to act after the intentional subject (das US-Militär) has announced its 
completion« (Butler 1992: 12). Doch nicht die Aktion selbst »agiert wei- 
ter«, sondern sie zeitigt Folgen: Folgen, die sich für Saddam Hussein 
gänzlich anders ausnehmen als für die politische Opposition im Irak; Fol- 
gen, die für Frauen andere Konsequenzen haben als für kriegstüchtige 
Männer, für medizinisch unterversorgte Kinder oder Ausländer ım Irak. 
Folgen also, die wiederum an den jeweiligen politischen, sozialen, ge- 
schlechtsbezogenen Subjektstatus von Individuen geknüpft und nur vor de- 
ren Hintergrund überhaupt beschreibbar sind. Darüber hinaus wird ın But- 
lers Schilderung zwar der kriegerische Akt selbst einer vielschichtigen Be- 
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trachtung unterzogen, aber sie spart den globalen politischen und ökono- 
mischen Bezugsrahmen, innerhalb dessen die Kriegsentscheidung fiel, ge- 
nauso aus wie die Frage nach militärischen Kriegsbetreibern und ihren 
Motiven, nach möglichem Widerstand gegen diesen Krieg auf beiden Sei- 
ten, nach unterschiedlichen »agencies« also, deren Beteiligung oder Ver- 
antwortlichkeit politisch zu prüfen wäre. Hier zeigt sich meiner Ansicht 
nach sowohl die beschreibende Stärke bezüglich situativer Machttechniken 
im poststrukturalistischen Denken als auch die analytische Schwäche be- 
züglich komplexer Erklärungsansätze und alternativer Handlungsoptionen. 
Politik im Poststrukturalismus kann demnach definiert werden als indivi- 
duelle und primär sprachlich-subversive Verkehrsform zur Genese und 
Handhabung von Techniken der Machtausübung. Politisierung, d. h. die 
Erweiterung politischer Gestaltungsräume, und Partizipation, d. h. Erweite- 
rung von Teilnahme und Teilhabe, sind in solcher Vorstellung von Politik 
allenfalls als flexible Machtgrößen relevant. Zwar gibt es auch im post- 
strukturalistischen Feminismus durchaus Überlegungen, die politische Ak- 
tionsfelder und die darin Agierenden direkt zum Thema haben. Doch wenn 
dieses Politische als gesellschaftliches Handlungsfeld in den Blick gerät, 
dann bezeichnenderweise häufig in Anlehnung an die von Hannah Arendt 
inspirierte Zelebrierung des politischen Handelns (Honig 1992: 216), das 
nicht primär Erkenntnis, Analyse von sozialen Voraussetzungen und Im- 
plikationen des Handelns reflektiert, sondern den performativen Sprach- 
und Willensakt als Zentrum politischer Aktivität markiert. 

Damit wird auch das zunächst eigentümlich erscheinende Interesse post- 
moderner Theoretikerinnen an Hannah Arendt ein Stück weit verständlich. 
Die Aussperrung des Sozialen aus dem politischen Raum bedeutet in der 
Interpretation der Poststrukturalistinnen zumindest eine Teilgarantie für 
den Verzicht auf Identitätspolitik: 


»From Arendt's perspective, a political community that constitutes itself on the basis of a 
prior, shared, and stable identity threatens to close the spaces of politics, to homogenize or re- 
press the plurality and multiplicity that political action postulates« (ebd: 227). 

Poststrukturalistisch gelesen enthält Arendts Vision einer politischen Pra- 
xis ohne Interessenpolitik, eines politischen Sprechens ohne Ansehung 
materieller Hintergründe und Bedürfnisse, ein Versprechen, und zwar die 
»unwillingness to allow political action to be a site of the representation of 
'what’ we are, of our reified private-realm identities«. Und mehr noch: Das 
Versprechen einer performativen Politik, die statt zu reproduzieren und zu 
repräsentieren was wir sind, ein agonistisches Bild dessen produziert, wer 
wir sind, nämlich fragmentierte Identitäten, neue Geschichten, neue An- 
fänge (ebd.: 226). Dies schränkt den Begriff des Politischen radikal ein: 
Eine kommunikative Verständigung zum Beispiel über Prioritätensetzun- 
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gen, Ziele und Strategien politischen Handelns wird obskur, weil sie ver- 
mittelt über Erkenntnis- und Wahrheitsansprüche unreflektiert Macht 
transportiere. »There is no evidence that appeals to reason, knowledge or 
truth are uniquely effective or ought to occupy privileged positions in 
strategies for change« (Flax 1992: 458). Aus diesem Grund artikuliert die 
Geschlechtskategorie keinen spezifischen Standpunkt und keine privile- 
gierte Weltsicht mehr. 

Nach Ferguson wird die Dekonstruktion des Geschlechts im Namen eines 
»theoretischen Antifundamentalismus« vorgenommen, der das, was sich 
der kategorialen Bestimmung des Männlichen und Weiblichen widersetzt, 
gegen jede »Begründung« aus Grundtatsachen verteidigt (Ferguson 1992: 
873). Jedes »Streben nach Befreiung« hat selbst »teil am Willen zur Macht 
oder am Willen zur Macht über die Wahrheit« (ebd.: 881). Um dieser 
Komplizenschaft zu entgehen, hat sich der feministische Poststrukturalis- 
mus »das bescheidenere Ziel« gesetzt, »die festen Gestalten von Wissen 
und Macht durcheinanderzubringen« (ebd.). Während die Stoßrichtung des 
Arguments einleuchtet, weil sie fundamentale Zuschreibungen vermeiden 
will, klebt es gleichwohl an der Sanktionierung des politischen Status quo. 
Wenn klar ist, daß sich »auch jene Strukturen und Prozesse, die wir für zu- 
tiefst befreiend halten, als unterdrückend erweisen werden« (ebd.) - dann 
wird die politische Praxis zur arbiträren Selektion subversiver Praktiken 
unter den Bedingungen des Utopieverlusts. Das Erkenntnisinteresse der 
poststrukturalistischen Theorie verschiebt sich damit »von einer eher herr- 
schaftskritischen, politikverändernden Analyse auf die Ebene der intellek- 
tuellen Reflexion und Diskursivität, in der der Bezug zu real existierenden 
Herrschaftsverhältnissen und Machtverteilungsprozessen in den Hinter- 
grund tritt« (Lemke 1994: 6). 

Vage Hoffnungen, wie sie zum Beispiel Judith Butler artikuliert, erschei- 
nen im Rahmen der poststrukturalistischen Theorie paradox und werden 
auch so benannt: 

»Paradoxically, it may be that only through releasing the category of women from a fixed re- 
ferent that something like "agency' becomes possible« (Butler 1992: 16). 

Zwar kann die poststrukturalistische Theorie durchaus zu unterschiedlichen 
Subversionsformen animieren, die Frage nach Strukturen moderner 
Demokratie, nach Beteiligungsformen und sozialer Gleichheit, die Frage 
nach dem patriarchalen Staat und seinen Institutionen vermag sie nur 
schwer zu thematisieren. Dies genau sind jedoch Ausgangspunkte für eine 
feministische Wissenschaft von der Politik. Es wandert an dieser Stelle 
deshalb der Blick von poststrukturalistischen Ansätzen hin in einige andere 
Räume feministischer Denkarbeit, in denen von der Kategorie »Ge- 
schlecht« noch keineswegs Abschied genommen wurde. 
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3. Feministische Politikwissenschaft 


In der deutschen Politikwissenschaft findet derzeit einen ersten Nieder- 
schlag, daß das Fach sich zumindest an wenigen politikwissenschaftlichen 
Fachbereichen einen Schwerpunkt Frauenforschung leistet.‘ Mit der Grün- 
dung einer Ad-hoc-Gruppe »Politik und Geschlecht« auf der Jahrestagung 
der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft 1991 ist darüber 
hinaus ein Forum ins Leben gerufen worden, das auf zweimal jährlich statt- 
findenden Tagungen unterschiedliche Ausprägungen einer Politik der Ge- 
schlechterverhältnisse diskutiert. Die ersten beiden der aus diesen Tagun- 
gen hervorgegangenen Bände, jeweils Sammlungen feministisch-polito- 
logischer Arbeiten, belegen, daß die feministische Strukturanalyse und 
-kritik bezogen auf die Zentren politischer Herrschaft und Macht zwar 
noch am Anfang steht, aber gleichwohl faszinierende Ansichten auf die 
Mikrophysik männerdominierter politischer Institutionen und Entschei- 
dungsprozesse freigibt.” Welchen Einfluß haben Frauen heute auf den 
Staat und seine Institutionen? Welchen Anspruch hat die feministische 
Theoriebildung bezüglich der Frage nach Teilhabe von Frauen nicht gene- 
rell im sozialen Raum, sondern insbesondere in jenen Institutionen und 
Organisationen, in denen nach wie vor zentrale politische Grundsatzent- 
scheidungen fallen? Diese Fragen stellen sich zunehmend dringlicher, und 
aus den Beiträgen der beiden Bände spricht die Entschiedenheit, mit der 
die bisherigen Leerstellen in der Forschungspraxis benannt und ausgefüllt 
werden sollen. 

Der erste Band der Reihe zur Gleichstellungspolitik verspricht im Titel ei- 
ne Beschäftigung mıt »Totem und Tabus«, will sagen mit der »Produktion, 
Reproduktion und Legitimation von Gechlechterherrschaft im politischen 
Prozeß« (Sauer 1994: 29)!°. Daß sie diese Geschlechterherrschaft als einen 
zentralen Bezugspunkt für die »demokratische Frage« begreifen, daran las- 
sen die Autorinnen keinen Zweifel: 

»Ein Aspekt des Demokratiedefizits in der Bundesrepublik ist die asymmetrische geschlechts- 


spezifische Verteilung von ökonomischer, politischer, kultureller und symbolischer Macht, 
von Einfluß und Partizipationsmöglichkeiten« (ebd.: 7). 


FU Berlin, Gießen, Hannover sind hier an vorderster Stelle zu nennen; hierin wäre die 
Synopsis von Svenja Falk in Leggewie 1994 über die Schwerpunkte bundesdeutscher po- 
litikwissenschaftlicher Fachbereiche zu vervollständigen. 
Biester, Elke; Holland-Cunz, Barbara; Maleck-Levy, Eva; Ruf; Anja; Sauer, Birgit (Hg.) 
(1994a), Gleichstellungspolitik - Totem und Tabus, Eine feministische Revision, Frank- 
furt/Main. Bd. 1 der Reihe »Politik der Geschlechterverhältnisse«, hrsg. von Eva Kreisky, 
Uta Ruppert und Birgit Sauer sowie Biester, Elke; Holland-Cunz, Barbara; Jansen, Me- 
chtild M.; Maleck-Levy, Eva; Ruf, Anja; Sauer, Birgit (Hg.) (1994b), Das unsichtbare 
Geschlecht der Europa. Der europäische Einigungsprozeß aus feministischer Sicht, Bd. 2 
der o.g. Reihe »Politik der Geschlechterverhältnisse«. Ich beziehe mich im folgenden auf 
diese beiden Bände als ausgewählte Beispiele neuerer feministischer Politikwissenschaft. 

Die folgenden Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf Biester u. a. (1994a). 
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Die Beiträge des Bandes bieten vielfältige Perspektiven auf den Zustand 
heutiger Gleichstellungspolitik, die sich grob in zwei Blöcke systematisie- 
ren lassen: Zunächst werden aus diversen Binnensichten die Möglichkeiten 
und Grenzen von Gleichstellungspolitik markiert; in einem zweiten Teil 
sind Beiträge versammelt, die die Gleichstellungspolitik als feministische 
Strategie kontextualisieren, ihren Leerstellen und blinden Flecken genauso 
Aufmerksamkeit widmen wie diversen nicht intendierten Folgen (ebd.: 13). 
»Die Gleichstellungspolitik ist tot! Es lebe die Gleichstellungspolitik!« 
(ebd.: 10) - aus dieser Ambivalenz führt auch die Autorinnen kein »Köni- 
ginnenweg«. Birgit Henjes analysiert das Selbstverständnis kommunaler 
Frauenbeauftragter und gelangt zur nüchternen Einsicht, daß auch unter 
den Frauenbeauftragten kein Konsens über die Kriterien für Chancen- 
gleichheit und die sogenannte »Verbesserung der Situation von Frauen« 
besteht (Henjes 1994: 56f). Mehr noch als die unklare eigene Positionsbe- 
stimmung ist jedoch das jeweilige Spannungsverhältnis zwischen Politik, 
Verwaltung, Öffentlichkeit und dem je eigenen Selbstverständnis (ebd.: 61) 
konstitutiv für Erfolge oder Mißerfolge der Politik. Dies führt dazu, daß 
auch in diesem Feld von universalen Ansprüchen an Geltung und Im- 
plementation von Gleichstellungspolitik praktisch schon längst Abschied 
genommen worden ist. Erst der jeweilige Kontext ermöglicht die Konkre- 
tion, die für die Arbeit der Frauenbeauftragten nötig ist. Und Gleichstel- 
lungspolitik kann deshalb »theoretisch in jeder einzelnen Kommune mit 
ganz anderen Inhalten gefüllt werden, denen ganz unterschiedliche, auch 
widersprüchliche Maßstäbe zugrunde liegen können« (ebd.). Die Autorin 
sieht hierin Chance und Gefahr zugleich und im übrigen ein umfangreiches 
Empiriefeld für Geschlechterforscherinnen. 

Auch für Clarissa Rudolph sind Frauengleichstellungsstellen nicht Produk- 
te feministischer Bewegung. Indem sie den Blick von der kommunalen 
Ebene hin auf Ländergleichstellungsstellen ausweitet, geraten ihr primär 
die Parteiinteressen in den Blick, die hinter dem Aufbau von Gleichstel- 
lungsministerien oder -stellen in Verwaltungen vorscheinen. Dies schlägt 
sich auch in den jeweiligen Arbeitsschwerpunkten und im politischen 
Selbstverständnis nieder. Während SPD-regierte Länder verstärkt auf die 
Integration von Frauen ins Erwerbsleben hinarbeiten, regiert in CDU-do- 
minierten Ländern tendenziell die klassische Ersetzung von Frauenpolitik 
durch Familienpolitik (Rudolph 1994: 62f). Gleichwohl, dies weist Cerstin 
Gerecht in ihrem Beitrag anhand der Auseinandersetzungen um die Reform 
des Paragraphen 218 nach, kann Frauenpolitik in den Parteien nicht an 
moralischen Absolutheitsansprüchen festhalten, sondern begibt sich in eine 
Situation, in der die Mechanismen der politischen Gesellschaft, das heißt 
Kooperation, Kompromiß und Verhandlung, greifen. Die Autorin 
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relativiert mit ihrer Untersuchung die Vorstellung, daß »eigennütziges 
Handeln und die Maximierung von Vorteilen für die Organisation« hinrei- 
chende Kriterien für die Analyse von Parteien darstellen (Gerecht 1994: 
111). Nur überparteiliche Koalitionen eröffnen für Cerstin Gerecht die Op- 
tion einer erfolgreichen Realisierung frauenpolitischer Forderungen im 
institutionell verfaßten politischen Rahmen. 

Kooperation, Kompromiß und Verhandlung - das sind auch für die Frau- 
enbeauftragte der Freien Universität Berlin, Christine Färber, die Essentials 
für eine Gleichstellungspolitik im Wissenschaftsbereich (Färber 1994: 
120). Die Arbeit in Institutionen folgt anderen Prämissen als sie in koope- 
rativen Strukturen innerhalb der Frauenbewegung vorherrschen, und dies 
bringt Konflikte, Hierarchisierungen, das Brechen von neuen Tabus mit 
sich. Ebenfalls für eine Aneignung des wissenschaftlichen Raumes plädiert 
Theresa Wobbe und verknüpft dies mit einer engagierten Aufmunterung an 
Wissenschaftlerinnen, die 

»historischen Voraussetzungen der geringen Ausbildung einer Lobbypolitik sowie eines pro- 
fessionellen Selbstverständnisses ... nicht so sehr larmoyant als eine Hypothek heutiger Wis- 
senschaftspolitik« zur Kenntnis zu nehmen, sondern als Aufforderung, »den Mangel intellek- 
tueller und politischer Tradition nicht noch festzuklopfen« (Wobbe 1994: 135). 

Allen hier versammelten Binnenperspektiven ist ein Subtext gemeinsam, 
der unter dem Stichwort »Zugang zu Ressourcen« firmiert. Birgit Henjes 
beschreibt, daß insbesondere die ehrenamtlichen Frauenbeauftragten auf 
eine »Politik der kleinen Schritte« bauen und einen »extremen Feminis- 
mus« aus strategischen Gründen infragestellen. Vielleicht etwas unterbe- 
lichtet bleiben in solcher Sicht die vielfältigen institutionellen Hemmnisse, 
»strukturierte Strukturen« also, die Institutionenvertreter mit wahrer Freude 
gegenüber den unliebsamen Advokatinnen der Gleichstellung ausspielen. 
Strukturen, die von Wissensvorsprüngen, Machtallianzen, ungleich- 
gewichtigen zeitlichen Ressourcen durchzogen sind und in denen die ein- 
zelne und ver-einzelte Frauenvertreterin innerhalb kürzester Zeit zur per- 
sona non grata einer Institution abgestempelt wird. 

Es ıst deshalb Elke Biester zuzustimmen, wenn sie in ihrem abschließenden 
Resümee und Ausblick darauf verweist, daß Frauen - trotz Unwohlseins 
mit der »Damenbeinzählerei« - in der Tat verstärkt noch auf die materiellen 
Bedingungen für Gleichstellungspolitik Bezug nehmen müssen. Dies 
besonders angesichts generell knapper staatlicher Ressourcen, die zum 
Beispiel ohne viel Aufhebens in eine Politik wie derzeit in Rheiniand-Pfalz 
münden können, wo mit Rudolf Scharpings Abgang auch gleich das 
eigenständige Frauenministerium einer Kabinettsverkleinerung anheimfiel. 
Abhängigkeiten von Wirtschaft und Staat Konstatiert auch Mechtild Jansen 
als Ursache für wachsenden Anpassungsdruck und in der Folge für dro- 


656 Sabine Lang 


hende Vereinnahmung und Autonomieverlust (Jansen 1994: 147). Kritik- 
würdig ist am Konzept der Gleichstellung auch, daß sie kein »Instrumen- 
tarium der Veränderung auf Seiten der Männer« beinhaltet, die ja Ursache 
des »Frauenproblems« sind (ebd. 149). Eine ebenso folgenreiche Leerstelle 
behandeln Anja Ruf und Uta Ruppert in ihrem Beitrag zu Rassismus und 
internationale ökonomische Ungleichheit (Ruf/Ruppert 1994: 158). Wenn 
Gleichstellungspolitik auf weiße deutsche Frauen beschränkt bleibt, begibt 
sie sich den Chancen einer grundsätzlicheren Re-Demokratisierung von 
Gesellschaft und Politik. 

Gleichstellungspolitik weiterdenken - unter diesem Stichwort lassen sich 
die Beiträge von Mechtild Jansen, Silvia Kontos und Elke Biester zusam- 
menfassen. Silvia Kontos mahnt eine Erweiterung der Perspektive und die 
Einbeziehung von »Veränderungen der gesamtgesellschaftlichen Struktur« 
auf der einen, der »strategisch-politischen Ebene der Organisation und 
Durchsetzung von Interessen« auf der anderen Seite an (Kontos 1994: 43). 
»Machtsensitive Diskursanalysen« erscheinen ihr als Paradigma hierfür nur 
begrenzt geeignet. Die Diskurslastigkeit und die Ausweitung des Poli- 
tischen haben, so ihre Vermutung, möglicherweise »hinter dem Rücken der 
Individuen zu einer Vernachlässigung des traditionellen Politikbereichs ge- 
führt« (ebd.). Hierin unterstützt sie Elke Biester mit einer anregenden for- 
schungsstrategischen Skizze, die verstärkte Beschäftigung mit der 
»geschlechtliche(n) Strukturiertheit der politikwissenschaftlichen Gegen- 
stände - Parteien, Institutionen, Interessen« (Biester 1994a: 176) anmahnt. 
Gegen die These, daß Institutionen nur den offenen Rahmen für politische 
Aktivität und Inanspruchnahme darstellen (vgl. hierzu Rödel/Franken- 
berg/Dubiel 1989: 17) belegen die hier versammelten Beiträge in nuce, wie 
Institutionen selbst als politische Orte verherrschaftlicht sind. Institutionel- 
le Barrieren genauso wie die non-decisions sind verstärkt zu betrachten, 
denn die Geschlechterfrage ist eine »Frage gesellschaftlicher Macht und 
ein Mangel an Demokratie und kein sozialpolitisches Problem« (Biester 
1994a: 185). 

Ernst machen, darauf weist auch Elke Biester hin, müßten die Autorinnen 
vielleicht noch ein Stück mehr mit ihrem Vorsatz, tatsächlich die Mikro- 
physik der Institutionen unter dem Vergrößerungsglas zu betrachten. Denn 
so sehr sich diverse Belege für die Grenzen von Gleichstellungspolitik 
immer wiederholen, so wenig deutlich wird oft, wie innerhalb von Institu- 
tionen die vielfältigen Formen männlicher Resistenz strategisch und prak- 
tisch ablaufen. So stellt Birgit Henjes für die Arbeit von Frauenbeauftrag- 
ten fest, daß 


»gründliche Analysen über die Situation von Frauen vor Ort - die nötig wären, um zu sehen, 
wo Diskriminierungen und Probleme sind, um sinnvolle Schwerpunkte zu setzen und Kon- 
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zepte zu entwickeln - offensichtlich nicht geleistet werden können, schon deshalb nicht, weil 
die Stellen, die meist mit einer einzigen Frau besetzt sind, dazu weder personell noch finan- 
ziell in der Lage sind« (Henjes 1994: 58). 

Das »Damenbeine-, Handlungskompetenzen-, Maßnahmen- und Budget- 
Zählen gehört«, so Biester, bislang nicht zu den Attraktionen eines femi- 
nistisch-politologischen Engagements. Daß hier gleichwohl zukünftig 
Schwerpunkte gesetzt werden müssen, fällt noch krasser als bezüglich der 
empirischen Gleichstellungsforschung im zweiten Band der Reihe zum 
Thema »Europäisierung« ins Auge. 

Was sind die Gründe dafür, daß eine feministische Beschäftigung mit der 
Europäischen Union noch in den Anfängen steckt? Zunächst läßt sich ein 
generelles Problem als Ursache für mangelnde feministische Parameter in 
der Erforschung von supranationalen und internationalen Organisationen 
genauso wie im Feld internationaler Beziehungen ausmachen. Die Struktur 
internationaler Beziehungen und auch ihre Theorie wurde gleichsam mit- 
tels der Evakuierung aller Lebewesen aufgebaut (Sylvester 1994: 5). Ähn- 
lich menschenleer geht es gegenwärtig in der Diskussion um die Struktur 
eines neuen Europa und insbesondere ihrer westlich-institutionellen 
Ausprägung, der Europäischen Union, zu. Mit einem einmaligen Volksent- 
scheid zum Beitritt neuer Länder und Wahlen zu einem Europäischen Par- 
lament, dessen Kompetenzen gegenüber der Exekutivlastigkeit europäi- 
scher Organe nur langsam ausgebaut werden, hält sich das demokratische 
Potential der EU (noch?) in engen Grenzen. Wo Frauen schon national- 
staatlich sich nur wenige öffentlich-politische Räume haben aneignen kön- 
nen, in denen informiert, diskutiert, an politischen Kompromissen gearbei- 
tet genauso wie Toleranzzonen für Minderheitenmeinungen installiert wer- 
den können - wie und wo sollen solche Orte im Haus der Europa entste- 
ben? 

Die Beiträge dieses zweiten Bandes der Politik der Geschlechterverhältnis- 
se eint denn auch eine eher düstere Perspektive.'! Susanne Schunter- 
Kleemann zeigt auf, daß die EU in ihrer jetzigen Form allenfalls einen 
»gouvernemental verformten Staatsfeminismus« betreibt und keinerlei An- 
zeichen erkennbar sind, daß der Emanzipationsprozeß von Frauen stärker 
in den Blick rücken könnte. Zumal dieser in der jetzigen Definition der EU, 
nach denen sich die »Handlungsmöglichkeiten der Gemeinschaftsorgane 
ausschließlich auf das Marktgeschehen und die Sicherung des freien 
Wettbewerbs« beziehen (Schunter-Kleemann 1994: 23), allzu eng auf die 
Erwerbssphäre hin definiert bleibt. Anhand von Lohn-, Technologie- und 
Bürgerrechtspolitik geben drei Autorinnen Einblicke in die Regelungs- und 
Verrrechtlichungsstrategien der EU und insbesondere in die »europäischen 


Die folgenden Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf Biester u. a. (1994b). 


658 Sabine Lang 


Patriarchalisierungstendenzen« (ebd.: 12). Daß diese selbst oft nicht unmit- 
telbar sichtbar werden, sondern gleichsam hinter dem Rücken von EU-Ent- 
scheidungen stattfinden, zeigt besonders nachdrücklich der Beitrag von 
Diana Hummel zu Frauenhandel und Europa 1993. Anni Weiler setzt in 
ihrer Analyse der EU-Lohnpolitik auf das Instrument supranationaler Ver- 
rechtlichung: Eine »möglichst weitgehende direkte Rechtsgeltung von EG- 
Richtlinien« sei »im Fraueninteresse« (Weiler 1994: 53). Ob diese Univer- 
salisierung von Rechtsnormen jedoch insgesamt zum Abbau von Diskri- 
minierungen führt, oder an anderer Stelle neue Ungleichheiten produziert, 
muß gegenwärtig cher skeptisch beantwortet werden. 

Vor falscher Universalisierung und einer zu starken Fokussierung auf einen 
eng definierten Institutionenansatz warnt jedenfalls überzeugend Teresa 
Kulawik in ihrem Beitrag zur Transformation des schwedischen 
Wohlfahrtsstaats. Die mangelnde politikwissenschaftliche Antizipation des 
»Erdbebens« von 1992, in dem die Sozialdemokraten nach 62 Jahren die 
Regierungsmacht zum ersten Mal an die konservative Partei verloren'”, 
begründet sie mit einem zu statischen Forschungsansatz »aus analytischen 
Kategorien, die in systematischer Weise die gesellschaftliche und politi- 
sche Realität verfehlen« (Kulawik 1994: 63). Die »Institutionenfixiertheit« 
habe zu einem Bias geführt, »mit dem die Forschungsperspektive auf die 
bestehende Ordnung und deren Reproduktion« gerichtet wurde (ebd.). In 
dieser Ordnung gab es keine eigenständigen frauenspezifischen Anliegen, 
sondern einen Universalismus von »Arbeitsbürgern« und »Eltern«. Ge- 
schlechterdisparitäten wurden unter Wachstumsbedingungen über eine 
Umverteilung von Männern hin zu Frauen erreicht (ebd.: 77), ohne daß 
grundsätzlich über einen geschlechtsspezifischen Zugang zu Markt- und 
Politikressourcen reflektiert wurde. Die Tatsache, daß Fraueninteressen nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt haben, kann sich jetzt, so Teresa Kula- 
wik, rächen (ebd.: 78). Das scheinbar universale wohlfahrtsstaatliche Kon- 
zept hat auf seiner Unterseite Machtungleichheiten produziert, für deren 
Artikulation es momentan keine Foren gibt. Eine eigenständige Frauen- 
lobby, dies gilt für Schweden genauso wie für das »Europa am östlichen 
Rand«, das Britta Schmitt analysiert (Schmitt 1994: 112), ist deshalb un- 
verzichtbar. 

Die vorliegenden Beiträge legen in der Mehrheit cher Ansichten auf zu- 
künftige Forschungsdesigns frei, als daß sie an bereits vorliegende empiri- 
sche Studien synthetisierend anknüpfen könnten. Eine Dynamisierung und 
Vervielfältigung feministischer Beschäftigung mit supranationalen Institu- 
tionen ist denn auch höchst wünschenswert: 


'? Hier wird von der bürgerlichen Zentrumsregierung 1976-1982 abgeschen. 
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»Die Verbindung zwischen frauenpolitischen Strategien in den einzelnen EU-Ländern und 
frauenpolitischen Zielsetzungen auf supranationaler Ebene, vor allem die Rückwirkung ge- 
samteuropäischer Gleichstellungskonzepte auf nationalstaatliche Frauenpolitiken sowie auf 
die soziale und politische Situation von Frauen bedarf der politikwissenschaftlichen Untersu- 
chung und politischen Auseinandersetzung, sollen nationale wie supranationale Institutionen 
und deren Verflechtung nicht frauenausschließende Strukturen reproduzieren« (Holland- 
Cunz/Ruf/Sauer 1994: 13). 

Die dringliche Aufforderung der Herausgeberinnen bezieht sich zwar zu- 
nächst auf einen spezifischen Forschungsgegenstand, aber sie bezieht sich 
nicht zuletzt auch auf die Arbeit an und im Geschlechterparadigma: Denn 
Aufschluß über die spezifischen Lebenssituationen von Frauen in Europa 
und über mögliche Mobilisierungswege können nur Studien geben, die das 
Geschlechterverhältnis als strukturierendes Merkmal jeweiliger Vergesell- 
schaftung zentral setzen. Mit einer postmodernen Verabschiedung der Ge- 
schlechtskategorie hingegen wäre der analytische Blick z. B. auf ge- 
schlechtsspezifische Ungleichheiten und Diskriminierungen verstellt. Die 
Dynamisierung einer »Politik der Geschlechterverhältnisse«, wie sie in den 
hier versammelten Beiträgen vorgestellt und analysiert wird, versucht hin- 
gegen ein Doppeltes: Sie will die Aneignung bis dato männlicher Politik- 
felder mit der Absicht verknüpfen, die Fallhöhen zwischen feministischer 
Theoriebildung und Praxis durch reichhaltige empirische Unterfütterung zu 
minimieren und mit dieser Arbeit wiederum das feministisch-theoretische 
Gerüst auszubauen. Die Politikwissenschaftlerinnen insistieren auf mate- 
riellen Analysen, auf »thick descriptions« (Clifford Geertz), und legen 
Gewicht vor allem auf die prozessuale und dynamische Dimension des 
Politischen. Bewußt wird Abstand genommen von rein strukturimmanenten 
genauso wie von primär interessegeleiteten Politikbegriffen. »Gleich- 
stellungspolitik (muß) sowohl als strukturiertes Politikfeld als auch als 
strukturierendes Handlungsfeld, als politische Praxis also, begriffen 
werden« (Sauer i994: 30). Wenn Birgit Sauer deshalb von der »struktu- 
rierten Struktur« spricht (ebd.: 31), dann wird hier ein monolithischer 
Begriff geöffnet und um eine aktive Handlungsdimension ergänzt. 

Die hier vorgestellten Beiträge können denn auch als Beispiele dafür ge- 
wertet werden, wie mit dem Geschlechtsparadigma gearbeitet werden kann, 
ohne daß es notwendig ontologisiert, universalisiert oder naturalisiert 
werden muß. 


»Das Geschlechterverhältnis ist ... die strukturelle Grundlage moderner Gesellschaft und Poli- 
tik, die sich in materiellen Bedingungen von Produktion und Reproduktion manifestiert, aber 
auch ein in die Handelnden selbst eingeschriebens, imprägniertes Denk- und Handlungsmu- 
ster, das Ungleichheit und Herrschaft reproduziert und legitimiert« (Sauer 1994: 29). 

Wird demnach, wie dies die vorliegenden Arbeiten tun, der Fokus ver- 
schoben weg von dem, was Geschlecht ist bzw. wie es spricht und hin zu 
dem, wie sich Geschlechterverhältnisse in konkreten Bezügen materialisie- 
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ren, dann sind komplexe situative, soziale und politische Aussagen über die 
Machtverteilung zwischen den Geschlechtern möglich. Diese Kontext- 
bezogenheit läßt gleichwohl Theoriebildung zu, mehr noch, die feministi- 
sche Theoriebildung setzt eine Kontextualisierung der Kategorie Ge- 
schlecht voraus. Auch jenseits definitorischer Zuschreibungen an das - oder 
Dekonstruktionen des - Geschlecht(s) können also Ausprägungen der 
Geschlechterverhältnisse beschrieben, kritisiert und politische Interventio- 
nen thematisiert werden. Die poststrukturalistische Diskursanalyse kann 
hierbei ein Instrument sein - aber ein Instrument unter anderen, verwendbar 
im Bemühen, Bedeutungen diskutierend zu festigen anstatt sie zu 
destabilisieren. 


4. Politologische Mänmersichten auf den Feminismus 


An dieser Stelle sei ein Exkurs erlaubt, der in den Paradigmenstreit gleich- 
sam Stimmen von außen einführt: die Rezeption feministisch-politologi- 
scher Theorien durch männliche Standesvertreter. Es gilt zunächst positiv 
zu vermerken, daß in ersten Anfängen auch die etablierte Politikwissen- 
schaft sich überzeugen läßt, daß a. Frauen und das Geschlechterverhältnis 
nicht nur legitimer, sondern zentraler Gegenstand politikwissenschaftlicher 
Forschung sind, und b. die feministische Politikwissenschaft in der Tat er- 
gänzende und alternative Sichtweisen auf die Gegenstände der Disziplin 
freigibt. Wenn man nun genauer betrachtet, in welchen theoretischen Be- 
zügen des Feminismus sich die männliche Rezeption »andockt«, dann ist 
auch hier ein Trend hin zur Rezeption des poststrukturalistischen oder 
postmodernen Feminismus zu verzeichnen. So ordnet zum Beispiel Klaus 
von Beyme in der neu erschienenen Theorie der Politik im 20. Jahrhundert 
den Feminismus gleich ganz dem Kapitel Postmoderne zu (Beyme 1991: 
296ff). Wolfgang Fach unterfüttert seinen Essay zu Frauenalltag und fe- 
ministischer Theorie (Fach 1994) mit einer imposanten Kenntnis der unter- 
schiedlichen feministischen Ansätze, schreibt seine Folgerungen gleich- 
wohl ebenfalls in das postmoderne Paradigma ein. Und auch Claus Leg- 
gewie rückt den feministischen Differenz-Gedanken in unmittelbare Nähe 
postmoderner Explikationen (Leggewie 1994: 16). 

Hat die wahrnehmbar rezeptive Haltung männlicher Standesverteter ge- 
genüber postmodernem Feminismus schlicht damit zu tun, daß sie zu ge- 
gebener Zeit - 1994 - an postmoderner Weltsicht nicht mehr vorbeikönnen? 
Welcher Erkenntniswert wird dem postmodernen Feminismus gegenüber 
traditionellen feministischen Ansätzen eingeräumt? An den Arbeiten von 
Beyme und Fach läßt sich aufzeigen, auf welche Weise feministische 
Theorie selbst »diszipliniert« bzw. zugerichtet wird, wenn ihre postmo- 


Geschlechterforschung, Postmoderne und die Wissenschaft von der Politik 661 


derne Variante stellvertretend für »die« gegenwärtige Theoriebildung fun- 
giert (Beyme) - andererseits aber auch, auf welche Weise Facetten eines 
postmodernen Feminismus für die Ausformulierung politischer Strategien 
benutzt werden können, ohne sich mit unnötig viel paradigmatischem Ge- 
päck zu beschweren (Fach). 

Klaus von Beyme macht aus seiner grundsätzlichen Skepsis gegenüber 
feministischer Theorie kein Hehl: 


»Feministische Bewegungen lassen sich als Teil der sozialen Bewegungen auffassen. Idealiter 
müßten sie nicht Gegenstand einer gesonderten Bemühung um die Bildung einer politischen 
Theorie sein« (Beyme 1992: 296). 

Während von Beyme das vorhandene Spektrum an strukturkritischen fe- 
ministischen Arbeiten so gut wie keine Erwähnung wert ist, schreibt er 
feministische »Theoriegeschichte«, auch wenn er sie freilich nicht so nen- 
nen mag, als Geschichte fortlaufender »theoretische(r) Entdifferenzierung« 
(ebd.: 305). Weil, so die Diagnose, der Feminismus als soziale Bewegung 
gescheitert sei, radikalisiere sich die Frauenbewegung und treibe gleichsam 
durch eigenes Verschulden in ihrer Bemühung um Theorie in eine 
»postmoderne Fragmentierung und Isolation« (ebd.: 301). Wie ist dieser 
Zusammenhang vorzustellen? Grundübel sind hierbei genau die Prämissen, 
die die feministisch-politische Theorie als ihr traditionelles Fundament be- 
trachtete: Die Infragestellung der Differenz zwischen Abstraktion und 
Konkretion und die angestrebte Verzahnung von Theorie und Praxis. Die 
Frauenbewegung, desillusioniert über ihre faktische Mehrheitsunfähigkeit, 
ihre Unorganisierbarkeit und diverse Mißerfolge im Emanzipationsprozeß, 
versteigt sich in partikularistischen und »immer verstiegeneren Zirkeldis- 
kussionen« (ebd.: 304). Mit dem postmodernen Feminismus sieht Beyme 
denn auch eine neue, vorläufige Kulmination dieser Entdifferenzierungs- 
Spirale heraufziehen. 

Feministisch-postmodernes Sektierertum konstatiert von Beyme und als 
Folge eine »theoretische Selbstisolierung« (ebd.: 304). Schon die Anspie- 
lung auf die »Enttäuschungserlebnisse« anderer Bewegungen, die in dieser 
Phase von Insider-Wissenschaftslehren begleitet worden sind, genügt. Die 
Postmoderne ist also nicht ein »Zeichen der Reife der Bewegung, sondern 
ein gefährlicher Umschlagpunkt der Resignation« (ebd.). 

Unter dem Strich erscheint für Beyme auf der Positivseite des postmoder- 
nen Feminismus allenfalls die Rezeption der Foucaultschen Machtanalyse 


Vgl. als Gegenposition Silvia Kontos 1989, die beiegt, daß sich die Frauenbewegung 
nicht umstandslos unter die Kategorie »neue soziale Bewegung« subsumieren läßt. Es ist 
an dieser Stelle nicht möglich, auf eine Reihe von selektiven Wahrnehmungen in von 
Beymes Darstellung feministischer Theorie und Praxis einzugehen. Ich werde mich hier 
auf seine Rezeption der Beziehung von Postmoderne und Feminismus beschränken. 
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auf der einen, die »Vermeidung nicht mehr zeitgemäßer Ansprüche, die in 
der fragmentierten Konsumgesellschaft ohnehin undurchsetzbar geworden 
sind« (ebd.: 320) auf der anderen Seite. Jenseits dessen unterstreicht er ein 
hedonistisches Moment: daß nämlich postmoderner Feminismus die Fä- 
higkeit entwickle, »seine schwache Position unter den fünf großen Eman- 
zipationsbewegungen der Moderne durch die Förderung von Selbstwertge- 
fühl im Widerstand zu kompensieren« (ebd.). Doch die Positiva bleiben 
ambivalent, ihre Würdigung hat mehr von einer Verbeugung vor dem Zeit- 
geist als von Identifizierung politiktheoretischer oder -praktischer Stärken. 
Es überwiegt das Bild des zeitgenössischen postmodernen Feminismus als 
marginalisierter hedonistischer Bewegung, und vor diesem Hintergrund 
mahnt von Beyme denn auch abschließend an, »daß die unvollendeten 
Projekte der Emanzipation von den unterdrückten Rassen bis zu den unter- 
drückten Frauen sıch noch nicht den postmodernen Luxus der Verabsolu- 
tierung von Partikularinteressen gestatten können« (ebd.: 321). Für einen 
Rückzug in »postmoderne Feminismen unterschiedlicher radikaler Partiku- 
larinteressen« sei es »noch zu früh« (ebd.). 

Resümierend bleibt der Eindruck, daß von Beyme die postmoderne femi- 
nistische Theorie funktionalisiert: Ihr Irrationalismus paßt in die schemati- 
sche Darstellung einer sich nicht politikfeldbezogen, sondern gleichsam 
weltanschaulich konstituierenden Bewegung und ihrer Theorie. Daß sich 
von Beyme ausführlich mit gynozentrischen und ökofeministischen Femi- 
nismen beschäftigt (ebd.: 310ff), andere strukturkritische neuere Forschun- 
gen jedoch unberücksichtigt läßt (zum Beispiel Hartsock 1983; Philips 
1991; Benhabib 1987) bestätigt diese Wahrnehmung. Die kontinuierliche 
feministische Hybris, so mag man zwischen Beymes Zeilen lesen, zeitigt 
nun ein weiteres Kapitel unproduktiver Resultate. Der postmoderne Femi- 
nismus dient in der Beymeschen Perzeption dazu, einmal mehr das Un- 
vermögen feministischer Theoriebildung zu verdeutlichen. Solche Rezep- 
tion ist und kann kein Argument gegen die Theorie sein. Aber die Theorie 
sollte sich gleichwohl bewußter als bislang mit dem Pluralismus der 
»Dekonstruktionen« befassen, die sie zuläßt. Die interpretativen Schiefla- 
gen jedenfalls, die eine selektive Rezeption postmoderner Theorie hervor- 
bringen kann, tragen nicht zur Etablierung feministischer Positionen bei. 
Daß der Zugang zur Postmoderne unter anderen Prämissen positiver aus- 
fällt, zeigt Wolfgang Fach, der in seinem Essay von der Not der Tugend/ 
Tugend der Not eine anregende Konfrontation zwischen »Frauenalltag und 
feministische(r) Theorie« inszeniert (Fach 1994). Wie Frauen den Spagat 
zwischen Beruf und Familie bewerkstelligen, wird unter anderem anhand 
der Ergebnisse eines nordrhein-westfälischen Projekts dargestellt, das die 
Folgen des technischen Wandels bei der Umstrukturierung der Bundespost 
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auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Frauen untersucht hat (Fach 
1994: 8). Fach stellt zunächst unterschiedliche Sichtweisen auf die 
traditionelle Doppelbelastung von Frauen zur Disposition: Machen Frauen 
aus der Not, die den weiblichen Arbeitsalltag zur »strategischen Großope- 
ration« (ebd.: 25) unter nur mangelhafter Beteiligung der Männer werden 
läßt, eine Tugend? Oder wird aus weiblich sozialisierter Tugend- und Mo- 
ralvorstellung eine Selbstbescheidung, die notgedrungen in schlechtere 
Aufstiegschancen und ungleiche Verteilung von Hausarbeit mündet? 
Sichtweisen, die nicht gegeneinander mehr oder weniger Wahrheitsgehalt 
beanspruchen dürfen, sondern sich als Phänomen der »Not der Tugend der 
Not« entpuppen, in dem sich Bedürfnisse und Behinderungen gleicherma- 
ßen auffinden lassen: »Die Dialektik von Not und Tugend, soviel steht je- 
denfalls fest, widersetzt sich jeder einfachen Auflösung« (ebd.: 95). Es gibt 
die Notwendigkeit zum zweiten Einkommen, aber auch Stolz, eigenes Geld 
zu verdienen (ebd.: 20). Es gibt den Wunsch nach »Feminität« und das 
»Programm der Selbstbindung« (ebd.: 21) an einen Partner, aber es gibt 
auch den Wunsch nach Anerkennung und Kommunikation außerhalb der 
Familie. 

Wenig explikatorischen Gewinn, so Fach, versprechen denn auch femini- 
stische Unterfangen, die zuvor als Schwäche interpretierte Differenz - ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung und Kindererziehung als zweifelhafies 
Privileg der Frauen - in die Stärke von Mütterlichkeit umzumünzen: Sol- 
cher Feminismus, »dessen besonderer 'Dreh' darin besteht, daß er statt 
Verhältnissen Interpretationen ändert« (ebd.: 53) zementiert den Status 
quo. Auch eine »Reform von Rechtsvorschriften und Verhaltensroutinen« 
(ebd.: 47) erscheint bei Fach nicht als für sich genommen ausreichende 
feministische Agenda. 

Auf der Suche nach feministischen Strategien zu Selbständigkeit und An- 
eignung von Macht untersucht Fach neben dem rationalistischen Gleich- 
heitsstandpunkt - als Exempel gilt die Gewerkschaftspolitik - und dem anti- 
rationalistischen Mütterlichkeits-Credo auch das neue »post-rationalisti- 
sche« Paradigma (ebd.: 55). Die »verstreuten Bemühungen, mit der Deko- 
nstruktion etwas Konstruktives anzustellen« (ebd.: 56) erscheinen hin- 
sichtlich der beschriebenen Realitäten suspekt: 


»Der ironische Gestus läuft ... Gefahr, die Leichtigkeit des Seins so weit zu treiben, daß er ei- 
nem verkrusteten Status quo am Ende nichts mehr entgegenzusetzen hat als den souveränen 
Schein 'dekonstruierter' Anpassung« (ebd.: 67). »Bei so viel voluntaristischer Unbestimmtheit 
- zumal einer, die mit dem männlich inspirierten Programm einer postmodernen "Alles geht'- 
Philosophie assoziieıt ist, nimmt es nicht Wunder, daß manche den Verdacht schöpfen, hier 
würden Frauen den Ast absägen, auf dem sie sich gerade niedergelassen haben« (ebd.: 55). 


Fach schließt sich hier den Bedenken von Nancy Hartsock an: 
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»Woher kommt es, daß just zu einem Zeitpunkt, da so viele von uns, die vorher zum Schwei- 
gen verurteilt waren, damit begonnen haben, ihre Selbstbestimmung einzuklagen und nicht 
mehr als Objekte, sondern Subjekte der Geschichte zu handeln, daß ausgerechnet da der Sub- 
jektbegriff problematisch wird« (Hartsock 1990; zit. n. Fach 1994: 56). 

In einer politischen Situation, in der weder der Kantsche Universalismus 
noch diverse Essentialismen Handlungsanleitungen produzieren, plädiert 
Fach pragmatisch für einen »strategischen Essentialismus«, der »durch den 
taktischen Wechsel 'wesentlicher' Festlegungen aus der jeweiligen Situa- 
tion das Beste« herausholen kann (Fach 1994: 89). Doch jenseits solcher 
strategischer Interessenformierung im Namen eines Geschlechts muß fe- 
ministisches Denken Identitäten thematisieren, Grenzen problematisieren 
und den Radius männlichen Denkens überschreiten (ebd.: 94) - und hierfür 
macht Fach schließlich Anleihen bei der postmodernen Theorie: Denn auch 
wenn »das ironische Spiel mit den miserablen Umständen und der 
parodistische Eingriff in versteinerte Verhältnisse... alles andere als ent- 
spannte Übungen« (ebd.: 69) sind - Ironie und Parodie sind gegenwärtig 
die einzig auffindbaren Schlüssel zum subversiven Umgang mit Über- 
Mächten. 

Ohne daß man als Leserin am Ende der Lektüre zur Postmoderne konver- 
tiert sein muß, leuchtet die von Fach praktizierte selektive Nutzung ein. 
Fachs Plädoyer gilt einem Postmodernismus der Gelegenheiten; und er be- 
treibt damit in gewisser Weise selbst postmoderne Selektion: Die eklekti- 
sche Nutzung und Interpretation postmoderner Versatzstücke wird neben 
anderen - politisch zugespitzteren - Strategien zu einem Versuchsmittel - 
nicht mehr und nicht weniger. Theoretische Überbaureflexion lehnt der 
Autor ab: Gibt es vor allem Denken und vor aller Gesellschaft zwei Ge- 
schlechter? 

»An diesen Axiomen gibt es nichts herumzudeuteln - man kann sie nur akzeptieren oder de- 
montieren, und postmoderne Feministinnen sind entschiedene "Trümmerfrauen', die am Ende 


ihrer De(kon)struktionsarbeit nichts übriglassen. Es ist dann nur konsequent, wenn mit der 
Gattung auch der Begriff fällt« (ebd.: 55). 


5. Schlußbemerkung 


Wie kann nun abschließend der Paradigmenstreit in der feministischen 
Wissenschaft bewertet werden, und auf welcher Seite sollte sich dabei eine 
feministische Politikwissenschaft engagieren? 

Erstens: Politikwissenschaftliche Feminismusforschung kann dazu beitra- 
gen, den verhärteten und meiner Ansicht nach falschen Gegensatz zwi- 
schen einem konstruierten Essentialismus und poststrukturalistischer De- 
konstruktionsarbeit aufzulösen. Konzepte einer poststrukturalistischen 
»resignification of 'agency'« (Butler 1992: XVT) auf der einen, einer histo- 
risch und sozial situierten Dezentrierung des Geschlechterbegriffs auf der 
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anderen Seite sind hierfür beispielhaft. Das feministisch-politologische 
Projekt, nämlich das geschlechtsbezogene Verhältnis zu politischen Insti- 
tutionen und zu den Instituten von Macht und Herrschaft zu thematisieren, 
schließt sich hier an: Es will falsche Essentialismen beseitigen und anstelle 
dessen neue Handlungsoptionen, einen vergrößerten politischen Raum für 
individuelle und kollektive Teilhabe schaffen. 

Zweitens: Auf der Passage vom autonomen über das situierte hin zum de- 
konstruierten Selbst könnte eine Schnittstelle zwischen strukturkritischen 
und poststrukturalistischen Ansätzen da entstehen, wo Subjekte und Identi- 
täten Kontextualisiert, aber gleichwohl als Akteure in »strukturierten 
Strukturen« (Sauer 1994) wahrgenommen werden. Für Christine Sylvester 
heißt dies: 

»The realization of multiplicity means that we can be sceptical of the assignment 'women' 
while searching for treasures that lie in women's rooms (or spaces of life) before rushing to 
torch the modern house-apartment-studio-hut-hovel-shanty of gender. Each space gives us a 
different location of subjectivity, a different element of identity« (Sylvester 1994: 13). 

Dies bedeutet jedoch drittens eine Relativierung des poststrukturalistischen 
Diktums von der Unhintergehbarkeit der Sprache, die auch die Linguistin 
Deborah Cameron fordert: 

»The use of linguistic and metalinguistie resources to oppress others should not be ignored... 
but we must acknowledge the limitation of theories of oppression that do not go beyond the 
linguistic« (Cameron zit. n. Palmer 1990: 151). 

Solche differenzierie Wahrnehmung von Sprache und Text wird inzwi- 
schen breiter angemahnt: 

»Die Annahme, erst der Diskurs schaffe die Geschlechterdifferenz, die dann in Geschlechts- 
darstellungen zu sozialer Realität wird ... ist genauso naiv wie die Annahme, es gäbe 
eindeutig identifizierbare natürliche Geschlechtsunterschiede, die dann in gender-Konstrukten 
diskursiviert und ideologisch überformt werden.« (Landweer 1993: 37) 

Viertens muß eine feministische Politkwissenschaft an der Re-Politisierung 
postmoderner Ansätze festhalten. Ein gerüttelt Maß an feministischer 
Energie ist im akademischen Raum gegenwärtig in Projekten gebunden, 
die zwar philosophisch spannend, aber poliüsch abstinent bleiben. So hat 
die Postmoderne keinen Begriff von den asymmetrischen Tauschbeziehun- 
gen innerhalb der politischen Gesellschaft und, spezifischer, keinen Begriff 
von den Tauschbeziehungen zwischen den Geschlechtern, die die Mikro- 
physik täglicher Diskriminierung füttern. Genauso wie »Systemtheorie und 
neuerdings gesellschaftswissenschaftlich aufgebrühte 'Chaostheorie' als 
Auswege gesucht und ergriffen werden, um das Nichtbegriffene zu begrei- 
fen« (Narr/Schubert 1994: 229), setzt sich auch der postmoderne Feminis- 
mus der Gefahr aus, körperlose Theorie zu schreiben. 

Deshalb muß zum Beispiel institutionenbezogen analysiert werden, was 
das Gefüge männlicher Herrschaft und patriarchaler Ressourcenverteilung 
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stabil hält. Ein individuell praktizierter subversiver Diskurs mag sich jen- 
seits der Fragen von demokratischen Verkehrsformen, Rechten und sozia- 
ler Gerechtigkeit einrichten - als lebbare Alternative scheint dies aber für 
die Mehrzahl von Frauen an ihren gegenwärtigen Problemen deutlich vor- 
beizuführen. Die postmodernen Strategien der Ironie und Subversion Kön- 
nen zum Beispiel angesichts von Massenarbeitslosigkeit im Einzelfall nur 
als zynisch erscheinen. Mit Ironie können zwar ab und zu Grenzen über- 
schritten werden, aber es muß klar bleiben, daß die Postmoderne damit 
zuförderst eben nur »Sätze (die Sprache) statt Sachen (die Verhältnisse)« 
(Fach 1994: 95) zum Tanzen bringt. 

Fünftens: Was Wolf-Dieter Narr und Alexander Schubert als »systematisch 
hergestellte Verwahrlosung« des Politischen (Narr/Schubert 1994, 88) be- 
schreiben, gilt auch für die feministische Politik. Re-Politisierung heißt für 
die feministiche Kritik deshalb auch, sich von einem Emanzipationsbegriff 
nicht vorschnell zu verabschieden, der ihr gegenwärtig abhanden gekom- 
men zu sein scheint. In den Neuerscheinungen der vergangenen Monate 
jedenfalls hat das Ringen um adäquate Deskription von Geschlecht und 
Differenz das Moment von Freiheit und Gerechtigkeit, das im Emanzipati- 
onsbegriff angelegt ist, fast völlig verdrängt. Verständlich ist dies allemal, 
weil der Fokus auf das »Quo vadis« eine Vielfalt von multiplen We- 
gen/ldentitäten/Frauensubjekten zutage gefördert hat, deren individuelle 
Vorstellungen von Emanzipation durchaus nicht übereinstimmen müssen. 
Pluralisierung wurde zum magischen Stichwort für nicht mehr bündelbare 
Interessen. Die fälschlichen Versprechungen in jenem Pluralismus zu ent- 
schlüsseln, muß gleichwohl Projekt feministischer Politikwissenschaft sein. 
Das, was Lyotard der Kritischen Theorie vorwarf, daß sie zwar die 
Postmoderne vorwegnehme, sie jedoch mit einem altmodernen Konzept 
von Politik »unter dem Banner der Gerechtigkeit« kritisiere, scheint mir 
denn auch kein axiomatischer Widerspruch, sondern ein auch für femini- 
stische Theorie und Politik auszuhaltendes Spannungsverhältnis zu sein 
(vgl. Beyme 1994: 191). 

Sechstens und letztens: Die Analyse des Geschlechterverhältnisses im 
Sinne institutionalisierter sozialer, ökonomischer und politischer Zusam- 
menhänge steckt noch in den Anfängen (Becker-Schmidt 1989: 52). Die 
Frage von Carol Hagemann-White, »ob wir unsere Beteiligung am alltägli- 
chen Geschlechterverhältnis auch lassen können?« (Hagemann-White 
1993: 71) muß - und dies nicht nur aus politikwissenschaftlicher Sicht - in 
jedem Fall mit Nein beantwortet werden. Statt die Kategorie Geschlecht 
theoretisch zum Verschwinden zu bringen, während sie praktisch »well and 
alive« ist, sollte sie im emphatischen Sinne begreifbarer gemacht, 
kontextualisiert und historisch, kulturell, ökonomisch dynamisiert werden. 
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Abschließend bleibt festzuhalten, daß unter dem Dach der Geschlechter- 
forschung vielleicht mehr Souveränität angesagt sein Könnte, eine Haltung 
also, die davon ausgeht, »daß die Frauenforschung oder die Frauen nicht 
alle theoretischen und politischen Probleme zu 'lösen' haben, die seit dem 
Zerfall totalisierender Theorien nicht mehr so einfach unter einem Dach zu 
denken sind« (Wobbe 1994: 136). In jedem Falle aber ist es für feministi- 
sche Theoretikerinnen ratsam, sich ab und zu eine Anmerkung Ernst 
Blochs bezüglich der Marxschen Kritik an Feuerbach zu vergegenwärtigen: 
Da wird eine Betrachtung des Politischen verurteilt, »die nicht umhin zu 
können glaubt, die Dinge umzustellen, jedoch nur im Buch, und die Welt 
selber merkt nichts davon« (Bloch 1959: 319). 
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